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Zusammenfassung 

1. Makroökonomische Bewertung des Bundeshaushalts 2027 

Der Kabinettsentwurf für den Bundeshaushalt 2027 spiegelt die aktuellen politi-
schen Debatten wider: Während die überwiegend kreditfinanzierten Verteidi-
gungsausgaben stark ansteigen, sieht sich die soziale Daseinsvorsorge massiven 

Kürzungen gegenüber. Zwar begrüßen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-

ten das durch die Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) 
sowie den Klima- und Transformationsfonds (KTF) temporär gesicherte hohe In-
vestitionsniveau. Angesichts der seit 2019 anhaltenden wirtschaftlichen Stagna-

tion, einer tiefen Wertschöpfungskrise der Industrie mit starkem Beschäfti-

gungsabbau sowie eines enormen Sanierungsstaus in der Infrastruktur und im 

Bildungssystem reichen diese Impulse jedoch bei Weitem nicht aus. Der KTF, als 
zentrales Instrument einer klimagerechten Modernisierung, steht finanziell stark 
unter Druck. Der DGB kritisiert eine eklatante verteilungspolitische Schieflage: 
Einkommensstarke Haushalte und Vermögen bleiben weiter verschont, wäh-

rend durch die geplanten Kürzungen etwa beim Unterhaltsvorschuss, beim 
Wohngeld sowie bei den gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherun-

gen einseitig die breite Bevölkerung belastet wird. Dies schürt mehr Unsicher-
heit und verschärft die soziale Ungleichheit. Die hohe Kreditfinanzierung der 

Verteidigungsausgaben schränkt den künftigen finanzpolitischen Spielraum 
drastisch ein. Die Bundesregierung versäumt es bislang, einen tragfähigen Weg 
zur Finanzierung dieser aufzuzeigen. Eine Gegenfinanzierung durch Kürzungen 

an anderer Stelle lehnen die Gewerkschaften ab: Äußere und soziale Sicherheit 

sowie die klimagerechte Modernisierung der Wirtschaft dürfen nicht gegenei-

nandergestellt werden. Ohne eine grundlegende Reform der Schuldenbremse, 
welche dauerhaft die Kreditfinanzierung produktiver Zukunftsinvestitionen si-
chert und ohne eine gerechte Steuerpolitik zur Stärkung der öffentlichen Ein-

nahmen ist die finanzielle Trag- und Handlungsfähigkeit Deutschlands stark ge-

fährdet und so auch die Aussicht auf eine zukunftsfähige und gerechte 
Wirtschaftsentwicklung. 

2. Fachbereiche und Einzelpläne 

2.1 Wirtschaft, Handwerk, Transformation, Energie und Forschung 

Der Klima- und Transformationsfonds (KTF) leidet unter einer unsoliden Finan-
zierung und drohenden Kürzungen, da Milliarden an Emissionserlösen in den 
Kernhaushalt abfließen. Die wachsende globale Minderausgabe untergräbt die 

Planungssicherheit der bestehenden Förderungen. Zur Entlastung der Industrie 
und Sicherung von Arbeitsplätzen fordert der DGB u.a. die Weiterentwicklung 

des befristeten Industriestrompreises sowie eine auskömmliche Finanzierung 
der Übertragungs- und Stromverteilnetze. Die Förderung der industriellen De-

karbonisierung durch CO₂-Differenzverträge wird zwar begrüßt, muss jedoch 
ebenso wie der Wasserstoffhochlauf und die Wärmewende langfristig abgesi-

chert und an Tariftreue sowie regionale Wertschöpfung (Local-Content) ge-
knüpft werden. Die staatlichen Forschungsausgaben bleiben weit hinter dem 
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angestrebten Ziel von 3,5-Prozent des BIP zurück. Gleichzeitig wird der Zukunfts-
fonds Automobilindustrie empfindlich gekürzt. 

2.2 Soziale Sicherheit - Bundeszuschüsse 

Der Gesundheitsetat erfährt starke Kürzungen, was die Gefahr von weiteren Leis-
tungskürzungen und Beitragserhöhungen birgt. Bestrebungen zur Abschaffung 

des 8-Stunden-Tages zugunsten einer wöchentlichen Höchstarbeitszeit lehnt 
der DGB ab. Lange Arbeitszeiten machen nachweislich physisch und psychisch 
krank, das Unfallrisiko wird drastisch erhöht. Wer Gesundheitsausgaben sinnvoll 

reduzieren will, darf das Arbeitszeitgesetz nicht aufweichen. Zudem erweisen 
sich die Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung als 

völlig unzureichend, zumal der Zuschuss dauerhaft abgesenkt werden soll. Auch 
die anhaltende Absenkung der Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung ist zu kritisieren und führt u.a. dazu, dass versicherungsfremde Leistun-
gen immer weiter aus Beitragsmitteln statt aus Steuern finanziert werden. 

2.3 Arbeitsmarktpolitik, Grundsicherung und Integration 

Um die Handlungsfähigkeit der Arbeitslosenversicherung in der Krise zu sichern, 
fordert der DGB, die Bundesmittel an die Bundesagentur für Arbeit als Zuschüsse 

statt als rückzahlbare Darlehen zu gewähren. Obwohl eine ausreichende Ausstat-
tung vereinbart war, stagniert das Gesamtbudget der Jobcenter für Verwaltung 

und Eingliederung. Die beabsichtigte Änderung des Anpassungsmechanismus 

der Regelsätze nach SGB II und SGB XII hat eine dämpfende Wirkung auf deren 
Fortschreibung. Der DGB fordert ein am tatsächlichen Realwert orientiertes Ver-

fahren. Völlig kontraproduktiv sind zudem die massiven Kürzungen bei den In-

tegrationskursen um fast fünfzig Prozent, welche die Integration und den schnel-

len Arbeitsmarktzugang von Zugewanderten erheblich erschweren. 

2.4 Mobilität und Verkehr 

Trotz gestiegener Mittel durch das SVIK und die Bereichsausnahme Verteidigung 

schrumpft der Etat des Verkehrsministeriums. Die bereitgestellten Mittel für die 
Schieneninfrastruktur sinken um 1,3 Mrd. Euro im Vergleich zu 2026. Zur dauer-

haften Sicherung des Schienennetzes fordert der DGB eine deutliche Mittelauf-
stockung, die schnelle Umsetzung der Trassenpreisreform, die Einrichtung eines 

überjährigen Eisenbahninfrastrukturfonds sowie die finanzielle Absicherung des 
Einzelwagenverkehrs. Auch die Regionalisierungsmittel für den ÖPNV und das 
Deutschlandticket sind strukturell unterfinanziert, was das Risiko weiterer Ti-

cketpreiserhöhungen birgt. Schließlich kritisiert der DGB Bestrebungen, priva-

ten Akteuren den Einstieg in die Infrastrukturfinanzierung zu ebnen wie etwa bei 

der Autobahn GmbH. 

2.5 Klimaanpassung und Strukturförderung 

Die gezielte Kreditfinanzierung für den Zivil- und Bevölkerungsschutz sowie die 

deutliche Aufstockung der Liegenschaftsmittel für das Technische Hilfswerk be-
grüßt der DGB als wichtige Präventionsmaßnahmen. Demgegenüber steht eine 

drastische Kürzung der originären Bundesmittel für Klimaanpassung um rund 86 



  

 

Seite 6/72 

Prozent, wodurch die ohnehin finanziell überlasteten Kommunen bei Hitze-
schutz- und Hochwassermaßnahmen weitgehend im Stich gelassen werden. Um 
diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe verlässlich zu finanzieren, schlägt der 
DGB die Einführung einer Gemeinschaftsaufgabe Klimaschutz und Klimaanpas-

sung von Bund, Ländern und Kommunen vor. Bei der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) bedeutet die bloße 
nominale Verstetigung real eine Kürzung, die ab 2028 durch einen starken Ein-
bruch der Verpflichtungsermächtigungen noch verschärft wird. 

2.6 Wohnen 

Die geplanten Einsparungen beim Wohngeld durch das Aussetzen der Dynami-

sierung und die Kürzung der Heizkostenkomponente sind unsozial, da sie ein-
kommensschwache Haushalte treffen und schätzungsweise 163.000 Familien in 

die Grundsicherung drängen. Zwar begrüßt der DGB die Erhöhung der Bundes-
mittel für den sozialen Wohnungsbau und das Programm „Junges Wohnen“, je-
doch wäre zur echten Trendwende eine Verdopplung der Mittel erforderlich. Für 
die im Koalitionsvertrag vereinbarte Neue Wohngemeinnützigkeit sind unver-

ständlicherweise fast keine Mittel hinterlegt, was die Schaffung von dauerhaft 

gemeinwohlorientiertem Wohnraum ausbremst. Bei der Neuordnung der Bun-

desförderung in eine zweisäulige Struktur muss sichergestellt werden, dass das 
SVIK nicht als bloßer Verschiebebahnhof für reguläre Haushaltstitel zweckent-

fremdet wird. 

2.7 Bildung, Demokratieförderung und Antidiskriminierung 

Die Bundesinvestitionen in die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur (Kitas) fal-

len deutlich hinter das Niveau der Vorjahre zurück, wobei der DGB den hiermit 

verbundenen integrationspolitischen Paradigmenwechsel kritisiert. Auch das fi-

nanzielle Volumen des Digitalpakts 2.0 für Schulen fällt spürbar geringer aus als 
im Vorgängerprogramm. Auch für die Qualifizierungsoffensive Berufliche Bil-
dung sinken die Mittelansätze dramatisch. Beim BAföG und Aufstiegs-BAföG 

bleibt die Haushaltsplanung trotz marginaler Erhöhungen weit hinter den tat-
sächlichen Bedarfen zurück, was die soziale Durchlässigkeit und die Fachkräfte-

sicherung behindert. Schließlich gefährden geplante Kürzungen bei der Bundes-
zentrale für politische Bildung und dem Programm „Demokratie Leben“ 
erfolgreiche Projekte, während die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) 

trotz stetig steigender Beratungszahlen finanziell geschwächt wird. 

2.8 Gleichstellung und Familienpolitik 

Der DGB kritisiert, dass das Finanzministerium die gleichstellungspolitische Ver-

antwortung an die Fachressorts abschiebt und fordert stattdessen eine verbind-
liche Gleichstellungsfolgenabschätzung für alle Haushaltsvorgaben. Die ge-

plante Kürzung des Elterngeldes durch eine Reduzierung der Bezugsdauer für 
Mütter bedeutet einen herben Einkommensverlust und verlagert die Sorgearbeit 

entgegen den Gleichstellungszielen wieder einseitig auf Frauen. Besonders dras-
tisch trifft die Streichung des Sofortzuschlags beim Kinderzuschlag (KiZ) ein-
kommensschwache Familien, wodurch 580.000 Familien finanzielle Einbußen 
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erleiden und teils in den Grundsicherungsbezug gedrängt werden. Zudem wider-
sprechen die erheblichen Mittelkürzungen beim Unterhaltsvorschuss für Allein-
erziehende sowie in den Bereichen Gewaltschutz und Frauenförderung den Zie-
len des Koalitionsvertrags und sind aufs Schärfste zu kritisieren. 

2.9 Kinder- und Jugendpolitik 

Obwohl der Kinder- und Jugendplan (KJP) für 2027 leicht angehoben wird und 
somit kurzfristig Planungssicherheit bietet, bleibt diese Erhöhung weit hinter 
dem versprochenen Aufwuchs von 10 Prozent zurück. Der reale Wert der Förde-

rung schrumpft durch die anhaltende Preisentwicklung, was nicht-tarifgebun-
dene Fachkräfte von der Lohnentwicklung abkoppelt. Um die Jugendverbände 

als tragende demokratische Regelstruktur bedarfsgerecht abzusichern, fordert 
der DGB eine jährliche Zuweisungserhöhung von mindestens zwei Millionen 

Euro sowie eine mehrjährige Dynamisierung der Mittel. Die derzeitige Aufkündi-
gung von Rahmenvereinbarungen für einzelne Jugendverbände schürt zusätzli-
che existenzielle Unsicherheiten und gefährdet die vielfältige Arbeit in der Kin-
der- und Jugendhilfe. 

2.10 Bundesverwaltung 

Der DGB betont, dass eine moderne, digitale und krisenfeste Verwaltung nicht 
allein durch technische Maßnahmen, sondern durch eine bedarfsgerechte und 

gut bezahlte Personalausstattung gelingen kann. Die Digitalisierung darf daher 

nicht als reines Instrument zur kurzfristigen Personal- und Sachkosteneinspa-
rung missverstanden werden, da neue IT-Verfahren zunächst erhebliche Qualifi-

zierungs- und Umstellungsaufwände verursachen. Scharf abgelehnt wird der ge-

plante pauschale Stellenabbau von acht Prozent bis 2029 in weiten Teilen der 

Bundesverwaltung, welcher die Handlungsfähigkeit des Staates und die Attrak-

tivität des öffentlichen Dienstes massiv gefährdet. Für eine verfassungskon-
forme Herstellung der amtsangemessenen Alimentation von Beamtinnen und 
Beamten fordert der DGB zudem eine transparente und auskömmliche finanzi-

elle Vorsorge im Haushalt. 

2.11 Internationale Zusammenarbeit 

Der DGB kritisiert die erneuten Einsparungen im BMZ-Etat, da eine verlässliche 

Entwicklungszusammenarbeit gerade in Zeiten globaler Krisen und geopoliti-
scher Konflikte unverzichtbar ist. Die geplante Zusammenlegung der Sozial-
strukturförderung mit anderen Titeln und die gleichzeitige Kürzung der Mittel 

um neun Prozent bedroht das zentrale Instrument der gewerkschaftlichen Ent-

wicklungszusammenarbeit. Zur nachhaltigen Förderung von guter Arbeit und 

demokratischer Teilhabe fordert der DGB die Einrichtung eines eigenen Haus-
haltstitels für gewerkschaftliche Entwicklungszusammenarbeit sowie die Fort-

führung des Engagements für ILO und UN. Zudem müssen ausreichende Haus-
haltsmittel für die Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten und die 

dauerhafte Absicherung des im Jahr 2026 eröffneten HRDD Competence Centre 
bereitgestellt werden. 
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Einleitung 

Der Kabinettsentwurf zum Bundeshaushalt 2027 ist ein Spiegelbild der großen 

öffentlichen politischen Debatten dieser Zeit. Während bei zahlreichen Sozial-
leistungen stark gekürzt wird, steigen die überwiegend kreditfinanzierten Ver-

teidigungsausgaben enorm an. Die Investitionen des Bundes bleiben durch das 
Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz währenddessen auf einem 

hohen Niveau. 

Die Finanzlücke in Höhe von 34 Mrd. Euro, welche die Bundesregierung mit den 
Eckwerten im Frühjahr noch auswies, wurde weitestgehend aufgelöst. Dieser 

Prozess war jedoch verbunden mit pauschalen Kürzungsvorgaben in Höhe von 
einem Prozent der Ausgaben, die jedes Ressort mit Ausnahme des Verteidi-
gungsministeriums zu erfüllen hatte. Zusätzliche, noch umfassendere Kürzun-
gen sind nicht nur für dieses, sondern auch für die kommenden Haushalts-

jahre bereits angelegt und werden bestehende Projekte weiter unter Druck 

setzen. 

Es stellt sich die Frage: Passt so ein Haushalt zur Wirtschaftslage, den transfor-
mationsbedingten Herausforderungen und der steigenden Ungleichheit 

in Deutschland? 

Deutschlands Wirtschaft stagniert mittlerweile seit 2019. Die konjunkturelle 

Krise, bedingt durch den Einbruch der Exportnachfrage, durch Energiepreis-
schocks, aggressive Dumpingwettbewerber, Lieferkettenprobleme, Dürre und 

andere Einflüsse trifft auf tiefe strukturelle Probleme der deutschen Wirt-

schaft. Hinzu kommen strategische Fehler der Management-Ebene in zahlrei-
chen Unternehmen und Branchen sowie ein politisch unsteter Kurs, insbeson-
dere im Hinblick auf die Ziele und Voraussetzungen der ökologischen 

Modernisierung. So fehlt die notwendige Planungssicherheit auch für private In-
vestitionen. Unterlassene Investitionen und Innovationen in Unternehmen so-

wie eine wegen der Schuldenbremse jahrzehntelang vernachlässigte öffentliche 

Infrastruktur haben zu Produktivitätseinbußen, blockierten Verkehrswegen, 
mangelnder Digitalisierung und Vertrauensverlust in den Standort Deutsch-
land geführt. Gleichzeitig leidet das Bildungs- und Ausbildungssystem seit Jah-

ren unter chronischer Unterfinanzierung und einem erheblichen Investitions-
stau. Dies verschärft den Fachkräftemangel und schwächt langfristig die 

Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Besonders 
unter Druck ist die energieintensive und exportorientierte deutsche Indust-

rie. Monatlich werden rund 15.000 Arbeitsplätze in der Industrie abgebaut. Die-

ser voranschreitende Verlust an Wertschöpfung belastet auch alle anderen Wirt-
schaftssektoren. Angst um den Arbeitsplatz bei unsicheren 
Zukunftsaussichten angesichts der instabilen geopolitischen Lage, steigenden 
Miet-, Energie- und Verbrauchspreisen sowie Kürzungen bei der sozialen Sicher-

heit fördern die Unsicherheit in der Gesellschaft, gefährden politische Stabilität 
und Demokratie.  
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Der Regierungsentwurf wird im Großen und Ganzen dem gewerkschaftli-
chen Anspruch an eine soziale, geschlechtergerechte und zukunftsgerich-
tete Haushaltspolitik nicht gerecht. Zwar wirkt die Fiskalpolitik insgesamt ex-
pansiv und ist richtigerweise geprägt von Rekordinvestitionen, 

die insbesondere durch das Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneut-

ralität (SVIK) sowie den Klima- und Transformationsfonds (KTF) verausgabt 
werden. Insgesamt ist der Bundeshaushalt jedoch unausgeglichen und spiegelt 
eine große verteilungspolitische Schieflage wider:  

Der DGB erkennt die neue Bedrohungslage und die Notwendigkeit einer stärke-

ren Verteidigungsfähigkeit grundsätzlich an. Das Maß, in welchem nun jedoch 
kreditfinanzierte Verteidigungsausgaben zur Erreichung einer willkürlichen 

NATO-Zielvorgabe ansteigen, führt finanz- und haushaltspolitisch in eine 
Sackgasse und gefährdet die finanzielle Tragfähigkeit Deutschlands. Derzeit 
plant die Bundesregierung einen Anstieg der Verteidigungsausgaben auf über 

200 Mrd. Euro im Jahr 2030. Ein solches Niveau ist nicht dauerhaft über Kredite 
zu finanzieren. Gleichzeitig bleibt eine Reintegration der Bereichsausnahme in 

den Kernhaushalt auf dem geplanten Niveau vollkommen unrealistisch, oder 
würde Einnahmeerhöhungen und/oder Kürzungen in nie dagewesenem Aus-

maß erfordern. Schon jetzt fließen 60 Prozent der Neuverschuldung in den Ver-
teidigungsbereich und die Zinsausgaben werden sich in den nächsten vier Jah-
ren verdoppeln. Gleichzeitig werden alle restlichen Ausgaben zur 

haushaltspolitischen Manövriermasse. Die Bundesregierung be-
nennt ganz klar Konsolidierung als eine ihrer zentralen „finanzpolitische Priori-

täten“ und nimmt mit zahlreichen kleinen wie großen Kürzungen in Kauf, de-

struktive Verteilungskonflikte um immer knapper werdende Mittel unnötig zu 

verschärfen. Äußere und soziale Sicherheit sowie die klimagerechte Moder-
nisierung der Wirtschaft dürfen nicht gegeneinandergestellt werden. Die 

Gewerkschaften verstehen Sicherheit als eine Politik, welche die Resilienz unse-
rer Gesellschaft insgesamt stärkt. Die Bundesregierung versäumt es bislang, ei-

nen langfristig tragfähigen Weg zur Finanzierung der gestiegenen Verteidigungs-
ausgaben zu skizzieren. 

Auch die sogenannten Strukturreformen übersetzen sich in haushaltspoliti-
sche Prioritäten. Durch Maßnahmen zum Bürokratieabbau, Effizienzge-
winn und Digitalisierung sollen der Haushalt, Wirtschaft und Bürger*innen ent-

lastet werden. Was grundsätzlich sinnvolle Elemente umfassen kann, 
entpuppt sich an vielerlei Stellen jedoch als Abbau von Arbeitsschutzrechten – 

wie beim Abbau des Kündigungsschutzes, der Ausweitung der sachgrundlosen 

Befristung oder der Arbeitszeit - und als Kürzungsprojekt im Bereich der sozia-

len Sicherheit. Dabei ist der Sozialstaat kein Luxus, sondern zentrales Ele-
ment unserer Demokratie und unserer Wirtschaft und trägt maßgeblich 

zum gesellschaftlichen Ausgleich und Frieden bei. Nur das Arbeitszeitgesetz 

gewährleistet den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer*innen. Der Kündi-
gungsschutz schafft Sicherheit für Beschäftigte in unsicheren Zeiten. Die Aus-
weitung von Befristungsmöglichkeiten schafft gerade für junge Menschen und 
Familien weniger Planungssicherheit für eine zuversichtliche 
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Zukunftsperspektive. Wer Aufschwung und Beschäftigung fördern will, darf die 
Regelungen zum Schutz der Beschäftigten nicht aushöhlen. 

Zahlreiche der aktuell geplanten oder beschlossenen Reformen – bei Gesund-
heit, Rente, Grundsicherung, Wohngeld, Elterngeld, BAföG, Kinder- und Jugend-

hilfe – scheinen nicht dem Anspruch zu folgen, den Sozialstaat hin zu einem fai-

ren, modernen, verlässlichen, bürger*innenfreundlichen und an tatsächlichen 
Bedarfen orientierten System weiterzuentwickeln, so wie es der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften fordern. Vielmehr soll die soziale Daseinsvorsorge, die 

weit mehr als die genannten Bereiche umfasst, allzu häufig direkt oder indi-

rekt zur Konsolidierung des Haushalts herangezogen werden. Gerade in Krisen-
zeiten sind Sparpolitik und Kürzungen der sozialen Sicherheit und Daseinsvor-

sorge aber ein fatales Signal. Sie schüren Unsicherheit, fördern 
Konsumzurückhaltung, behindern Gleichstellung und manifestieren die soziale 
Ungleichheit. 

Während Leistungen und Ansprüche für die Breite der Bevölkerung gekürzt 
werden sollen, bleiben die höchsten Vermögen und Einkommen weiterhin ver-

schont. Gemessen an ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit tragen sie völlig unzu-
reichend zur Finanzierung des Gemeinwesens bei. Noch immer ist Deutsch-

land ein Niedrigsteuerland für Reiche, die ihr Einkommen hauptsächlich aus 
Vermögen beziehen. Anstatt hier aktiv gegenzusteuern, erhöht die Bundesre-
gierung sogar ausgewählte Verbrauchssteuern, die zwar in ihrer Lenkungswir-

kung richtig sind, am Ende aber regressiv wirken dürften. Vor diesem Hinter-
grund werden die jüngsten Beschlüsse zur Reform der Einkommensteuer auch 

nur einen kleinen Schritt in Richtung einer notwendigen Entlastung kleiner und 

mittlerer Einkommen leisten. Insgesamt ist daher eine Steuerpolitik notwen-

dig, die Steuergerechtigkeit schafft, indem sie kleine und mittlere Einkom-
men entlastet, aber Spitzenverdienende, Vermögende, hohe Erbschaften 

und Gewinneinkommen stärker in die Pflicht nimmt als bisher geplant. 

Darüber hinaus sind - trotz positiver Signale aus dem SVIK und dem KTF - wich-

tige Ausgaben unterfinanziert oder von Kürzungen betroffen, welche für die kli-
magerechte Modernisierung der Wirtschaft sowie die Schaffung und Sicherung 

von zukunftssicheren guten Arbeitsplätzen in Industrie-, Dienstleistungs- und 
Handwerksbranchen notwendig sind. Der KTF weist große Finanzierungslücken 
aus. Neben der steigenden „globalen Minderausgabe“ ist die Teilverschiebung 

der ETS-Einnahmen in den Kernhaushalt alarmierend. Dies verschleiert die sich 
abzeichnenden Kürzungen in den kommenden Jahren und führt zu einem er-

heblichen Vertrauensverlust in die wichtigen Programme des KTF. In der Folge 

sinkt die Investitions- und Planungssicherheit, die in der Vergangenheit ein Mar-

kenkern des KTF war. Auch außerhalb des KTF sind für die Transformation es-
sentielle Bereiche wie die Wasserstoffinfrastruktur, CCS-Technologien oder 

Stromnetze nicht ausreichend finanziert. Somit verpasst der Haushalt 2027 

die Chance, die Wirtschaftskrise und den Strukturwandel aktiv zu gestal-
ten. 

Für eine detaillierte Bewertung des Haushaltsentwurfs 2027 geben der DGB und 

seine Mitgliedsgewerkschaften die vorliegende Stellungnahme ab. Die 
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Bewertung wird erneut dahingehend erschwert, als dass durch umfassende Ver-
lagerungen, Neustrukturierungen und Umklassifizierungen von Haushaltstiteln 
insbesondere auch aus dem Kernhaushalt in das SVIK sowie den KTF eine immer 
größer werdende Intransparenz und geringere Nachvollziehbarkeit herbeige-

führt wird. Diese Einschätzung stellt die Notwendigkeit der Ausgaben aber nicht 

in Frage. 

1 Allgemeine Einordnung und makroökonomische 
Bewertung des Bundeshaushalts 2027  

1.1 Haushalt passt nicht zur Wirtschaftslage und der 
sozialen Ungleichheit 

Mit dem Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2027 kommt die fiskalpoliti-
sche Flexibilisierung durch die Änderung der grundgesetzlichen Schulden-
bremse 2025 zum Tragen. Die Nettokreditaufnahme aus Sondervermögen für 

Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) sowie die Bereichsausnahme für Ver-
teidigungsausgaben oberhalb von einem Prozent des BIP beläuft sich im nächs-
ten Haushaltsjahr auf 140 Mrd. Euro (vgl. Kapitel 1.2).1 Mit dem Sondervermögen 

hebt der Bund seine Investitionstätigkeit und gibt somit dringend benötigte po-
sitive fiskalische Impulse in die Wirtschaft. Grundsätzlich sorgen die Investitio-

nen in Höhe von insgesamt 117,7 Mrd. Euro dafür, dass die Modernisierung des 
Kapitalstocks und die schrittweise Reduzierung des enormen Investitionsstaus 

in Deutschland auch langfristig positiv auf das Potentialwachstum wirken soll-

ten. Dies begrüßen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ausdrücklich. 

Dennoch bleiben SVIK sowie KTF im Hinblick auf ihre jeweiligen zugewiesenen 
Aufgaben unterfinanziert. 

Angesichts des Ausmaßes der wirtschaftlichen Krise reichen die durch das SVIK 

ausgelösten Impulse aber bei weitem nicht aus. So geht die Bundesregierung 
selbst für das Haushaltsjahr 2027 von einem Wirtschaftswachstum von lediglich 

0,9 Prozent des BIP bei einer erhöhten Inflationsrate von 2,8 Prozent aus. Die 
Folgen des durch den Iran-Krieg ausgelösten neuen Energiepreisschocks sowie 
Lieferkettenproblemen sind keinesfalls überwunden und wirken auf die deut-

sche Wirtschaft ebenso wie auf die Verbraucher*innen.  

Dieser Effekt trifft auf große strukturelle Herausforderungen des deutschen 
Wirtschaftsmodells: Deutschland befindet sich in einer akuten Wertschöpfungs-
krise – die Grundstoff- und energieintensive Industrie ist hiervon ebenso betrof-

fen wie Hersteller hochwertiger Endprodukte. Monatlich werden rund 15.000 In-

dustriearbeitsplätze abgebaut, Standorte werden geschlossen und Produktion 
verlagert. Gleichzeitig werden wichtige Transformationsvorhaben und Zu-

kunftsinvestitionen aufgeschoben oder ganz abgesagt. Diese Entwicklung be-
einträchtigt auch alle anderen Wirtschaftsbereiche und ist eine Gefahr für das 
Wohlstands- und Resilienzniveau der gesamten Volkswirtschaft. Zuvorderst 

 
1 Nettokreditaufnahme SVIK in Höhe von 54,9 Mrd. Euro und nicht auf die Schuldenbremse anzu-

rechnende Kreditaufnahme in Höhe von 85,4 Mrd. Euro. 
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sind die Arbeitgeber in der Pflicht, einen Kurswechsel vorzunehmen: Statt Pro-
duktionskapazitäten und Beschäftigung abzubauen, müssen sie in innovative 
und nachhaltige Wertschöpfung mit guten Arbeitsplätzen am Standort Deutsch-
land investieren. Ziel muss es sein, durch innovative Produkte der nächsten und 

übernächsten Generation in den bisherigen starken Branchen und neuen Ge-

schäftsideen die wirtschaftliche Stabilität des Standorts Deutschland zu sichern 
und zu Gunsten unserer aller Wohlstand zukunftsfähig aufzustellen. 

Nach Überzeugung des DGB muss die Eindämmung und Überwindung dieser 

Krise auch auf bundespolitischer Ebene höchste Priorität haben. Statt pau-

schaler Kürzungen und Angriffe auf den Sozialstaat und auf die Rechte der 
Beschäftigten müsste die Bundesregierung dringend mit ihrer Haushalts- 

und Finanzpolitik gegensteuern, positive Zukunftsaussichten abbilden und 
sich darauf konzentrieren,  

• die Konjunktur und Konsumnachfrage direkt zu stützen, indem 

eine expansive Fiskalpolitik - über die Investitionen und Verteidigungs-
ausgaben hinaus - die weggebrochene in- und ausländische Nachfrage 

zumindest teilweise ersetzt. Dazu gehören insbesondere die Stärkung ei-
ner bezahlbaren und bedarfsgerechten öffentlichen Daseinsvorsorge bei 

Energie, Wohnraum, Mobilität, Gesundheitsversorgung, Kinderbetreu-
ung, Bildung und konkreten sozialstaatlichen Leistungen. So wird die 
Kaufkraft der Menschen unterstützt, anstatt sie weiter zu dämpfen. 

• eine gerechte Steuerpolitik umzusetzen, die kleine und mitt-
lere Einkommen zudem spürbar entlastet und zur Gegenfinanzierung 

insbesondere hohe Vermögen, Erbschaften und Höchsteinkommen we-

sentlich stärker verpflichtet, auch um die verteilungspolitisch destrukti-

ven Entwicklungen im Steuersystem der vergangenen Jahre umzukeh-
ren. 

• das Wegbrechen industrieller Strukturen zu verhindern, für 
verlässliche Energiepreise zu sorgen und, wo nötig, Unternehmen dabei 

aktiv zu unterstützen, resilient und wettbewerbsfähig zu werden, sodass 
die klimafreundliche Modernisierung gelingt und gute, tarifgebundene 

und mitbestimmte Arbeitsplätze sowie Wertschöpfung gesichert und auf-
gebaut werden. Insbesondere die gezielte und nachhaltige Fachkräftesi-
cherung, muss im Fokus der Bemühungen stehen. Auch die strategische 

Beteiligung des Bundes an Unternehmen (z.B. Übertragungsnetzbetrei-
ber) kann wirtschaftspolitisch sinnvoll sein, geht mit erweiterten Finan-

zierungsmöglichkeiten einher und sollte als industriepolitisches Instru-

ment genutzt werden. Zudem muss überall dort, wo öffentliche Mittel 

eingesetzt werden, das Local-Content-Prinzip, das heißt die Knüpfung an 
heimische Wertschöpfung, angewendet werden. Das gilt in besonderem 

Maße auch für die Mittel aus dem SVIK. Dort, wo Unternehmen öffentliche 

Unterstützung bekommen, braucht es zudem klare Vorgaben zu Beschäf-
tigungssicherung sowie Standort- und Tariftreue. Die öffentliche Hand 
sollte ihre Marktmacht dafür nutzen, um öffentliche Aufträge nach klaren 
Kriterien und Werten zu vergeben und die Binnennachfrage anzuschie-

ben.  
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• neue Technologien und digitale Geschäftsmodelle zu fördern, 
die Innovationen mit einem konkreten Nutzen für Wirtschaft und Gesell-
schaft verbinden und neue gute Arbeit entstehen lassen. Dazu gehört 
auch, stärker als bisher das Investitionsgeschehen der Unternehmen an-

zuregen – z. B. durch gezielte Zuschüsse. 

• die Gelingensbedingungen für Gleichstellung und eine höhere 
Erwerbsbeteiligung von Frauen zu schaffen. Gleichstellungspolitische 
Ziele lassen sich dabei nicht isoliert über einzelne Fördermaßnahmen 

oder Erwerbsanreize erreichen. Sie setzen verlässliche öffentliche Infra-

struktur und soziale Sicherung voraus - insbesondere bei Kinderbetreu-
ung, Bildung, Pflege, Gesundheit und sozialer Absicherung. 

• Fachkräfte und Innovationspotenziale durch exzellente Be-
treuung, Bildungs- und Ausbildungschancen, eine aktive Arbeitsmarkt-
politik und verlässliche Integrationsangebote zu sichern, auch um ge-

rechte Teilhabe zu ermöglichen.  

• außerdem durch eine bedarfsorientierte und stete Haushalts-

politik (Planungs-)Sicherheit, Verlässlichkeit und Vertrauen in Wirt-
schaft und Bevölkerung zu stärken: mit öffentlichen Investitionen in Da-

seinsvorsorge sowie analoger und digitaler Infrastruktur, zielgerichteten 
und konditionierten Förderprogrammen, einem bedarfsgerechten und 
leistungsfähigen Sozialstaat und einem gut ausgestatteten öffentlichen 

Dienst inkl. einer effizienten und digitalisierten Verwaltung. 
• eine nachhaltige Entwicklungszusammenarbeit zu fördern 

und so auch Klimaschutz, globale Stabilität und Frieden zu unterstützen. 

Kurzfristig mögen auch die steigenden Verteidigungsausgaben günstig auf das 

Konjunkturgeschehen wirken. Bereits im aktuellen Haushalt, insbesondere aber 
auch in den Folgejahren, offenbaren sich jedoch die finanzpolitischen Fallstri-

cke. Denn die zunehmende Kreditfinanzierung der Verteidigungsausgaben 
schränkt die finanzielle Handlungsfähigkeit in den kommenden Haushaltsjah-

ren massiv ein. (vgl. Kapitel 1.5) Wenn gleichzeitig relevante Ausgaben für den 
Sozialstaat, die öffentliche Daseinsvorsorge, die sozialökologische Modernisie-

rung und gleichstellungspolitische Vorhaben gekürzt werden oder unter Finan-
zierungsvorbehalt stehen, laufen jegliche Wachstumsimpulse ins Leere.  

Denn eine bedarfsgerechte, inklusive und bezahlbare öffentliche Daseinsvor-

sorge sowie ein leistungsfähiger Sozialstaat sind zentraler Bestandteil einer zu-
kunftsfähigen und sozialgerechten Wirtschaft. Bezahlbare öffentliche Angebote 

sowie ein starker Sozialstaat – von Elterngeld über Grundsicherung bis 

zur Rente – stützen die Kaufkraft der Menschen und somit die Konjunktur. Öf-

fentliche Daseinsvorsorge ist ein Standortfaktor für Beschäftigte und Unterneh-
men: bezahlbarer Wohnraum für Auszubildende, Studierende, Fachkräfte und 

Familien, gute Verkehrsanbindung und Mobilitätsangebote, eine bedarfsorien-

tierte Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur, passende Integrations- und Qua-
lifizierungsangebote, eine qualitative Gesundheitsversorgung u.v.m. Klimaan-
passung wird ein immer wesentlicherer Bestandteil der Arbeits- und 
Lebensqualität. Bezahlbare und bedarfsgerechte Angebote der Daseinsvor-

sorge haben eine positive Verteilungswirkung, reduzieren Armut und schützen 
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vulnerable Gruppen. Sie ermöglichen gerade Haushalten mit kleinen und mitt-
leren Einkommen gesellschaftliche Teilhabe und ein Leben in Würde. Zusam-
men mit der Förderung von weiteren gesellschaftlich unverzichtbaren Aufga-
ben wie etwa der Kinder- und Jugendarbeit, der Demokratiebildung oder dem 

Gewaltschutz sichern sie den gesellschaftlichen Zusammenhalt – ein Wert, der 

sich monetär nicht abbilden lässt. 

Konsolidierungsbeiträge sozial unausgewogen  

Umso schwerwiegender sind die zahlreichen Kürzungen und „Konsolidierungs-
beiträge” in diesen Bereichen zu bewerten. Um die Haushaltslücke von ca.  
34 Mrd. Euro gegenüber den Eckwerten zu schließen, hat das Bundesfinanzmi-

nisterium (BMF) gemäß seiner haushaltspolitischen Prioritätensetzung „Konso-

lidieren“ und „Strukturreformen“ verschiedene Maßnahmen geplant. 

Abbildung 1: Ausgewählte Konsolidierungsbeiträge in Mrd. Euro ab 2027 

 

Anmerkung: * Tilgungsbeginn ab 2033 statt 2028; Konsolidierungsbeiträge teilweise Schätzwerte. 

Abbildung 1 zeigt wesentliche und seitens des BMF kommunizierte Konsolidie-
rungsbeiträge. So wurde bereits im vergangenen Jahr den Ressorts eine allge-
meine Kürzungsvorgabe von einem Prozent der Ausgaben verordnet, um so Ein-

sparungen im Umfang von 4 Mrd. Euro für den Haushalt 2027 zu erreichen. Für 
die kommenden Haushaltsjahre sollen weitere zwei Prozent gekürzt werden. 

Darüber hinaus sollen verschiedene sozialstaatliche Leistungen, wie das Eltern-
geld und der Unterhaltsvorschuss (vgl. Kapitel 2.8), das Wohngeld (vgl. Kapitel 
2.6.1) sowie die gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungen (vgl. 

Kapitel 2.2), herangezogen werden, um unter dem Deckmantel von „Reformen“ 
auch den Haushalt einseitig zulasten der Empfänger*innen, Versicherten sowie 

der Beschäftigten zu sanieren. Als Konsolidierungsbeitrag wurde das Bürgergeld 
bereits mit dem Haushalt 2026 zur Grundsicherung degradiert. Die Gewerk-

schaften haben längst anerkannt, dass es in unserem Sozialstaat Finanzierungs- 
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und Reformbedarfe gibt. Aber Modernisierung heißt für den DGB nicht Kür-
zungsprogramm. Es geht um Effizienzgewinne, ohne Leistungen zu kürzen.  

Auf besondere Kritik der Gewerkschaften stößt auch, dass der KTF durch eine 
Abführung der ETS-Einnahmen in diesem Jahr mit 2,7 Mrd. Euro zur Konsolidie-

rung des Kernhaushalts beitragen soll. Dieser Wert soll in den nächsten Jah-

ren bis auf 4 Mrd. Euro weiter steigen. Dabei ist der KTF dringend auf eine nach-
haltige Ausfinanzierung angewiesen. (vgl. Kapitel 2.1.1) 

Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte sollte vor allem durch eine 

aktive Verbesserung der Wirtschaftsentwicklung und der klimagerechten 

Modernisierung erfolgen. Die Bekämpfung von Tarifflucht2 und die Stärkung 

von Tarifbindung wirken positiv auf Konsumnachfrage und Einnahmen der So-
zialversicherungen. Wirtschaftswachstum entlastet auch den Sozialstaat und 
schafft neue Steuereinnahmen. Im Hinblick auf die öffentlichen Einnahmen er-
heben die Gewerkschaften schon lange die Forderung nach umfassenden Re-

formen, die das Steuersystem (geschlechter-)gerechter machen und stär-
ker an der finanziellen Leistungsfähigkeit der Steuerzahlenden ausrichten, 

sodass höchste Einkommen, Kapitalerträge und große Vermögen stärker zum 
Aufkommen beitragen (vgl. Kapitel 1.3).  

Die vom BMF zur Konsolidierung erhobenen Steuern – Alkohol, Tabak, Plastik – 
haben zwar eine wichtige Lenkungsfunktion, wirken faktisch aber regressiv auf 
kleinere Einkommen. Mit Blick auf die wirtschaftliche, soziale, transformations-

dienliche und gleichstellungspolitische Lenkungswirkung sollte auch der ge-
plante Abbau von Finanzhilfen und Subventionen erfolgen. Dabei sollte es, wie 

auch konkret bei umweltschädlichen Subventionen, nicht um pauschale Kür-
zungen gehen, um Haushaltslöcher zu stopfen. Vielmehr sollten Finanzhilfen 

schrittweise sozialverträglich und transformationsdienlich umstrukturiert wer-
den. Die größte Steuersubvention im Subventionsbericht der Bundesregierung 

ist tatsächlich noch immer die Erbschaftsteuer. 

Sinnvoll erscheint gegenwärtig, dass das BMF u.a. in Zusammenarbeit mit 

dem Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) eine 
strukturelle Entlastung des Haushalts durch Effizienzgewinne und Modernisie-

rung erreichen möchte. Die Bundesregierung erhofft sich zunächst Einsparpo-
tenziale von 1,2 Mrd. Euro, die sich in den kommenden Haushaltsjahren auf  
3 Mrd. Euro summieren sollen. Hier sollen insbesondere Maßnahmen im Bereich 

der IT, der Organisationsstrukturen etwa durch Aufgabenbündelungen und Har-
monisierungen erfolgen. Die Umsetzung obliegt den Einzelressorts, weshalb 

hierfür zusätzliche ressortspezifische Globale Minderausgaben (GMA) vorgege-

ben wurden, die aufzulösen sind. Welchen Kriterien diese Zuteilung unterliegt, 

ist jedoch unklar, genauso, weshalb das Bundesministerium der Verteidigung 
von diesem Prozess anscheinend ausgeschlossen wird, obwohl es in der Vergan-

genheit durchaus mit Dysfunktionalitäten und Ineffizienzen aufgefallen war. Aus 

gewerkschaftlicher Perspektive ist bei dem Prozess entscheidend, dass die Be-
schäftigten entsprechend einbezogen werden und Personalbedarfsplanungen 

 
2 Vgl. DGB-Tarifflucht-Bilanz 2025 

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/4_Brosch%C3%BCre_DGB_Tarifflucht_Bilanz_2025_Final.pdf
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adäquat erfolgen (Vgl. Kapitel 2.10). Auch darf dieser Prozess nicht dazu führen, 
dass die ressortspezifischen GMA lediglich durch formale Umschichtungen oder 
die Kürzung beliebiger Haushaltstitel erbracht werden, anstatt durch tatsächli-
che Effizienz- und Modernisierungsgewinne. 

1.2 Einnahmen steigen leicht, Kreditrahmen stark 
ausgereizt, stabile Finanzierung durch gerechte 
Steuerpolitik bleibt aus  

Auf der Einnahmenseite sieht sich die Bundesregierung trotz schwacher Wirt-

schaftslage einer leicht verbesserten Steuerschätzung und somit steigenden 
Einnahmen gegenüber. Sie rechnet mit Einnahmen aus Steuern in Höhe von  
395 Mrd. Euro (vgl. Tabelle 1). 

Tabelle 1: Übersicht Einnahmen und Ausgaben Bundeshaushalt 2027 und Finanzplan 
 

 

Soll 

2026 

 

Regierungsent-

wurf 2027 

 

Finanzplan 

2028   2029   2030   

In Milliarden Euro 

Ausgaben 524,5 555,4 588,2 597,8 635,4 

Veränderungen zum 

Vorjahr in % 

6,0 5,9 5,9 1,6 6,3 

Einnahmen aus 524,5 555,4 588,2 597,8 635,4 

Steuern 387,2 394,7 406,4 416,6 437,3 

Nettokreditaufnahme 

(NKA) Kernhaushalt 

98,0 118,7 148,8 152,0 167,3 

Darüber hinaus werden noch Änderungen im Rahmen des Tabak- und Alkohol-

steuergesetzes sowie die Einführung einer Plastiksteuer beschlossen, welche 

die Einnahmen weiter steigern sollen. Des Weiteren plant das Bundesfinanzmi-
nisterium (BMF) eine stärkere Bekämpfung von Steuerkriminalität. Dies trifft 

ausdrücklich auf die Zustimmung der Gewerkschaften und entspricht einer 

langjährigen Forderung. Die veranschlagten Mehreinnahmen fallen jedoch mit 

etwa einer Mrd. Euro verhältnismäßig gering aus. Die Zielmarke muss an dieser 
Stelle deutlich ausgebaut werden und dafür auch die Länder entsprechend fi-
nanziell ausgestattet werden. (vgl. Kapitel 1.3)  

Auf große Kritik der Gewerkschaften stößt erneut die Tatsache, dass auch mit 

diesem Haushaltsjahr die Bundesregierung davor zurückschreckt, die Einnah-
meseite durch eine gerechte Steuerpolitik aktiv zu stärken. Stattdessen plant sie 
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mit der Absenkung der Körperschaftsteuer ab 2028 eine Maßnahme, welche die 
staatlichen Einnahmen zusätzlich schwächen wird - pro Jahr und Prozent-
punkt um 4 Mrd. Euro – und dabei vor allem das einkommensreichste Zehntel 
begünstigt. Dabei zeigen neueste Zahlen, dass 2025 allein das Finanzvermögen 

in Deutschland um 17,7 Prozent auf 1.240 Mrd. US-Dollar gestiegen ist. Mehr als 

ein Viertel davon gehört den 5000 reichsten Personen im Land.3 Diese kleine 
Zahl an Superreichen dürfte im vergangenen Jahr rund 50 Mrd. Euro hinzuge-
wonnen haben. Die Vermögenskonzentration steigt also immer weiter. Doch 

dieser Kurs ist nicht alternativlos: Um das Tempo der wachsenden Ungleich-

heit wenigstens einzudämmen, müssen sehr hohe Einkommen, Finanz-
transaktionen und große Vermögen gemessen an ihrer monetären Leis-

tungsfähigkeit zur Finanzierung des Gemeinwesens und besonderer 
(finanzieller) Herausforderungen endlich mehr beitragen.4  Bleibt dies aus, 
widerspricht sich die Bundesregierung vehement in ihrer Aussage, dass alle ih-

ren Beitrag – auch bei der Aufstellung dieses Haushalts - leisten müssten. Bisher 

sind die Lasten sehr ungleich verteilt.  

Anders als die Möglichkeiten im Bereich der Steuererhebung wird die zulässige 
Nettokreditaufnahme mit 33,37 Mrd. Euro im Rahmen der Schuldenregeln voll 

ausgeschöpft.  

Abbildung 1: Nettokreditaufnahme 2027 in Mrd. Euro 

 

Hinzu kommen Kredite in Höhe von 54,9 Mrd. Euro im Rahmen des SVIK sowie 

85 Mrd. Euro für die Bereichsausnahme Verteidigung oberhalb eines Prozent des 

BIP und 30 Mrd. Euro letztmalig für das Sondervermögen Bundeswehr. Somit 
ergibt sich eine Nettokreditaufnahme von insgesamt 203,7 Mrd. Euro, wobei 57 
Prozent auf den Bereich der Verteidigung entfallen (vgl. Abbildung 2). 

 
3 Boston Consulting Group (2026), BCG Global Wealth Report, Pressemitteilung vom 27.05.2026. 
4 DGB-Steuerkonzept Update für 2026;  DGB-Position zur Vermögensabgabe  

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Brosch%C3%BCren_und_Flyer/DGB-Steuerkonzept_2026.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Positionen_und_Thesen/2026-06-01_Position_Krise_der_Staatsfinanzen_abwehren-Verm%C3%B6gensabgabe_erheben__-_ohne_Kontaktdaten_f%C3%BCr_Internet.pdf
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In diesem Zusammenhang hält der DGB weiter an seiner Kritik zur restriktiven 
und ökonomisch falschen Ausgestaltung der Schuldenbremse fest.5 Denn die 
Kreditaufnahme für langfristig wirkende Zukunftsinvestitionen ist weiterhin 
durch die Schuldenregeln bzw. das SVIK in Höhe und Zeit begrenzt. Kreditfinan-

zierte Ausgaben für Verteidigung ab einem Prozent des BIP sind jedoch faktisch 

unbegrenzt möglich, wenngleich auch hierüber vereinzelt Infrastrukturprojekte 
beispielsweise im Verkehrsbereich querfinanziert werden können, die so auch 
das SVIK entlasten. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern da-

her, dass Zukunftsinvestitionen langfristig durch eine weitere grundsätzli-

che Reform von der Schuldenbremse ausgenommen und über Kredite finan-
ziert werden können. Eine Kreditfinanzierung ist in erster Linie bei 

Staatsausgaben sinnvoll, die hohe Fiskalmultiplikatoren aufweisen. Per Kredit 
sollten also vor allem die Ausgaben finanziert werden, die Wachstums- und 
Selbstfinanzierungseffekte aufweisen, die Produktivität und Produktionskapa-

zitäten erhöhen oder soziale bzw. ökologische Belastungen verringern. Vor die-

sem Hintergrund ist die unbegrenzte Finanzierung von Militärausgaben per Kre-

dit ökonomisch unvernünftig und langfristig nicht darstellbar. (vgl. Kapitel 1.4)  

Um die Haushaltslücke für das Jahr 2027 zu schließen, hat das Finanzministe-
rium schließlich in einem Umfang von 6,8 Mrd. Euro auf eine Rücklage zurück-
greifen müssen. Somit schmilzt der Puffer für kommende Haushaltsjahre auf 4 

Mrd. Euro.  

1.3 Steuerpolitik bleibt insgesamt ungerecht 

Einkommensteuerreform hinter den Erwartungen  

Die vom Koalitionsausschuss avisierten Änderungen des Einkommensteuerge-

setzes (Veränderung des Einkommensteuertarifs, Anhebung des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags und Anhebung von Kindergeld und Kinderfreibetrag) bleiben 

insgesamt hinter den Erwartungen zurück. Die minimalen Entlastungen für 
mittlere Einkommen (real teilweise sogar negativ) reichen nicht aus, um die 

Kaufkraft der Beschäftigten zu stärken.  
Im Gegensatz zu der Erläuterung in der Kabinettvorlage wird hiervon voraus-

sichtlich kein „wichtiger Impuls für mehr Wachstum (...) ausgehen“. Angesichts 

einer von der Bundesregierung selbst angenommenen Inflationsrate von 2,7 
Prozent für das laufende und von 2,8 Prozent für das kommende Jahr werden 
für viele mittlere Einkommen beispielsweise von der Rechtsverschiebung des 
viel zu früh einsetzenden Spitzensteuersatzes um gerade einmal 1,03 Prozent 

real sogar negative Effekte ausgehen. Auch in dem vom Bundesfinanzministe-

rium gewählten Beispiel einer vierköpfigen Familie mit einem Haushaltsein-
kommen von 60.000 Euro wird sich, und dann auch erst im Jahr 2028, eine Ent-

lastung von kaum mehr als einem Prozent einstellen. Mehr als die Hälfte dieser 

Entlastung wird dabei der Anhebung des Kindergeldes um 8 Euro pro Kind und 

 
5 Der DGB hält an seiner grundsätzlichen Kritik zur restriktiven Ausgestaltung der Schulden-

bremse sowohl im Hinblick auf die Berechnung des Produktionspotentials sowie der Konjunktur-

bereinigung als auch der limitierten strukturellen Neuverschuldung von 0,35 Prozent des BIP 

fest.  
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Monat im Jahr 2027 und 13 Euro im Jahr 2028 zuzurechnen sein. Ebenso ist na-
heliegend anzunehmen, dass die gleichfalls in zwei Schritten vorgesehene An-
hebung des Grundfreibetrags um 552 auf 12.900 Euro im Jahr 2028 mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht das verfassungsrechtlich ohnehin gebotene Maß über-

steigen wird. Insoweit stellen die Anhebung des Kindergeldes, des Tarifeckwer-

tes des Spitzensteuersatzes und des Grundfreibetrages eher Anpassungen des 
Steuerrechtes dar, wie sie seit Jahrzehnten üblich sind, während die strukturel-
len Unzulänglichkeiten des Einkommensteuertarifs und des steuerlichen Fami-

lienlastenausgleichs weitgehend fortbestehen. Weiterhin fallen viele Lohnsteu-

erzahler*innen mit eher mittleren Einkommen ab einem zu versteuernden 
Einkommen (z.v.E.) von 70.601 Euro unter den Spitzensteuersatz. Dieser müsste 

wesentlich später einsetzen, um auch den Mittelstand wirkungsvoll zu entlas-
ten. 

Daran ändert auch die geplante Splittung des sog. Reichensteuersatzes nur we-

nig. Dieser Steuersatz, der jeden Euro ab einem zu versteuernden Einkommen 
von 277.826 Euro mit 45 Prozent belegt, soll künftig ab 250.000 Euro greifen, 

während zu versteuernde Einkommen ab 280.000 Euro mit 47 Prozent besteuert 
werden sollen. Faktisch sind oberhalb dieser Einkommensgrenzen nur wenige 

Steuerpflichtige vorhanden, was unter anderem auch daran liegt, dass Mega-
reiche häufig über Gestaltungsmöglichkeiten verfügen, um der Einkommens-
teuer weitgehend zu entgehen. „Wer extrem reich ist, kann sein Vermögen so 

organisieren, dass daraus kaum steuerpflichtiges Einkommen entsteht. Ge-
winne werden nicht realisiert, Vermögen wird in Holdingstrukturen verschoben, 

Einkommen in Kapitalgewinne umgewandelt oder zeitlich verschoben.“6 Daher 

hat diese Maßnahme eher einen symbolischen Charakter. Stattdessen sollte der 
Reichensteuersatz bereits ab einem z.v.E. von 140.000 Euro (Alleinstehende) ein-

setzen und die Vermögensteuer reformiert und wieder erhoben werden 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begrüßen die Anhebung des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags. Die Erfahrung zeigt jedoch, dass die Zeiträume zwi-

schen den einzelnen Erhöhungen oft sehr lang sind und häufig nicht der zwi-
schenzeitlich erfolgten Preisentwicklung gerecht werden. Aus diesem Grund 

schlagen wir im Zuge der regelmäßigen Anhebung des Grundfreibetrages auch 
eine Anhebung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags entsprechend der Entwicklung 
des Verbraucherpreisindexes (VPI) vor. Obwohl naheliegend, haben es die Koali-

tionspartner unterlassen, ihr Versprechen zu konkretisieren „die Schere zwi-

schen der Entlastungswirkung der Kinderfreibeträge und dem Kindergeld schritt-

weise verringern“7 zu wollen. Gerade hier besteht eine der größten 

Ungerechtigkeiten im deutschen Einkommensteuerrecht, deren Beseitigung 
ohne eine zusätzliche Belastung der öffentlichen Haushalte machbar ist. Denn 

schon heute liegt die maximal mögliche Entlastung durch den Kinderfreibetrag 
für die höchsten Einkommen pro Kind und Jahr mit mehr als 1.570 Euro über 

 
6 „Deutschland braucht eine funktionierende Besteuerung von Milliardären“, Der Ökonom Gabriel 

Zucman im Interview mit dem Handelsblatt, HB vom 1.7. 2026 
7 Verantwortung für Deutschland - Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für die 21. Le-

gislaturperiode, S. 45. 

https://www.handelsblatt.com/politik/konjunktur/reichtum-deutschland-braucht-eine-funktionierende-besteuerung-von-milliardaeren/100188438.html
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jener Entlastung, die Familien zusteht, die nach der Günstigerprüfung nur An-
spruch auf das Kindergeld haben. Würden die rund 7,5 Mrd. Euro, die diese Form 
der Reichenpflege die Allgemeinheit kostet, zu Gunsten eines für alle gleich ho-
hen Kindergeldes auf die zirka 15 Millionen Kindergeldberechtigten umgelegt, 

so könnte das Kindergeld von aktuell 259 Euro auf 300 Euro erhöht werden. Für 

einen Familienlastenausgleich fehlt weiterhin die Reform des Ehegattensplit-
tings. Die Schwarz-Rote Koalition müsste erste Schritte gehen. Die Abschaffung 
des Ehegattensplittings für kinderlose Ehepaare wäre ein Schritt. Dadurch 

würde eine bessere Entlastung von Familien mit Kindern finanzierbar. 

Insgesamt sollte eine gerechte Einkommensteuerreform aus der Kombination 
eines höheren Freibetrages mit einem höheren aber erst bei deutlich höherem 

Einkommen einsetzenden Spitzensteuersatz und einer wirksamen Reichen- und 
Vermögensteuer bestehen. Ziel muss sein, die steuerlichen Belastungen der Ein-
kommensteuerpflichtigen leistungsgerechter zu verteilen und Steuergerechtig-

keit in der gesamten Gesellschaft herzustellen.  

Kann schon von den geplanten einkommensteuerlichen Maßnahmen kein Im-

puls für mehr Wirtschaftswachstum ausgehen, so kommt erschwerend hinzu, 
dass die geplante Erhöhung der Tabaksteuer überproportional die untere Hälfte 

der Haushalte in der Einkommensverteilung treffen wird. Denn zu der ohnehin 
regressiven Belastungswirkung von Verbrauchssteuern tritt hier außerdem 
hinzu, dass das Tabaksteueraufkommen zu rund 60 Prozent von den ärmeren 

Haushalten finanziert wird, wie einschlägige Untersuchungen zum Konsumver-
halten nahelegen. Damit soll keineswegs die gesundheitspolitische Steuerungs-

wirkung einer Tabaksteuererhöhung in Zweifel gezogen werden. Jedoch sollten 

die Verteilungseffekte auch Anlass sein, gerade jene Hälfte der Bevölkerung, die 

wegen ihrer Konsumquote auch für die Stärkung der Massenkaufkraft größte 
Bedeutung hat, auf anderem Wege ungleich stärker zu entlasten. Ausweislich 

des Gesetzentwurfs zur Änderung des Tabaksteuergesetzes und der Daten der 
Mai-Steuerschätzung soll das Aufkommen von zuletzt 17,6 Mrd. Euro im Jahr 

2025 deutlich gesteigert werden. Über die kommenden Jahre verteilt erwartet 
das BMF bis 2030 durch die Steuererhöhung insgesamt zusätzliche Einnahmen 

von rund 8,5 Mrd. Euro. Schätzungsweise rund 5 Mrd. Euro werden dabei zulas-
ten der einkommensschwächeren Hälfte der Bevölkerung gehen. 

Besteuerung von Krypto-Spekulation richtig, Kapitalerträge mit persönli-

chem Steuersatz besteuern 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften begrüßen, dass Gewinne aus der 

Spekulation mit sog. Kryptowerten künftig besteuert werden sollen. Allerdings 

ist die Darstellung der Maßnahme in der Kabinettsvorlage insoweit irreführend, 
wie sie den Eindruck erweckt, dass hier eine steuerliche Gleichbehandlung mit 
dem Arbeitslohn angestrebt wird. Denn während der Arbeitslohn mit dem per-

sönlichen Steuersatz der Einkommensteuer belegt wird, strebt die Bundesregie-
rung eine Zuordnung der Krypto-Gewinne zu den Einkünften aus Kapitalvermö-

gen an. Diese werden aber regelmäßig und unabhängig von der finanziellen 
Leistungsfähigkeit nur mit 25 Prozent besteuert. Das lehnt der DGB ab und 
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fordert eine Besteuerung aller Einkünfte aus Kapitalvermögen mit dem persön-
lichen Einkommensteuersatz. 

Bekämpfung von Steuerkriminalität unterstützen, mehr Personal nötig 

Die Gewerkschaften unterstützen alle Anstrengungen, um Finanz- und Steuer-
kriminalität wirksamer zu bekämpfen. So fordern der DGB und seine Mitglieds-
gewerkschaften schon seit vielen Jahren eine Verbesserung der Zusammenar-

beit zwischen dem Bund und den Ländern sowie zwischen den Bundesländern. 

Um die Finanzverwaltungen insgesamt effizienter und effektiver werden zu las-
sen und dadurch das Entdeckungsrisiko für Steuerstraftaten erheblich zu stei-
gern, wird ein besseres Zusammenwirken der gesetzlichen, technischen und or-

ganisatorischen Maßnahmen allein nicht reichen. Um diese Maßnahmen 

umzusetzen und die damit angestrebten Ziele zügig zu erreichen, bedarf es 
ebenfalls einer deutlich besseren Personalausstattung der Finanzbehörden, die 
immer noch weit hinter den Erfordernissen zurückbleibt. Insbesondere bedarf 

es im Bereich der Steuerfahndung einer Aufstockung der Stellen um 25 Prozent. 

Ganz im Gegensatz dazu hält die Bundesregierung an ihrem Plan des Stellenab-
baus um acht Prozent in der Bundesverwaltung fest, von dem auch Behörden 

wie etwa das Bundeszentralamt für Steuern nicht ausgenommen sind. Diese 
Maßnahme ist kontraproduktiv. Gerade in Zeiten von Steuervermeidung durch 

Großkonzerne und digitale Geschäftsmodelle braucht es mehr Personal in der 

Steuerfahndung und Unterstützung der Bundesländer, um diese Aufgabe zu er-
füllen.  

Gerechte Stabilisierung der staatlichen Einnahmebasis unabdingbar 

Der vorliegende Haushaltsentwurf macht erneut klar, dass angesichts bestehen-

der Bedarfe einer Stärkung der öffentlichen Einnahmen notwendig ist, die aller-
dings gerecht gestaltet werden muss. Vor diesem Hintergrund sollten Steuer-

senkungen mit der Gießkanne unterlassen werden. Insbesondere die 

beschlossene aber noch nicht in Kraft getretene Senkung der Körperschafts-
teuer von 15 auf 10 Prozent sollte zurückgenommen werden. Gemessen an allen 
staatlichen Steuereinnahmen und auch in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 

zeigen sich im Industriestaatenvergleich keine Auffälligkeiten, die auf einen ent-
sprechenden Standortnachteil für in Deutschland ansässige Unternehmen 

schließen lassen. Die Maßnahme wird kaum Investitionen anregen, die Staats-
einnahmen aber erheblich belasten. 

Um neue Einnahmequellen für den Bundesshaushalt zu erschließen, sollte auch 
eine Digitalsteuer nach dem französischen Vorbild in Betracht gezogen werden, 

damit auch internationale (digitale) Großkonzerne ihren Beitrag zur Finanzie-
rung der staatlichen Aufgaben leisten. 

Die Bewältigung des Strukturwandels und der Klimakrise erfordern außerdem 

beispielsweise, dass der Bund über einen längeren Zeitraum eine Vermögensab-
gabe nach dem Vorbild der Lastenausgleichsabgabe von 1952 erhebt. Die Ver-
mögensabgabe ist ein wichtiges Instrument, um die Finanzierungslücken im 
Haushalt zu schließen und soziale Ungleichheit zu verringern. Der DGB und seine 
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Mitgliedsgewerkschaften verweisen dazu auf ihre entsprechende in diesem Jahr 

beschlossene Forderung.8 

1.4 Ausgabenkurs befördert Unsicherheit und soziale 
Schieflage 

Die Ausgaben des Kernhaushalts 2027 erhöhen sich im Vergleich zum Vorjahr um 
5,9 Prozent auf 555,4 Mrd. Euro (vgl. Tabelle 1). Dies entspricht trotz erhöhter 
Preissteigerungsrate auch einem preisbereinigten Zuwachs, wenngleich sich die 

Wachstumsbeiträge sehr unausgewogen auf die Ressorts verteilen (s.u.). Zudem 
werden die Ausgaben des Kernhaushalts maßgeblich durch die bereits genann-

ten Sondervermögen ergänzt. Erneut werden diese vereinzelt genutzt, um Haus-

haltstitel aus dem Kernhaushalt auszugliedern. Zu den größten Sondervermö-
gen zählen, wie bereits im vorangegangenen Jahr, das SVIK mit 44,9 Mrd. Euro, 

der KTF mit 38,9 Mrd. Euro, das Sondervermögen Bundeswehr mit 30 Mrd. Euro 

sowie die „Aufbauhilfe 2021“ mit 2,6 Mrd. Euro.9 Somit belaufen sich die Soll-
Ausgaben des Kernhaushalts und der großen Sondervermögen nach Regie-
rungsentwurf 2027 auf rund 671,8 Mrd. Euro (Abbildung 3). 

Abbildung 2: Übersicht Ausgaben Kernhaushalt und Sondervermögen 2027 

 

*inkl. Zuweisungen an Länder, ohne Zuweisungen an KTF. Diese werden in den Ausgaben des KTF  

berücksichtigt.  

Die mit dem Haushalt 2027 fortgeführte öffentliche Investitionsoffensive 

begrüßen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ausdrücklich (aus-
führlicher in Kapitel 1.6). In dem Zusammenhang sieht der DGB die Ausweitung 

von Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (ÖPP) jedoch skeptisch. Wir erwarten 

 
8 DGB-Position Vermögensabgabe 2026 
9 Ausgaben des SVIK ohne Zuweisung an KTF. Diese sind in den Ausgaben des KTF enthalten.  

Ausgaben 
Kernhaushalt und 

große 
Sondervermögen:

671,8 Mrd. €

Ausgaben 
Kernhaushalt: 

555,4 Mrd. €

Ausgaben SVIK: 

44,9 Mrd. €*

Ausgaben KTF: 
38,9 Mrd. €

Ausgaben SV 
Bundeswehr:

30 Mrd. €

SV Aufbauhilfe 
2021:

2,6Mrd. €

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Positionen_und_Thesen/2026-06-01_Position_Krise_der_Staatsfinanzen_abwehren-Verm%C3%B6gensabgabe_erheben.pdf
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von der Bundesregierung, dass öffentliche Infrastruktur auch öffentlich finan-
ziert wird und dass ausreichend Mittel für Infrastrukturinvestitionen insbeson-
dere in Bildung, Energie-, Verkehrs- und Digitalnetze bereitgestellt werden. Die 
Finanzierung öffentlicher Investitionen darf keine Quelle für Extraprofite im Rah-

men von ÖPP oder anderen Privatisierungsmodellen sein.  

Ressorts mit Ausgabenzuwachs 

Mit Blick auf die Mittelverteilung des Kernhaushalts bzw. die Entwicklung der 

Einzelpläne insgesamt ergibt sich ein gemischtes Bild. Alle Ressorts mit Aus-
nahme des Verteidigungsetats mussten sich an die Kürzungsvorgaben von ei-
nem Prozent der Ausgaben halten. Weitere zwei Prozent sollen ab 2028 folgen. 

Nennenswerten Zuwachs gegenüber dem Vorjahr erfahren insbesondere das 

Verteidigungsressort (+ 33 Prozent), der Einzelplan Bundesschuld aufgrund der 
steigenden Kredite und Zinszahlungen (+30 Prozent), gefolgt von der Beauftrag-
ten für Datenschutz (+11 Prozent), dem Bundesrechnungshof (+8 Prozent), dem 

Innenministerium (+6 Prozent), dem Bundesverfassungsgericht (+6 Prozent) so-

wie dem Bundesministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung mit 
finaler Umsetzung des Organisationserlasses (+6 Prozent).  

Der nominale Aufwuchs des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales liegt 
mit 2,1 Prozent weit unterhalb der für 2027 prognostizierten Inflationsrate von 

2,8 Prozent. Dies entspricht somit einer realen Kürzung. Zudem enthält der Ka-

binettsbeschluss für den Einzelplan 11, also die konkrete Haushaltsaufstellung 
des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, die Vorgabe, dass im Gesetzge-

bungsverfahren noch weitere 2 Mrd. Euro zusätzlich eingespart werden sollen 

(Globale Minderausgabe). Das heißt, es drohen neben den bereits konkret be-

nannten und bezifferten Kürzungen weitere Einschnitte im Sozialstaat zulasten 

von Arbeitnehmer*innen und Sozialleistungsberechtigten. Der DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften fordern die demokratischen Fraktionen im Bundestag 
auf, diese unsoziale Vorgabe nicht umzusetzen.  

Die Mehrausgaben des Verteidigungsressorts werden insbesondere durch die 
grundgesetzliche Verankerung der Bereichsausnahme im Rahmen der Schul-

denregeln ermöglicht: 85 Mrd. Euro von insgesamt 130 Mrd. Euro, zzgl. des Son-
dervermögens Bundeswehr von 30 Mrd. Euro werden kreditfinanziert. Die Ab-
grenzung Verteidigung umfasst in Deutschland dabei mehr Bereiche als 

international üblich. So fallen hierunter auch in kleinem Umfang Ausgaben etwa 
für die Informationstechnischen Dienste (inkl. Cyber Security) sowie den Zivil- 
und Bevölkerungsschutz, deren angemessene Finanzierung der DGB ausdrück-

lich begrüßt und seinem umfassenden Sicherheitsverständnis besser ent-

spricht: Sicherheit lässt sich nur durch eine Politik verwirklichen, die die Resili-
enz unserer Gesellschaft insgesamt stärkt, statt Verteidigungsfähigkeit immer 
ausschließlicher als Frage militärischer Fähigkeiten zu betrachten.  
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Abbildung 3: Ausgaben der Bereichsausnahme „Verteidigung“ in Mrd. Euro 

 

Den mit Abstand größten Anteil der Bereichsausnahme erhält der Verteidigungs-

etat (Einzelplan 14) mit 109 Mrd. Euro in 2027. (vgl. Abbildung 4) Auch in den 
Folgejahren sollen die Ausgaben stetig ausgeweitet werden. Bis spätestens 2035 

will Deutschland gemäß der Vereinbarung auf dem NATO-Gipfel in Den Haag fünf 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Ausgaben für Verteidigung (3,5 Prozent) 

und verteidigungsrelevante Infrastruktur (1,5 Prozent) allokieren. Der DGB stellt 

ebenfalls klar, dass die Finanzierung von Infrastrukturausgaben in diesem Zu-
sammenhang nicht per se Gegenstand der gewerkschaftlichen Kritik ist. Der 

DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften kritisieren vielmehr die Orientie-
rung an dieser willkürlichen Zielvorgabe, die losgelöst von nachvollziehbar 
dargelegten Bedarfen für Landes- und Bündnisverteidigung als politische 

Dauergröße festgelegt wurde und eine immense fiskalische Herausforde-

rung für die betroffenen Länder darstellt (vgl. Kapitel 1.5) 

Doch betont der DGB wiederholt, Infrastrukturinvestitionen sinnvollerweise mit 
staatlicher Kreditaufnahme bedarfsgerecht zu finanzieren. Eine Privilegierung 
verteidigungsrelevanter Infrastruktur zum Nachteil von zivilen Infrastruktu-

ren lehnt der DGB ab. 

Ressorts mit Ausgabenkürzungen 

Hingegen erfährt eine Vielzahl von Ressorts insbesondere im Bereich der öffent-
lichen Daseinsvorsorge, des Klimaschutzes und der Wirtschaft erhebliche Ein-

schnitte, wenngleich diese vereinzelt auf Verlagerungen von Mitteln in die Son-
dervermögen zurückzuführen sind. Betreffen dürften diese 
Verschiebungen insbesondere das Verkehrsressort (-5 Prozent; vgl. Kapitel 2.4) 
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sowie das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (-6 Prozent; vgl. Kapitel 
2.1). Dies bestätigt aber nur einmal mehr die herausragende Bedeutung von zu-
sätzlichen fiskalischen Kapazitäten zur Absicherung von Investitionen und Inves-
titionszuschüssen auch nach Auslaufen der Sondervermögen SVIK und KTF. Das 

gilt in besonderem Maße für Investitionen in die klimagerechte Modernisierung 

und kritische Infrastruktur, aber auch für Investitionen in die Bildungsinfrastruk-
tur und in bezahlbaren Wohnraum. Angesichts von steigenden Bedarfen und 
notwendigen Dynamisierungen auch im Bereich der konsumtiven Ausgaben, so-

wie der Gefahr der Zweckentfremdung der investiven Sondervermögen, müssen 

konsumtive Ausgaben zwingend durch eine Stärkung der Einnahmebasis be-
darfsgerecht finanziert werden. Pauschale Kürzungen lehnen, wie bereits mehr-

fach betont, der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ab. Stattdessen 
bräuchte es angesichts der Wirtschaftslage, steigenden Lebenshaltungskosten 
und schwacher Konsumnachfrage gezielte Impulse zur Stärkung der Binnen-

nachfrage auch durch gute öffentliche Leistungen.  

Gerade vor diesem Hintergrund sind die erheblichen Kürzungen im Bereich des 

Gesundheitsressorts (-34 Prozent; vgl. Kapitel 2.2.1) sowie des Bundesministeri-
ums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (-7 Prozent; vgl. Kapitel 

27.4, 2.8, 2.9) aus Sicht der Gewerkschaften ein fatales Signal, da diese die Breite 
der Bevölkerung treffen: Kranke, Eltern, Kinder und Jugendliche, ältere Men-
schen in einer alternden Gesellschaft. Familien- und gleichstellungspolitische 

Ziele sowie eine generationengerechte Haushaltspolitik geraten so ins Hinter-
treffen, Unsicherheit wird erhöht.   

Auch das Ministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauen (Vgl. Kapitel 2.6) 

sowie das Umweltministerium (vgl. Kapitel 2.5.1) müssen auf erhebliche Ausga-

ben verzichten. Dabei finanzieren beide Ressorts unverzichtbare Bereiche der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge, die sowohl der Wohnungskrise durch die Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums als auch den Auswirkungen des Klimawandels durch 

eine Stärkung der Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen gezielt ent-
gegenwirken müssen.  

Auf große Kritik stoßen zudem die Kürzungen im Ministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (-6 Prozent) und die im Koalitionsvertrag ver-
einbarte Konsolidierungsvorgabe bei der ODA-Quote. Die Entwicklungszusam-

menarbeit leistet einen wichtigen Beitrag, unter anderem für die Erreichung 
der globalen Nachhaltigkeitsziele (SDG) und erfordert eine verlässliche Finan-
zierung. (vgl. 2.11)   

Haushalt muss Planungssicherheit und ein positives Zukunftsbild unter-

stützen 

Statt Planungs- und Investitionssicherheit in einer volatilen Welt- und Wirt-

schaftslage mit erheblichem Beschäftigungsabbau insbesondere in der Indust-
rie, aber auch in Dienstleistungsbranchen, befördert dieser Ausgabenkurs hohe 
Unsicherheit. Die Ankündigungen, weitere Konsolidierungsschritte vor allem 
durch zusätzliche Kürzungen zu erreichen und wichtige Zukunftsausgaben unter 

Finanzierungsvorbehalt zu stellen, verschärfen die Situation noch weiter. Der 
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Erhalt und die Ausweitung von Wertschöpfung und Beschäftigung, die Gleich-
wertigkeit und die Verbesserung der Lebensverhältnisse bemessen sich in ho-
hem Maße an den Investitionen. Hier ist der Haushalt zunächst auf Kurs. Werden 
im Gegenzug aber Ausgaben etwa für öffentliches Personal in Planungsbehör-

den, in den Kitas und Schulen, im Gesundheitswesen oder für Weiterbildungs-

angebote, die Förderung von Gleichstellung, von Integrationsmaßnahmen und 
essenzielle sozialstaatliche Leistungen unzureichend ausfinanziert, wirkt dies 
dem Erfolg von Investitionen entgegen. Verteilungskonflikte und soziale Un-

gleichheit nehmen weiter zu.   

Die Haushaltspolitik muss hier aktiv entgegenwirken und ein positives Ziel-
bild für die Zukunft unterstützen. Dafür muss sie sich aber an den tatsächli-

chen Bedarfen orientieren, um den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, si-
cherheitsrelevanten und ökologischen Anforderungen Rechnung zu 
tragen und eine effiziente Mittelvergabe u.a. durch zielgerichtete und konditio-

nierte Vorgaben für den Erhalt öffentlicher Gelder durchsetzen.  

1.5 Finanzplanung: Finanzielle Tragfähigkeit durch 
Bereichsausnahme massiv 
gefährdet, enormer Kürzungsdruck 

Unsicherheit und Planlosigkeit statt einer echten Zukunftsvision drücken sich 
auch mit Blick auf die mittelfristige Finanzplanung aus. Zwar wird die Bundesre-

gierung durch einige ihrer jüngst beschlossenen Konsolidierungen auch die Fi-
nanzierungslücken bis 2030 etwas reduzieren können. Die große haushaltspoli-

tische Frage, wie weiterhin fiskalische Spielräume für disponible Ausgaben und 

Investitionen erhalten bleiben können, bleibt jedoch offen. Positiv zu bewerten 

ist daher zumindest, dass der Tilgungsbeginn der Notlagenkredite (Drucksache 
20/2036) und der Kredite aus dem Sondervermögen Bundeswehr verzögert wer-

den und nun anstatt ab 2028 ab 2033 erfolgen soll. Eine vorzeitige und von der 

Wirtschaftslage unabhängige Tilgung würde den Haushalt noch weiter unter 

Druck setzen. Gleichzeitig bedeutet dies nur ein Aufschieben des Prob-
lems und es muss ein grundsätzlich konjunktursensibler Umgang mit Notla-
genverschuldungen gefunden werden.  

Das größte Risiko für die künftig haushaltspolitisch notwendigen Gestaltungs-
spielräume, aber auch für die finanzielle Tragfähigkeit der Staatsfinanzen, geht 
jedoch von steigenden Zinskosten und der kreditfinanzierten Bereichsaus-
nahme für Verteidigung aus. Für das Haushaltsjahr 2027 veranschlagt das BMF 
Zinsausgaben in Höhe von 42 Mrd. Euro, die sich bis 2030 auf etwa  

81 Mrd. Euro fast verdoppeln könnten. Die Verteidigungsausgaben steigen von 
aktuell 125 Mrd. Euro (inkl. Sondervermögen Bundeswehr mit 25,5 Mrd. 

Euro) um 60 Prozent auf 200 Mrd. Euro im Jahr 2030, was dann gut 30 Prozent 
des gesamten Volumens des Bundeshaushalts entspricht. Rund 60 Prozent der 

jährlichen sowie der von 2027 bis 2030 akkumulierten Neuverschuldung sind auf 
die Bereichsausnahme und das Sondervermögen Bundeswehr zurückzufüh-
ren. Gegenüber 2025, dem Jahr der Schuldenbremsenreform, sind es insgesamt 
sogar 82 Prozent. 
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Abbildung 3: Nettokreditaufnahme in Mrd. Euro, 2026 - 2030 

 

Gleichzeitig reduziert sich die zulässige strukturelle Kreditaufnahme in den 

nächsten Jahren gemäß mittelfristiger Finanzplanung drastisch. Auch die ge-

planten Kredite zur Verausgabung des SVIK sinken im Laufe der kommenden vier 

Jahre ab (Abbildung 5) Diese Entwicklung unterstreicht die ökonomisch fal-
sche Prioritätensetzung bei der vergangenen Reform der Schuldenbremse 

sowie ihre restriktive Natur.  

Anders als Zukunftsinvestitionen, die das BIP- und Potentialwachstum sowie 

Produktivität erhöhen, weisen Militärausgaben einen geringen Fiskalmultiplika-
tor auf. Sie refinanzieren sich somit nicht zu einem großen Teil selbst, weshalb 
die Zinslast durch diese Ausgaben auch anders zu bewerten ist als die Zinsen in 

Verbindung mit der Kreditfinanzierung von Investitionen und anderen produkti-

ven Ausgaben. So zeigen verschiedene Simulationen den drastischen Anstieg 
der Schuldenquote durch die uneingeschränkte Fortsetzung des Kurses nach10, 
der auch in Konflikt mit den europäischen Fiskalregeln steht (vgl. Kapitel 1.7).  

Die Zielkonflikte zwischen Rüstungsausgaben und produktiven Zukunftsinvesti-

tionen in soziale und innere Sicherheit, Bildung, öffentliche Infrastruktur, kom-
munale Daseinsvorsorge sowie den klimagerechten und digitalen Umbau unse-
rer Wirtschaft werden sich dadurch massiv verschärfen. Der enorme Aufwuchs 

des Rüstungsetats darf die notwendigen Ausgaben für die sozial- und klima-
gerechte Modernisierung und die soziale Sicherung nicht verdrängen. Diese 

bereits real werdende Gefahr droht sich aber weiter zuzuspitzen. Auch 

 
10 Paetz et al. (2026) Durch Bereichsausnahme Verteidigung könnte deutsche Schuldenquote auf 

über 90 % des BIP steigen; Seipp, Klaus (2026): Höheres Zinsniveau und Zinsen für Verteidigungs-

schulden engen Spielräume des Bundes ein - Zinsausgaben könnten 2050 ein Viertel der Steuer-

einnahmen ausmachen; Deutsche Bundesbank (2025) Weiterentwicklung der Schuldenbremse – 

ein Beitrag der Bundesbank zur Reformdiskussion. 
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werden Forderungen lauter, die kreditfinanzierte Bereichsausnahme für Vertei-
digungsausgaben in näherer Zukunft in den Kernhaushalt des Bundes zurückzu-
führen. Dies wäre bei Aufrechterhalten des Niveaus jedoch mit Kürzungen 
und/oder Einnahmeerhöhungen historischen Ausmaßes verbunden. Die Ge-

schwindigkeit der Reintegration entscheidet dann maßgeblich über den Um-

fang der Konsolidierung. 

Solange eine grundlegende Reform der Schuldenbremse ausbleibt, die die Fi-
nanzierung von Zukunftsinvestitionen absichert und Gewinne, Kapitaleinkünfte, 

sehr hohe Einkommen, Erbschaften und Vermögen keinen angemesseneren und 

dauerhaften Beitrag zum Steueraufkommen und somit zur Finanzierung wichti-
ger gesamtgesellschaftlicher Aufgaben leisten, bedeutet das zwangsläufig: Die 

politischen Handlungsspielräume werden unter dem Druck solcher selbstge-
machten Sparzwänge immer kleiner. Das Risiko, an der falschen Stelle zu sparen, 
nimmt unablässig zu und wird ein reales Risiko für Wirtschaftswachstum, gesell-

schaftlichen Zusammenhalt und Demokratie.  

1.6 Investitionen langfristig sichern  

Der Investitionsstau in Deutschland ist auf allen Ebenen – bei Bund, Ländern 
und Kommunen – weiterhin enorm. Das vergleichsweise hohe Investitionsni-

veau der kommenden Jahre ist maßgeblich auf die Sondervermögen SVIK und 
KTF zurückzuführen, mit denen die Bundesregierung richtigerweise die Moder-

nisierung der Infrastruktur voranbringen, Wachstumsimpulse setzen und einen 

wichtigen Schritt zur Erreichung der Klimaziele leisten will (Tabelle 2).  Die Son-
dervermögen SVIK und KTF sind daher entscheidend für die Energie- und Ver-

kehrswende sowie die Industrie-Transformation. 

Tabelle 2: Übersicht Investitionen aus Kernhaushalt (ohne fin. Transaktionen), SVIK und 

KTF, in Mrd. Euro 

  

  

Soll 2026  Regierungsent-

wurf 2027  

Finanzplan 

 

2028 2029 2030 

Kernhaushalt  

(ohne fin. Transaktionen)  

47,9 50,0 49,8 49,7 48,9 

SVIK  

(ohne Zuweisung an KTF)  

48,1 44,9 46,7 47,9 42,2 

KTF  22,3 22,8 22,5 22,2 21,2 

Summe  118,2 117,7 119,0 119,9 112,3 

Das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) stellt seit 

2025 über einen Zeitraum von 12 Jahren 500 Mrd. Euro für Zukunftsinvestitio-

nen bereit. Die Verwendung der SVIK-Mittel wird genau überprüft und der erste 
Monitoringbericht stellt für die letzten Monate des Jahres 202511 fest, dass die 
Mittel der Bundessäule zu 74 Prozent abgeflossen (24 Mrd. Euro von geplanten 

37,2 Mrd. Euro12)  sind. Dazu zählt auch die Zuweisung an den KTF in Höhe von 

 
11 Bedingt durch vorläufige Haushaltsführung und Einsetzung des SVIK erst im Herbst 2025 
12 Bericht des BMF zum Monitoring des SVIK für den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes-

tages, S. 33 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/svik-monitoringbericht-2025.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Broschueren_Bestellservice/svik-monitoringbericht-2025.pdf?__blob=publicationFile
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10 Mrd. Euro. Dies ist ein gutes Ergebnis, denn der Bau von Schienen, Bildungs-
einrichtungen, Straßen und anderen Infrastrukturen braucht Planungssicher-
heit, braucht Zeit und entsprechende Kapazitäten in der Verwaltung, in der Bau-
wirtschaft, im Handwerk und der Industrie, die in den vergangenen Jahren auf 

Grund des Sparzwangs abgebaut wurden. Diesen Abbau rückgängig zu machen, 

braucht Zeit und verzögert entsprechend die Umsetzung der Projekte. So befan-
den sich Ende 2025 rund zwei Drittel der finanzierten Projekte in der Planung, 
etwa ein Drittel wurde bereits umgesetzt oder schon genutzt bzw. betrieben. Je 

mehr Projekte in die Umsetzungsphase kommen, desto größer wird der Mittel-

abfluss in den kommenden Jahren sein. Dass die für das SVIK geplanten Ausga-
ben bereits im Jahr 2026 um knapp 20 Mrd. Euro auf 48,1 Mrd. Euro gestiegen 

sind und mit 44,9 Mrd. Euro auch 2027 auf ähnlich hohem Niveau bleiben sollen, 
ist daher begrüßenswert und zeigt, dass mit einer stärkeren Projektumsetzung 
gerechnet wird. Gleichzeitig ist die Mittelvergabe mit teils langwierigen Prozes-

sen rund um Förderrichtlinien, Ausschreibungszeiträume und tatsächlicher Pro-

jektumsetzung verbunden, sodass mit großen Differenzen zwischen Soll- und 

Ist-Ausgaben auch in den nächsten Jahren zu rechnen ist.   

Je stärker die Mittel aus dem SVIK lokale Wertschöpfung und Beschäftigung un-

terstützen, desto höhere gesamtwirtschaftliche Effekte sind zu erwarten. So 
wird das Bundestariftreuegesetz auch bei Aufträgen aus dem SVIK Anwen-
dung finden; verbindliche Local-Content-Regelungen etwa zur anteiligen Ver-

wendung von heimischen Grund- und Werkstoffen, wie beispielsweise Stahl, 
würde die Transformation der Branche unterstützen und so auch langfristig 

Wertschöpfung und Resilienz sichern.  Der Staat muss hier seine Markmacht 

aktiver nutzen, um Beschäftigung und Wirtschaftskraft durch die Anwen-

dung der Kriterien zu steigern. 

Umso problematischer ist die Tatsache, dass weiterhin unklar ist, inwieweit das 

durch das SVIK angehobene Investitionsniveau nach dem Auslaufen des Son-
dervermögens aufrechterhalten werden soll – vor allem vor dem Hintergrund, 

dass die Investitionsausgaben im Kernhaushalt13 bereits in den letzten Jahren 
rückläufig waren, bis 2030 weiter sinken sollen (siehe Abbildung 6) und im Ver-

gleich zu den verteidigungsbezogenen Ausgaben14 bereits jetzt deutlich geringer 
ausfallen. Das Missverhältnis zwischen kreditfinanzierten Investitionen in die 
soziale und physische Infrastruktur, die die Lebensrealität der Menschen konk-

ret vor Ort verbessern können, sowie den klimafreundlichen Umbau der Wirt-
schaft auf der einen Seite und kreditfinanzierten Ausgaben für Verteidigung auf 

der anderen Seite, die dagegen kaum zur wirtschaftlichen Entwicklung beitra-

gen, ist augenfällig. Und dieses  droht sich zu Ungunsten der sozial-

 
13 Hinzu kommt, dass der im Haushaltsentwurf angewendete Investitionsbegriff auch Ausgaben 

beinhaltet, die keine "echten" Investitionen darstellen, die den Kapitalstock des Bundes erhö-

hen, z.B. durch den Bau von Schienen, Straßen, Schulen etc. Zum "amtlichen" Investitionsbegriff 

gehören dagegen bspw. auch Darlehen und bestimmte Zuschüsse (z.B. Baukindergeld, Woh-

nungsbauprämie u.a.) 
14  Dazu zählen: Mittel des Verteidigungsministeriums (Einzelplan 14), Ausgaben über die Be-

reichsausnahme sowie das Sondervermögen Bundeswehr. 
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ökologischen Transformation dramatisch zu verstärken und Konflikte um die 
Verteilung knapper finanzieller Mittel noch weiter zu verschärfen. 

Vor diesem Hintergrund betonen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften er-

neut, dass die für Investitionen bereitgestellten Mittel nicht ausreichen werden, 

um instand zu setzen und zu modernisieren, was in den letzten Jahrzehnten ka-
puttgespart wurde und an neuen Investitionsbedarfen entsteht. Hinzu kommt, 

dass die Kreditfinanzierungsmöglichkeiten für die Bundesländer im Rahmen der 
Schuldenbremse zwar erhöht wurden, dennoch angesichts der Notwendigkei-

ten – vor allem auch auf kommunaler Ebene – zu klein ausfallen. Eine ausrei-
chende Finanzierungsunterstützung für die Länder und Kommunen - vor al-

lem zur Beseitigung des kommunalen Investitionsrückstandes von aktuell 231 
Mrd. Euro (KfW Kommunalpanel 2026) - ist weiterhin nötig, um Infrastruktu-
ren der Daseinsvorsorge u.a. in den Bereichen Bildung, Verkehr, Gesundheit 

und Bevölkerungsschutz finanzieren, gleichwertige Lebensverhält-
nisse schaffen sowie dem Klimawandel auf kommunaler Ebene begegnen zu 

können. Der DGB begrüßt, dass im Rahmen des SVIK über das Länder-und-Kom-
munal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) für diesen Zweck Mittel in 

Höhe von 100 Mrd. Euro bereitgestellt wurden. Auch die im Rahmen des Länder- 
und Kommunalentlastungsgesetzes (LKEG) bereitgestellten vier Mrd. Euro bis 

2029 sind hilfreich. Das alles wird jedoch noch nicht einmal ausreichen, um die 

aktuelle kommunale Investitionstätigkeit zu stabilisieren. Die geplante Körper-
schaftsteuersenkung ab 2028 wird auch den Ländern und Kommunen absehbar 
weitere Gelder entziehen. Deshalb muss die kommunale Finanzierungssituation 
nachhaltig verbessert werden.  

Abbildung 4: Vergleich Investitionsausgaben und verteidigungsbezogene Ausgaben in Mrd. 

Euro 
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1.7 Flexibilität der EU-Fiskalregeln ausnutzen und EU-
Haushalt (MFR) stärken  

Wie die Bundesregierung in der Kabinettsvorlage richtig feststellt, muss sie sich 
bei der Haushaltspolitik nicht nur an die Vorgaben der Schuldenbremse halten, 

sondern auch an die EU-Fiskalregeln. Der deutsche mittelfristige finanzpolitisch-
strukturelle Plan (FSP), den die Bundesregierung im Juli 2025 vorgelegt hat, so-
wie der Fortschrittsbericht, der im April 2026 vom Kabinett verabschiedet wurde, 
geben Aufschluss darüber, wie sich die Haushaltsplanung der Bundesregierung 

gegenüber den europäischen Vorgaben verhält. 

Erfreulich ist, dass die erst 2024 reformierten EU-Fiskalregeln ausreichend Flexi-
bilität bieten, sodass die Finanzplanung der Bundesregierung – einschließlich 

des SVIK – vorerst mit den EU-Fiskalregeln im Einklang steht. Die Bundesregie-
rung hat diverse Instrumente genutzt, um das rechtlich zulässige Maß an Ver-

schuldung auszuschöpfen. Dazu gehört die Ausweitung des fiskalischen Anpas-

sungszeitraums von 4 auf 7 Jahre; die Inanspruchnahme der nationalen 
Ausweichklausel, die den Mitgliedstaaten bis Ende 2028 einen Aufwuchs der Ver-
teidigungsausgaben in Höhe von 1,5 Prozent des BIP erlaubt; von der EU-Kom-

mission abweichende und günstigere makroökonomische Annahmen bei der 
Schuldentragfähigkeitsanalyse; die zeitliche Verschiebung der Konsolidierungs-

anstrengungen auf das Ende des Anpassungszeitraums und die Ausnutzung des 
Kontrollkontos. Allerdings sind hier noch nicht alle Möglichkeiten, die die Flexi-

bilisierung bietet, ausgeschöpft. Aus Sicht des DGB sollte die Bundesregierung 

den zusätzlichen Verschuldungsspielraum für Investitionen zur Stärkung 

der Energieversorgungssicherheit voll ausnutzen, den die EU-Kommission 
den Mitgliedstaaten in den Leitlinien vom 18.8.26 gewährt hat. 

Aus dem FSP und dem Frühjahrspaket der EU-Kommission geht allerdings her-

vor, dass mittelfristig ein hohes Risiko besteht, gegen die EU-Vorgaben zu versto-

ßen und in ein Exzessives Defizitverfahren zu rutschen. Das liegt vor allem daran, 
dass ab 2027 die Wachstumsrate der Nettoausgaben deutlich zurückgeführt wer-
den muss (von 4,5 Prozent im Jahr 2026 auf 2,3 Prozent im Jahr 2027). Darüber 

hinaus läuft ab 2029 die Nationale Ausweichklausel aus. Die EU-Kommission hat 
im Frühjahrspaket 2026 festgestellt, dass Deutschland wegen der hohen Defizite 
und des ansteigenden Schuldenstandes „unter Beobachtung“ steht. Entspre-
chend wurde ein sog. „Art. 126-Bericht“ erstellt – die erste Eskalationsstufe im 
Kontext der EU-Fiskalregeln. Wird in den nächsten Jahren ein Defizitverfahren 

gegen Deutschland eröffnet, droht eine striktere Haushaltskontrolle seitens der 

EU; im schlimmsten Fall muss Deutschland mit Sanktionen und dem Entzug von 

EU-Fördermitteln rechnen. 

Umso wichtiger ist es, dass die Flexibilität innerhalb des EU-Regelwerks voll aus-

geschöpft wird, um sicherzustellen, dass die Finanzierung von öffentlichen In-
vestitionen nicht durch die EU-Vorgaben beschränkt wird. Eine wichtige techni-
sche Stellschraube liegt in der Anpassung der Schuldentragfähigkeitsanalyse. In 
der Wissenschaft werden folgende Ansatzpunkte genannt, die sich die 
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Bundesregierung spätestens bei der Erstellung des FSP im Jahr 2030 zu Nutze 
machen sollte: 

A. Realistischere Annahmen zu den Fiskalmultiplikatoren treffen.15 

B. Annahmen zu den Alterungskosten anpassen (die EU-Kommission geht 
fälschlicherweise davon aus, dass die zusätzlichen Kosten des demogra-
phischen Wandels durch eine höhere staatliche Verschuldung ge-

deckt werden).16 

C. Fiskalische Effekte von Reformen und Investitionen besser in der Schul-

dentragfähigkeitsanalyse abbilden.17 Italien und Spanien haben erfolg-

reich eine Berücksichtigung der Wachstumseffekte von geplanten Inves-
titionen und Reformen in der Schuldentragfähigkeitsanalyse erwirkt. 
Bislang gibt es allerdings keine einheitliche Methodik, die wirtschaftli-

chen Auswirkungen von geplanten Reformen und Investitionen ange-
messen im EU-Regelwerk abzubilden.  

Ob diese technischen Stellschrauben ausreichen werden, damit die EU-Fiskalre-
geln auch in Zukunft genügend Spielraum bieten für eine ausreichende Finan-

zierung von laufenden Ausgaben und öffentlichen Investitionen im Kontext der 
Transformation, ist aktuell zweifelhaft. Mittelfristig sollte die Bundesregie-

rung daher eine investitionsfreundliche Reform der EU-Fiskalregeln anstre-
ben oder den Weg frei machen für eine Fortführung der europäischen Schul-
denfinanzierung für wachstumssteigernde öffentliche Investitionen, so wie 

es aktuell etwa von der spanischen Regierung im Kontext der Verhandlungen 
zum Mehrjährigen Finanzrahmen der EU vorgeschlagen wurde.18  

Nicht nachvollziehbar ist, warum die EU-Kommission die Höhe und die Schul-
denfinanzierung von Verteidigungsausgaben in den länderspezifischen Empfeh-
lungen 2026 nicht kritisiert und sich im Gegenteil für „dauerhaft höhere struktu-

relle Verteidigungsausgaben“ ausspricht. Zwar stehen die 

Verteidigungsausgaben in diesem und nächsten Jahr noch im Einklang mit der 
nationalen Ausweichklausel. Die mittelfristige Finanzplanung der Bundesregie-

rung zeigt allerdings, dass der deutliche Aufwuchs von schuldenfinanzierten Ver-
teidigungsausgaben fortgeführt werden soll. Damit wird Deutschland auf 

 
15 Heimberger, Philipp et al. (2024): Debt Sustainability Analysis in Reformed EU Fiscal Rules: The 

Effect of Fiscal Consolidation on Growth and Public Debt Ratios, Intereconomics, 59 (5), S.276–

283. 
16 Paetz, Christoph/ Watzka, Sebastian (2024): The New Fiscal Rules: Another round of austerity 

for Europe? IMK Policy Brief Nr. 176, September 2024.  
17 Darvas, Zsolt et al. (2024): Incorporating the impact of social investments and reforms in the 

European Union’s new fiscal framework, Bruegel working paper, 7/2024.  
18 Paetz, Christoph/ Rinne, Yannick/ Watzka, Sebastian (2025): The Macroeconomic Effects of a 

Green European Public Investment Fund - Taking Climate Change into Account, IMK Policy Brief 

Nr. 197, Koch et al. (2024): Ein EU-Zukunftsfonds. Warum und wie? Hintergrundpapier des “Netz-

werks Progressive EU-Fiskalpolitik“, Friedrich-Ebert-Stiftung.  

https://www.intereconomics.eu/contents/year/2024/number/5/article/debt-sustainability-analysis-in-reformed-eu-fiscal-rules.html
https://www.intereconomics.eu/contents/year/2024/number/5/article/debt-sustainability-analysis-in-reformed-eu-fiscal-rules.html
https://www.imk-boeckler.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-008942
https://www.imk-boeckler.de/de/faust-detail.htm?produkt=HBS-008942
https://www.bruegel.org/working-paper/incorporating-impact-social-investments-and-reforms-european-unions-new-fiscal
https://www.bruegel.org/working-paper/incorporating-impact-social-investments-and-reforms-european-unions-new-fiscal
https://fiscalfuture.de/media/pages/fachtexte/eu-finanzierung-der-transformation/0e7bb9ce4c-1731939963/eu-zukunftsfonds.pdf
https://fiscalfuture.de/media/pages/fachtexte/eu-finanzierung-der-transformation/0e7bb9ce4c-1731939963/eu-zukunftsfonds.pdf


  

 

Seite 33/72 

absehbare Zeit gegen eine zentrale EU-Vorgabe verstoßen, wonach die Schul-
denquote nach einer Anpassungsphase von maximal sieben Jahren wieder sin-
ken muss.19 

Mehrjährigen Finanzrahmen der EU stärken 

Im Kontext der anstehenden Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen 
der EU setzt sich der DGB für eine Erhöhung des Volumens ein, um die europä-

isch (co-)finanzierten Investitionsausgaben, insbesondere im Bereich der EU-

Strukturpolitik, mindestens auf einem stabilen Niveau zu halten. Die von der 
Bundesregierung mit Verweis auf die deutsche Haushaltslage vorgeschlagene 
Kürzung des EU-Kommissionsvorschlags um 400 Mrd. Euro ist wirtschaftspoli-

tisch schädlich. Deutschland profitiert als offene, große Volkswirtschaft wie 

kaum ein anderes Land von einer Investitionsoffensive im Binnenmarkt. Studien 
zu den makroökonomischen Effekten der Strukturfonds und der Aufbau- und 
Resilienzfazilität dokumentieren dies eindrücklich.20 Eine verkürzte Nettozah-

ler-Sichtweise ignoriert die indirekten positiven wirtschaftlichen Effekte 

von EU-Investitionen. Gerade in Zeiten geopolitischer Verschiebungen, fragiler 
Lieferketten und den Herausforderungen, die sich durch den Klimawandel erge-

ben, sollte ein vertiefter und resilienter EU-Binnenmarkt im Zentrum der deut-
schen wirtschaftspolitischen Agenda stehen. Das beinhaltet u.a. einen angemes-

senen Beitrag der deutschen Bundesregierung zum gemeinsamen EU-Haushalt. 

2 Fachbereiche und Einzelpläne 

In den folgenden Abschnitten nehmen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaf-

ten Stellung zu ausgewählten Einzelplänen. Dabei kann aus Kapazitätsgründen 

nicht auf alle relevanten Haushaltstitel eingegangen werden. Dies sollte jedoch 

nicht als Priorisierung zu Ungunsten anderer wichtiger Titel und Maßnahmen in-
terpretiert werden. Im Gegenteil besteht Einigkeit darüber, dass es einer dauer-
haften Stärkung der öffentlichen Ausgaben bedarf, um die klimagerechte Moder-

nisierung voranzutreiben, den Strukturwandel aktiv zu gestalten, nationale und 

internationale Klimaschutzverpflichtungen zu finanzieren sowie die soziale Inf-
rastruktur, Gleichstellung, Vielfalt, Integration, Kultur, Kunst und Medien u.v.m. 

bedarfsgerecht zu fördern. 

Dem steht die begründete Forderung nach einem verantwortungsvollen, ziel-

orientierten und effizienten Umgang mit öffentlichen Geldern nicht entgegen. 
Gerade deshalb setzt sich der DGB im Sinne einer ziel- und wirkungsorientierten 
Haushaltspolitik mit Nachdruck dafür ein, dass es öffentliche Fördergelder und 

Aufträge nur gegen klare Verpflichtungen geben darf und insbesondere die 

 
19 Zettelmeyer, Jeromin (2025): Can Germany afford to take most defence spending out of its debt 

brake? Higher German defence spending would be fiscally sustainable, but would require cuts 

elsewhere and would breach EU fiscal rules. Analysis 10/2025, Bruegel.  
20 Ragnitz, Joachim et al. (2025): Evaluation der EFRE-Programme in der Förderperiode 2014-2020 

in Deutschland, Endbericht – Juni 2025 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE), 

Berlin./ Michels, Anne et al. (2025): Economic Impacts of the Recovery and Resilience Facility. 

New Insights at Sectoral Level and the Case of Germany. European Commission: Directorate-Gen-

eral for Economic and Financial Affairs. 

https://www.bruegel.org/analysis/can-germany-afford-take-most-defence-spending-out-its-debt-brake
https://www.bruegel.org/analysis/can-germany-afford-take-most-defence-spending-out-its-debt-brake
https://www.bruegel.org/analysis/can-germany-afford-take-most-defence-spending-out-its-debt-brake
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/E/evaluation-efre-programme.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/E/evaluation-efre-programme.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/8b42b93b-288a-498c-bb2f-3a00c837541c_en?filename=dp221_en_2.pdf
https://economy-finance.ec.europa.eu/document/download/8b42b93b-288a-498c-bb2f-3a00c837541c_en?filename=dp221_en_2.pdf
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Anwendung von Tarifverträgen, Mitbestimmung, Standortgarantien und Lo-
cal-Content-Vorgaben Voraussetzung für den Erhalt der öffentlichen Gelder 
sein müssen. 

Gerade bei der Vergabe öffentlicher Aufträge hat es der Staat in der Hand, für 

faire Löhne und gute Arbeitsbedingungen zu sorgen. Besonders kritisch sind in 

diesem Zusammenhang die im Bundestariftreuegesetz (BTTG) verankerten Aus-
nahmen für die Beschaffung der Bundeswehr sowie für die Sicherheitsbehörden 
des Bundes bis Ende 2032. Durch diese und weitere Bereichsausnahmen wird 

ein fatales und unglaubwürdiges Signal durch den Gesetzgeber gesendet: Aus-

gerechnet in Bereichen, die in den kommenden Jahren im Rahmen der Sonder-
vermögen von öffentlichen Geldern profitieren werden, verzichtet der Staat da-

rauf, seine Marktmacht für gute, tariflich abgesicherte Arbeit und industrielle 
Wertschöpfung einzusetzen. Der DGB hat diese Ausnahme und den zu hohen 
Schwellenwert, ab dem das BTTG greift, bereits im Gesetzgebungsverfahren als 

sachlich nicht zu rechtfertigen kritisiert. 21 Der DGB bekräftigt deshalb seine For-
derung, sämtliche Ausnahmen im BTTG zu streichen und den Schwellenwert 

deutlich zu senken. 

2.1 Wirtschaft, Handwerk, Transformation, Energie und 
Forschung - Unsichere Aussichten für 
Zukunftsinvestitionen, nachhaltige Modernisierung 
und Innovationen (vgl. Einzelpläne 09, 16, 30, 60) 

Der vorgelegte Haushaltsentwurf postuliert zwar eine „Investitionsoffensive“. 

Tatsächlich erstrecken sich die allgemeinen Kürzungen aber auch auf Bereiche, 

die für die Zukunft von Wertschöpfung und Beschäftigung sowie die Unterstüt-

zung beim Umstieg auf klimafreundliche Alternativen von Haushalten in 

Deutschland von wesentlicher Bedeutung sind.  

2.1.1 Klima- und Transformationsfonds (KTF) unter Druck 

Für die Finanzierung von Zukunftsinvestitionen hat der KTF entscheidende Be-

deutung. Auch soll er wesentlich dazu beitragen, die Voraussetzung zum Errei-
chen der Klimaziele zu schaffen und die Modernisierung der Wertschöpfung vo-

ranzutreiben sowie Haushalte beim Umstieg auf klimafreundliche Alternativen 

zu unterstützen. Der DGB hat sich für die Einrichtung des KTF insbesondere mit 
dem Ziel eingesetzt, eine verlässliche Finanzierung – auch über Haushaltsjahre 
und politische Auseinandersetzungen hinweg - zu schaffen. So sollte insbeson-

dere die Investitions- und Planungssicherheit erhöht werden.   

Der jetzige Haushaltsentwurf steht diesen Vorgaben zuwider und schürt letztlich 
Zweifel an der Ernsthaftigkeit, mit der die Bundesregierung die Dekarbonisie-
rung der Wirtschaft verfolgt. Der KTF ist leider nach wie vor nicht nachhaltig aus-

finanziert. Zwar soll er weiterhin die jährlichen Zuweisungen i.H.v. 10 Mrd. Euro 

 
21 Vgl. DGB-Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Stärkung der Tarifauto-

nomie durch die Sicherung von Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes (Ta-

riftreuegesetz) vom 29.10.2025. 

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/2025-10-29_Stn_BT-Anh%C3%B6rung_DGB_Tariftreuegesetz_final.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Stellungnahmen/2025-10-29_Stn_BT-Anh%C3%B6rung_DGB_Tariftreuegesetz_final.pdf
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aus dem SVIK erhalten. Im Gegenzug werden ab dem Jahr 2027 jedoch ETS-1-
Erlöse – also Mittel aus dem europäischen Emissionshandel, die für den KTF vor-
gesehen sind – im Umfang von 2,7 Mrd. Euro in den Kernhaushalt übertragen. 
Diese Zahl soll in den Folgejahren weiter ansteigen und wird sich bis 2030 auf 

13,2 Mrd. Euro kumulieren.  Erlöse aus dem Emissionshandel zum Stopfen von 

Lücken im Kernhaushalt zu nutzen, droht die Legitimation und Akzeptanz des 
Emissionshandels insgesamt weiter zu schwächen. Zudem untergräbt es die Ver-
lässlichkeit, die den KTF in der Vergangenheit ausgezeichnet hat. Diese Zweck-

entfremdung kritisiert der DGB scharf. Die vorgesehenen Kürzungen gehen 

schon jetzt zulasten wichtiger Programmausgaben, die nicht nur transformati-
onsdienlich sind, sondern auch entlastende Wirkung für Haushalte und Unter-

nehmen haben (z.B. der Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten, siehe 
2.1.2.2). Hier bräuchte es im Gegenteil eigentlich mehr Mittel anstatt Streichun-
gen. 

Die unsolide Finanzierung des KTF wird zudem an der ansteigenden “globalen 
Minderausgabe” von rund 4,4 Mrd. Euro – die in den nächsten Jahren noch wei-

ter steigen wird - deutlich. Mit diesen Finanzierungslücken werden weitere Kür-
zungen im KTF zu erwarten sein.  

Der DGB bewertet diese Praxis äußerst kritisch, denn damit entsteht ein Anreiz, 
die veranschlagten Mittel nicht in der kalkulierten Höhe zu verausgaben. In der 
Förderpraxis könnte dies dazu führen, zurückhaltend bei der Mittelvergabe zu 

sein, unnötige Förderrestriktionen aufzubauen und private Investitionen durch 
mangelnde Planungssicherheit auszubremsen. Die Bundesregierung umgeht so 

auch die Notwendigkeit, die vorgesehenen erheblichen Minderausgaben einzel-

nen Programmen zuzuweisen und transparent darzustellen. 

Die im Wirtschaftsplan ausgewiesenen Programmausgaben dürfen nicht über 
eine stetig wachsende globale Minderausgabe gekürzt werden. Diese steigt von 

4,43 Mrd. Euro im Jahr 2027 auf jeweils rund 6 Mrd. Euro in den Jahren 2028 und 
2029 und entspricht dann knapp 15 Prozent der Programmausgaben.  

Die jährliche Zuweisung von 10 Mrd. Euro aus dem SVIK stabilisiert den KTF nur 
auf dem Papier. Gleichzeitig werden Rücklagen in erheblichem Umfang aufge-

zehrt und ETS-1-Erlöse in den Kernhaushalt verlagert. Eine dauerhafte und so-
lide Finanzierung erfordert deshalb eine verlässliche Einnahmebasis und darf 
nicht auf erwartete Minderausgaben oder einen erschwerten Mittelabruf setzen.    

2.1.2 Entlastung bei Energiekosten fortsetzen 

Verlässlich niedrige Energie-, insbesondere Stromkosten sind eine wesentliche 

Voraussetzung für wirtschaftliche Prosperität und die nachhaltige Modernisie-

rung der deutschen Volkswirtschaft. Der DGB begrüßt daher, dass die Haushalts-
mittel für Entlastungsmaßnahmen bei den Energiekosten für das Jahr 2027 ins-
gesamt anwachsen sollen.  

2.1.2.1 Erneuerbare-Energien-Gesetz (Titel 683 07-643) 

Die Zuschüsse zur Entlastung beim Strompreis (Titel 683 07-643) sollen von 
16,16 Mrd. Euro auf 16,5 Mrd. Euro leicht ansteigen. Daraus werden im 
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Wesentlichen die Kosten, die durch das Erneuerbaren-Energien-Gesetz anfallen, 
getragen. Dies beurteilt der DGB als notwendig und sachgerecht. Bis 2022 wur-
den die EEG-Kosten durch eine strompreissteigernde Umlage aufgebracht. Der 
DGB begrüßt demgegenüber die Finanzierung aus dem Bundeshaushalt.  

Der DGB weist jedoch darauf hin, dass sich die Finanzierung aus dem Bundes-
haushalt angesichts der nunmehr vierjährigen Praxis kaum mehr als „Entlas-

tungsmaßnahme“ deklarieren lässt, sie ist vielmehr zur strukturellen Normalität 

geworden. Weiter verweist der DGB auf seine Positionierung zur Novellierung 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes.22  

2.1.2.2 Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten (Titel 683 09-643 / KTF) 

Der DGB hatte die Einführung des Zuschusses zu den Übertragungsnetzkosten 
ausdrücklich begrüßt. Dieser schafft unmittelbar Entlastung bei den Netzentgel-
ten, von der alle Stromverbrauchergruppen profitieren. Im Bundeshaushalt 
2027 sollen die dafür vorgesehenen Mittel um 975 Mio. Euro gekürzt werden. Dies 

wird die Netzentgelte verteuern. Der DGB kritisiert die Mehrbelastung der Ver-
braucherinnen und Verbraucher scharf. Derartige Kürzungen unterminieren die 

Planungssicherheit über die Stromkosten.23  

Daneben weist der DGB darauf hin, dass eine strukturelle Lösung für die Über-
tragungsnetzfinanzierung, die über einen bloßen Zuschuss hinausgeht, geschaf-

fen werden muss. Insbesondere ein stärkerer Bundeseinstieg bei allen vier Über-

tragungsnetzbetreibern kann dies leisten. Im Gegensatz zu einem Zuschuss 
wären Zuweisungen in Form finanzieller Transaktionen an bundeseigene Unter-

nehmen schuldenbremsenneutral.  

Zudem weist der DGB auf die Finanzierungsprobleme im Bereich der Stromver-

teilnetze hin. Im Haushaltsentwurf sind hierfür keine Instrumente ersichtlich. 
Auch der durch die Bundesregierung vorgestellte „Deutschlandfonds“ enthält 

bedauerlicherweise bislang keine wirksamen Instrumente zur Linderung der Ei-

genkapitalproblematik der Verteilnetzbetreiber. Die Eigenkapitalbasis der Ver-
teilnetzbetreiber muss gestärkt werden, damit der notwendige Netzausbau 
nicht über zusätzliche Entgeltsteigerungen finanziert wird. 

2.1.2.3 Stromsteuerabsenkung (Titel 037 03-820) 

Der DGB kritisiert, dass die im Koalitionsvertrag als „Sofortmaßnahme“ ange-
kündigte Stromsteuerabsenkung auf das europäische Mindestmaß für alle Ver-

brauchergruppen auch weiterhin fehlt. 

Die bestehende Entlastung für das produzierende Gewerbe (eingeführt bereits 
2023) ist verstetigt worden, was der DGB begrüßt. Von dieser Entlastung profi-
tieren Betriebe des produzierenden Gewerbes sowie Land- und Forstwirtschaft 
ab einem Jahresstromverbrauch von 12.500 kWh. Privathaushalte, 

 
22 DGB-Stellungnahme zur EEG Novelle 2027 und zum Netzanschlusspaket 
23 DGB-Stellungnahme zum Zuschuss Übertragungsnetzkosten  

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Uploads/2026-07-22_DGB-STN_EEG_Novelle_und_Netzanschlusspaket.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Uploads/2026-08-13_DGB-Stellungnahme_Zuschuss_%C3%9Cbertragungsnetzkosten.pdf
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Dienstleistungsunternehmen und Kleinstbetriebe werden dagegen weiterhin in 
voller Höhe steuerlich belastet. 

2.1.2.4 Industriestrompreis (Titel 683 06-643 / KTF) 

Der DGB hatte die Einführung eines Industriestrompreises vehement gefordert. 
Dieser ist notwendig, um die Stromkosten für energieintensive Industrieunter-

nehmen zu stabilisieren. Diese Maßnahme sichert Beschäftigung in strominten-
siven Betrieben und befördert die Elektrifizierung der Industrieproduktion. Zur 
Ausgestaltung des nun vorgelegten Industriestrompreises verweist der DGB auf 

die diesbezügliche Stellungnahme.24 Insbesondere bewertet der DGB die Lauf-
zeit als wesentlich zu kurz und die Entlastungswirkung als stark limitiert.  

Nichtsdestotrotz begrüßt der DGB es, dass im Entwurf des Bundeshaushalts für 
2027 nun Mittel in Höhe von 2,445 Mrd. Euro für den Industriestrompreis vorge-
sehen sind. Die Industriestrompreis-Subventionen werden im Jahr 2027 erstma-
lig (für das Bezugsjahr 2026) ausgezahlt. Allein daran lässt sich allerdings ermes-

sen, dass die damit einhergehende Entlastungswirkung durch den avisierten 
Industriestrompreis ohne dauerhafte Kumulierbarkeit mit dem Instrument der 

Strompreiskompensation nicht hinreichend ist Der DGB fordert die Bundesregie-
rung auf, die Förderrichtlinie und den Haushaltsansatz schnellstmöglich an die 

erweiterten beihilferechtlichen Spielräume für das Jahr 2026 („METSAF“) anzu-
passen.  

Der DGB bekräftigt seine Forderung, den nationalen Brückenstrompreis zu ei-
nem europäischen Industriestrompreis weiterzuentwickeln und Strompreispari-

tät im europäischen Binnenmarkt herzustellen. Die Bundesregierung muss sich 

bereits jetzt für ein europäisches Anschlussinstrument einsetzen, das nach dem 

Auslaufen nationaler Übergangsentlastungen verlässlich wettbewerbsfähige 

Stromkosten gewährleistet und Investitionen in Elektrifizierung sowie Standort- 
und Beschäftigungssicherung unterstützt. 

2.1.2.5 Strompreiskompensation (Titel 683 03-634 / KTF) 

Die Strompreiskompensation (SPK) soll ausgeweitet werden. Der DGB begrüßt 

dies, da die SPK für die Wettbewerbsfähigkeit stromintensiver Betriebe eine we-
sentliche Voraussetzung darstellt. Der DGB begrüßt, dass die für die SPK vorge-

sehenen Mittel im Jahr 2027 um eine Mrd. Euro ansteigen sollen. 

Kritisch bewertet der DGB jedoch die Ungleichbehandlung bei den Nachweisan-

forderungen für erneuerbaren Strom. Es ist nicht sachgerecht, dass für in 

Deutschland erzeugten erneuerbaren Strom Herkunftsnachweise verlangt wer-

den, während erneuerbarer Strom aus anderen EU-Mitgliedstaaten ohne ent-
sprechende Nachweise anerkannt wird. Diese Benachteiligung deutscher 

 
24 DGB-Stellungnahme zur Verbändeanhörung Förderrichtlinie für Beihilfen für strom- und han-

delsintensive Unternehmen zur Strompreisentlastung (Industriestrompreis) für die Abrechnungs-

jahre 2026 bis 2028. 

https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/2026-01-26_DGB-Stellungnahme_Industriestrompreis_final.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/2026-01-26_DGB-Stellungnahme_Industriestrompreis_final.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/2026-01-26_DGB-Stellungnahme_Industriestrompreis_final.pdf
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Erzeugung muss beseitigt und die Nachweispraxis europäisch einheitlich sowie 
diskriminierungsfrei ausgestaltet werden. 

2.1.2.6 Strom-Versorgungssicherheits- und Kapazitätengesetz 
(StromVKG) (Titel 893 12-649 / KTF) 

Zur Schaffung der nötigen neuen flexiblen Stromerzeugungskapazitäten wurde 

das StromVKG verabschiedet. Dies begrüßen wir ausdrücklich. Jedoch soll zur 
Finanzierung der neuen Kapazitäten ab 2031 eine neue Umlage erhoben wer-
den, die die Stromkosten verteuern wird. Dies läuft den sinnvollen Bemühungen, 

die Stromkosten zu stabilisieren und Planungssicherheit über die Stromkosten 
zu schaffen, zuwider. Der DGB fordert stattdessen eine Finanzierung über andere 

Wege, die die Stromkosten nicht erhöht. Im Haushaltsentwurf ist für die Umset-
zung der nationalen Kraftwerksstrategie nach wie vor nur ein geringer Betrag, als 

„Platzhalter“ zu lesender, von 250 Tsd. Euro für das Jahr 2027 vorgesehen.  

2.1.3 Transformation der Industrie – Finanzierung bleibt unsicher (u.a. 

Titel 892 01 –332, 892 14 –332, KTF) 

Der DGB unterstreicht die zentrale Bedeutung der Förderprogramme für die 
Transformation der Industrie. Gerade in der aktuellen wirtschaftspolitischen Si-

tuation ist es das Gebot der Stunde, über verlässliche Finanzierungsinstrumente 
zu verfügen und diese weiter zu stärken. Das sorgt nicht nur für einen Schub bei 

der Modernisierung unserer Wertschöpfungsketten, sondern trägt auch maß-

geblich zur Sicherung von Beschäftigung sowie zum Erhalt der Wettbewerbsfä-
higkeit bei. 

Die zielgerichteten und an beschäftigungspolitische Kriterien gebundenen Pro-
gramme wie die CO₂-Differenzverträge (vormals Klimaschutzverträge) sind da-

bei ein wichtiger Baustein. Der DGB begrüßt ausdrücklich, dass die Differenzver-
träge fortgeführt und mit zusätzlichen Mitteln ausgestattet werden. 

Gleichzeitig warnt der DGB vehement davor, dass diese Programme aufgrund 

der unsoliden Finanzierung des KTF unter erheblichen Druck geraten könnten. 
In der Folge könnte das Vertrauen in die Programme sinken, was investitions-

hemmend wirken würde. Hier braucht es zügig Klarheit darüber, inwieweit die 
vorgesehenen Haushaltstitel auch langfristig mit ausreichenden Mitteln hinter-

legt sind. Darauf zu spekulieren, dass Gelder nicht abgerufen werden, oder be-
wusst Hürden aufzubauen, wäre für die Transformation ein fatales Signal. Insbe-
sondere die große Nachfrage in den ersten Förderrunden der Differenzverträge 

zeigt, dass der Bedarf enorm ist und voraussichtlich künftig weiter steigen wird. 

Der DGB spricht sich dafür aus, einen verlässlichen Förderrahmen zu erhalten, 

der notwendige privatwirtschaftliche Investitionen in die Dekarbonisierung 
auch in einem schwierigen Marktumfeld anreizt und damit Standorte sowie Be-

schäftigung sichert. Deshalb fordert der DGB, diese Programme vor den erwart-
baren Kürzungen auf Grundlage der unsoliden Finanzierungsvoraussetzungen 

im KTF zu schützen und für neue Förderrunden mit einem verlässlichen, mehr-
jährigen Bewilligungsrahmen auszustatten. 
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Klärungsbedarf besteht bei der Finanzierung der Carbon-Management-Strate-
gie. Der bisherige KTF-Titel entfällt 2027, während der im SVIK vorgesehene Titel 
zum Aufbau einer CCS/CCU-Infrastruktur ohne konkrete Mittelhinterlegung 
bleibt. Für unvermeidbare Prozessemissionen insbesondere in der Grundstoffin-

dustrie braucht es jedoch rasch eine belastbare Förder- und Finanzierungsarchi-

tektur für Abscheidung, Transport, Nutzung und Speicherung von CO2. Die Bun-
desregierung sollte im parlamentarischen Verfahren offenlegen, aus welchen 
Titeln die Umsetzung ab 2027 finanziert wird, um Verbindlichkeit und Planungs-

sicherheit zu schaffen. 

Der deutliche Aufwuchs der Mikroelektronikförderung ist industriepolitisch zu 

begrüßen. Die weitreichende Sperre bei den Verpflichtungsermächtigungen darf 

jedoch nicht zu neuen Unsicherheiten für Investitionsprojekte führen. Freigaben 
sollten zügig, transparent und an verbindliche Standort-, Beschäftigungs-, Tarif- 
und Wertschöpfungszusagen geknüpft werden. Auch die industrielle Skalierung 

von Batterie- und Speichertechnologien sollte neben Forschung und Entwick-

lung als eigenständiges Ziel abgesichert werden. 

2.1.4 Wärmewende verlässlich fördern (Titel 893 10-411, 893 32-332 / KTF, 

SVIK) 

Die Modernisierung der Gebäudewärmeversorgung ist ein Schlüsselbereich der 
Energiewende. Richtig gemacht, kann die Wärmewende die Wohn- und Lebens-
qualität erhöhen, Wohnkosten stabilisieren und bestenfalls senken, Gute Arbeit 

in Industrie, Handwerk und bei Versorgern schaffen und das Klima schützen.  

Das neue Gebäudemodernisierungsgesetz bewertet der DGB als Rückschritt für 

die Gestaltung einer nachhaltigen Wärmewende. Neben den gesetzlichen 

Grundlagen ist die flankierende Förderkulisse von entscheidender Bedeutung.  

Die Bundesregierung hat die Bundesförderung Effiziente Gebäude überarbeitet. 

Im Grundsatz begrüßt der DGB die Neuregelung, insbesondere den Förderbonus 

für Local-Content ab 2027 und die stärkere soziale Staffelung der Förderung. Der 
Haushaltstitel Förderung von Maßnahmen der Energieeffizienz und erneuerba-
rer Energien im Gebäudebereich soll für das Jahr 2027 auf rund 12,6 Mrd. Euro 

leicht erhöht werden, was positiv zu bewerten ist. In diesem Zusammenhang ist 
allerdings darauf hinzuweisen, dass der Mittelansatz für die BEG-Förderung be-

reits 2025 deutlich zurückgefahren wurde und seither weit hinter dem zurück-
bleibt, was für eine sozial verträgliche Wärmewende erforderlich wäre. 

Der DGB fordert, dass die Mittel auch in den Folgejahren mindestens in gleicher 

Höhe bereitgestellt und der Preisentwicklung entsprechend fortgeschrieben 

werden. Um die Wärmewende zum Erfolg zu machen, ist eine verlässlich gute 
Ausstattung mit öffentlichen Mitteln erforderlich. Nicht zuletzt ist dies notwen-

dig, um den Betrieben der Heizungsindustrie, im Handwerk und in der Wärme-
versorgung Planungs- und damit Beschäftigungssicherheit zu geben.  

Die leitungsgebundene Wärme ist eine Schlüsseltechnologie für die Wärme-
wende. Der DGB begrüßt daher ausdrücklich, dass der Titel Um- und Neubau kli-

maneutraler Wärmenetze (Titel 893 32-332) von rund 1,4 Mrd. Euro auf rund 1,9 
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Mrd. Euro aufgestockt werden soll. Für den nachhaltigen Um- und Neubau von 
Wärmenetzen wären nach Auffassung des DGB aber eigentlich noch höhere Mit-
tel in der Größenordnung von 3 Mrd. Euro jährlich notwendig.  

2.1.5 Wasserstoffhochlauf ambitioniert fördern (u.a. Titel 892 02-332, 892 
03-332 / KTF) 

Der DGB fordert weiter einen ambitionierten und zügigen Hochlauf der Wasser-
stoffwirtschaft. Für die Dekarbonisierung des Industrielands Deutschland ist 
Wasserstoff eine Schlüsseltechnologie, insbesondere für Grundstoffindustrien 

und den Luftverkehr. Insbesondere muss das Wasserstoff-Kernnetz wie projek-
tiert errichtet werden. Der DGB begrüßt, dass die diesbezüglichen Mittel für das 

Jahr 2027 leicht erhöht werden sollen.  

Entscheidend ist nun, dass aus Haushaltsansätzen reale Investitionsentschei-
dungen werden. Dafür braucht es Planungssicherheit für Erzeugung, Import, 
Speicherung und Verteilinfrastruktur sowie Instrumente zur Überbrückung der 

anfänglich hohen Betriebskosten. Zugleich sollte die Bundesregierung transpa-
rent darlegen, wie die bislang im deutsch-französischen IPCEI-Titel veranschlag-

ten Vorhaben ab 2027 weiterfinanziert werden. 

2.1.6 Zukunftsfonds Automobil und regionale Transformationsnetzwerke 
auskömmlich finanzieren (Titel 686 11-634) 

Der DGB bewertet kritisch, dass für den Zukunftsfonds Automobilindustrie im 

Jahr 2027 lediglich 75 Mio. Euro vorgesehen sind und damit deutlich weniger als 

die rund 88 Mio. Euro im Soll des Haushalts 2026.  

Der Zukunftsfonds ist ein zentrales Instrument, um Unternehmen, Beschäftigte 
und Regionen bei der Bewältigung des Strukturwandels zu unterstützen. Insbe-

sondere die regionalen Transformationsnetzwerke leisten einen wichtigen Bei-
trag, indem sie die Zusammenarbeit von Unternehmen, Sozialpartnern, Wissen-

schaft, Kommunen und weiteren Akteuren fördern und so die Entwicklung 

tragfähiger Zukunftsperspektiven für die betroffenen Regionen unterstützen. 

Damit diese Arbeit verlässlich fortgeführt werden kann, bedarf es einer aus-
kömmlichen und langfristig planbaren Finanzierung. Darüber hinaus sollte im 

Haushaltsentwurf ausdrücklich ausgewiesen werden, dass die Mittel des Zu-
kunftsfonds weiterhin für die Förderung regionaler Transformationsnetzwerke 

zur Verfügung stehen, wie dies im Haushalt 2026 der Fall war.  

2.1.7 Aufstockung des Rohstofffonds positiv (Einzelplan 09 – Titel 671 01, 

Einzelplan 32 – Titel 871 01 und 876 01) 

Eine sichere und verlässliche Versorgung mit kritischen Rohstoffen ist eine 
grundlegende Voraussetzung für die industrielle Wertschöpfung und eine klima-
gerechte Modernisierung der Wirtschaft. Angesichts zunehmender geopoliti-
scher Spannungen sowie der hohen Abhängigkeit von einzelnen Lieferländern – 

insbesondere China – gewinnt die Sicherung des Zugangs zu kritischen Rohstof-
fen zunehmend an Bedeutung.  
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Vor diesem Hintergrund begrüßt der DGB die vorgesehene Aufstockung des Roh-
stofffonds auf bis zu 1,5 Mrd. Euro. Die Möglichkeit einer frühzeitigen staatlichen 
Beteiligung an strategisch bedeutsamen Rohstoffprojekten sowie der Bereitstel-
lung von Eigenkapital kann dazu beitragen, zusätzliche Investitionen zu mobili-

sieren, den Zugang zu kritischen Rohstoffen zu verbessern und die Versorgungs-

sicherheit langfristig zu stärken.  

Die Aufstockung des Rohstofffonds ist ein wichtiger Schritt, wird jedoch allein 
nicht ausreichen: Für eine resilientere Rohstoffversorgung sind darüber hinaus 

erhebliche Investitionen in strategische Reserven, europäische Verarbeitungs- 

und Recyclingkapazitäten sowie weitere Instrumente zur Diversifizierung und 
Absicherung kritischer Lieferketten erforderlich. 

2.1.8 Berufliche Bildung für den Mittelstand, Lehrlingsunterweisung, 
Berufswettbewerbe sowie Maßnahmen zur Stärkung der Zukunft 
des Handwerks gefördert (Einzelplan 9, Titel 686 04 –153) 

Der DGB begrüßt, dass weiterhin die Überbetrieblichen Bildungsstätten (ÜBS) 
des Handwerks und insbesondere die überbetriebliche Lehrlingsunterweisung 

in erheblichem Maß gefördert werden. Die ÜBS haben eine wichtige Rolle im 
technologischen Wandel: Sie tragen insbesondere da, wo das Handwerk klein-

teilig ist, dazu bei, die Aus-, Fort- und Weiterbildung auf dem technologisch neu-
esten Stand zu halten; Auszubildende sowie Betriebsinhaber*innen und ihre Be-
schäftigten im Umgang mit neuen Technologien zu qualifizieren. 

Der DGB begrüßt zudem, dass Mittel für eine sozialpartnerschaftliche „Zukunfts-
konferenz“ mit dem BMWE und für das Projekt „Fit für die Zukunft im Handwerk“ 

mobilisiert werden. Dies bietet die Chance, gemeinsam praktische Impulse zur 
Sicherung der Fachkräftebasis in Zeiten des Wandels zu setzen. 

2.1.9 Forschungsausgaben steigern 

Innovationen sind der Kern einer erfolgreichen wirtschaftlichen Entwicklung 

und wichtige Grundlagen für eine Verbesserung des Lebens. Die Ampel-Koalition 
hatte sich vorgenommen, die Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf 3,5 

Prozent des BIP zu steigern. Nachdem dies nicht gelungen war, verschob die 
neue Koalition die Erreichung dieses Ziels auf „bis 2030“. Fortschritte kommen 

hier kaum in Gang. Auch im Haushaltsentwurf 2027 ist im Budget des For-
schungsministeriums nur eine magere Steigerung um 200 Mio. Euro oder 0,7 Pro-
zent auf 22 Mrd. Euro vorgesehen. Immerhin sollen die Forschungsausgaben des 

SVIK von 1,1 auf 1,7 Mrd. Euro angehoben werden. 

Der DGB fordert, dass das 3,5 Prozent-Ziel früher erreicht werden sollte und dass 

dafür insbesondere die öffentlichen Forschungsausgaben kräftig erhöht werden 
müssen. Die steuerliche Forschungsförderung sollte insbesondere auf die Be-

darfe kleiner und mittlerer Unternehmen ausgerichtet werden, da diese bei For-
schung und Entwicklung weiterhin strukturelle Nachteile gegenüber Großkon-

zernen haben und von niedrigschwelligen Förderinstrumenten besonders 

profitieren können. Mögliche Mitnahmeeffekte und die Umdeklaration beste-
hender FuE-Ausgaben gerade bei größeren Unternehmen sind dabei gezielt zu 
evaluieren. Öffentliche Fördermittel müssen zudem an Kriterien guter Arbeit, 
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Tarifbindung, Beschäftigungssicherung und regionaler Wertschöpfung geknüpft 
werden. Insbesondere in der öffentlichen und öffentlich finanzierten Forschung 
ist die wissenschaftliche Unabhängigkeit zu respektieren, auch durch eine aus-
kömmliche Grundfinanzierung.  

Der DGB spricht sich dafür aus, dass der Staat im Sinne einer aktiv gestaltenden 

Industrie- und Dienstleistungspolitik Schwerpunktbereiche für die allgemeine 
Ausrichtung der Forschung definiert. Diese dürfen nicht ausschließlich techno-
logische Felder umfassen, sondern müssen Geistes- und Sozialwissenschaften 

umfassend einbeziehen. Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften mahnen 

außerdem an, dass die Bundesregierung über den Bundeshaushalt in der For-
schung sozialen und ökologischen Innovationen einen höheren Stellenwert ein-

räumen muss. Die geplanten Kürzungen in dem Programm „Forschung für Pro-
duktion, Dienstleistung und Arbeit“ sind deshalb kontraproduktiv. 

Die vorliegende Agenda denkt Forschung zudem stark vom technologischen 

Output und Transfer her. Eine soziale, nachhaltige und innovative Hightech-
Agenda braucht hingegen ein starkes Wissenschaftssystem. Hochschulen brau-

chen eine verlässliche Grundfinanzierung für Forschung und Lehre. Gute For-
schung braucht gute Arbeit. Innovation in KI, Quantenforschung und Biotechno-

logie kann nur unter guten Arbeitsbedingungen entstehen. Die Vorgabe von 
Dauerstellen muss in der Agenda sichergestellt werden.  

2.2 Soziale Sicherheit – Bundeszuschüsse 
bedarfsgerecht aufstocken (vgl. Einzelpläne 11, 15) 

Der Gesundheitsetat umfasst im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2027 

Gesamtausgaben von rund 14,33 Mrd. Euro – ein nominelles Minus von 34 Pro-
zent (- 7,43 Mrd. Euro) gegenüber den Soll-Ausgaben im Regierungsentwurf des 

Vorjahres. Der Einzelplan 15 sinkt damit so stark wie kein anderer im Bundes-

haushalt.  

Die auskömmliche Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme – inkl. Arbeits-
, Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung - ist Grundlage des Sozialstaates. Der 
DGB ruft die Bundesregierung auf, hier endlich finanziell gegenzusteuern, um die 

Leistungsfähigkeit der Sozialversicherungen zum Wohle der Versicherten auf-
recht zu erhalten. 

Wer die Gesundheitsausgaben reduzieren will, muss vor allem auch dafür sor-
gen, dass Menschen seltener krank werden – insbesondere durch die Verbesse-
rung von Arbeitsbedingungen. Auch in diesem Zusammenhang ist es deshalb fa-

tal, dass die Bundesregierung laut Koalitionsvertrag eine wöchentliche 
Höchstarbeitszeit statt der täglichen einführen und damit den 8-Stundentag und 

die tägliche Höchstgrenze von 10 Stunden abschaffen sowie den Ausnahmeka-
talog für Sonn- und Feiertagsbeschäftigung in Zukunft auch auf Bäckereien, Kon-

ditoreien und Bibliotheken ausdehnen will. 

Statt Produktivität und Beschäftigung zu erhöhen, zeigen solche Vorhaben vor 
allem eins: Sie gehen an der Realität der Menschen vorbei, die jetzt schon am 
Limit sind. Flexible Arbeitszeitmodelle sind innerhalb des derzeitigen Rahmens 
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möglich: Sie werden durch Tarifverträge und betriebliche Mitbestimmung pass-
genau geregelt. Eine mögliche Ausweitung auf Weisung des Arbeitgebers führt 
zu mehr Verfügbarkeit und weniger Vereinbarkeit für Beschäftigte.  

Es ist wissenschaftlich belegt, dass lange Arbeitszeiten physisch und psychisch 

krank machen.25 Zu-dem steigt das Unfallrisiko exponentiell: Verlängert sich die 

Arbeitszeit von 8 auf 12 Stunden am Tag, steigt das Unfallrisiko sogar um 80 Pro-
zent. 26 

Die Prüfung und Berechnung solcher möglichen Folgekosten der geplanten Ge-

setzesänderung ist aus Sicht des DGB und seiner Mitgliedsgewerkschaften auf-

grund zu erwartender höherer Unfallraten bei längeren Arbeitszeiten und ver-

mehrt auftretender Arbeits-, Wege- und anderer Unfälle sowie eventuell häufiger 
auftretender Erwerbsminderung erforderlich. Die damit zusammenhängen 
Mehrausgaben und Mindereinnahmen müssten dann im Bundeshaushalt be-
rücksichtigt werden. 

Auch die Überlegungen zur Abschaffung der telefonischen Krankschreibung und 
zur verpflichten-den Vorlage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ab dem ers-

ten Tag befördern zwangsläufig mehr Präsentismus, also die Arbeit trotz Erkran-
kung, mit allen negativen Folgen: weniger Produktivität und mehr chronische Er-

krankungen. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften fordern die Beibehaltung des regu-
lären 8-Stunden-Tages und erteilen der Einführung einer wöchentlichen Höchst-

arbeitszeit sowie weiterer einseitiger Belastungen der Beschäftigten eine Ab-
sage. 

2.2.1 Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 
unzureichend (Einzelplan 15) 

Die Minderausgaben liegen auch daran, dass im vergangenen Jahr fünf Milliar-

den Euro als Darlehen für die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) und Pfle-

geversicherung gewährt wurden.  

An der prekären Finanzsituation der Sozialversicherungen ändert sich damit – 

trotz GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) wenig. Der Haushaltsent-
wurf geht an den entscheidenden Maßnahmen zur Stabilisierung der Beitragss-

ätze vorbei. Notwendig wären die Finanzierung gesamtgesellschaftlicher Leis-
tungen aus Steuermitteln sowie die längst überfällige Dynamisierung des 
Bundeszuschusses an den Gesundheitsfonds.  

Ebenfalls ist die Rückzahlung der Corona-Schulden an die Soziale Pflegeversi-

cherung nicht eingepreist. Dazu kommt, dass der Bundeszuschuss ab dem kom-

menden Jahr dauerhaft um zwei Milliarden Euro auf 12,5 Milliarden Euro 

 
25 BAUA: Lange Arbeits- und arbeitsgebundene Zeiten, https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeits-

gestaltung/Gefaehrdungsbeurteilung/Handbuch-Gefaehrdungsbeurteilung/Expertenwissen/Ar-

beitszeitgestaltung/Lange-Arbeitszeiten/Lange-Arbeitszeiten_dossier.html, Zugriff: 20.08.2026 
26 ÖGB (2019): 12-Stunden-Tag erhöht Unfallrisiko um 80 Prozent, https://www.oegb.at/the-

men/arbeitsrecht/arbeitszeit/lange-arbeitszeiten-koennen-zu-mehr-unfaellen-und-mehr-er-

krankun, Zugriff 20.08.2026 

https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung/Gefaehrdungsbeurteilung/Handbuch-Gefaehrdungsbeurteilung/Expertenwissen/Arbeitszeitgestaltung/Lange-Arbeitszeiten/Lange-Arbeitszeiten_dossier.html
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung/Gefaehrdungsbeurteilung/Handbuch-Gefaehrdungsbeurteilung/Expertenwissen/Arbeitszeitgestaltung/Lange-Arbeitszeiten/Lange-Arbeitszeiten_dossier.html
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitsgestaltung/Gefaehrdungsbeurteilung/Handbuch-Gefaehrdungsbeurteilung/Expertenwissen/Arbeitszeitgestaltung/Lange-Arbeitszeiten/Lange-Arbeitszeiten_dossier.html
https://www.oegb.at/themen/arbeitsrecht/arbeitszeit/lange-arbeitszeiten-koennen-zu-mehr-unfaellen-und-mehr-erkrankun
https://www.oegb.at/themen/arbeitsrecht/arbeitszeit/lange-arbeitszeiten-koennen-zu-mehr-unfaellen-und-mehr-erkrankun
https://www.oegb.at/themen/arbeitsrecht/arbeitszeit/lange-arbeitszeiten-koennen-zu-mehr-unfaellen-und-mehr-erkrankun
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abgesenkt werden soll. Angesichts der Inflation und der steigenden Ausgaben in 
der gesetzlichen Krankenversicherung wäre jedoch ein Zuschuss von deutlich 
mehr als 14,5 Milliarden Euro erforderlich gewesen, um den realen Finanzbedarf 
abzudecken. Statt die GKV entsprechend ihrer wachsenden Belastungen zu un-

terstützen, entzieht der Bund faktisch weitere Mittel und verschärft damit den 

Druck auf Versicherte – mit erheblichen Folgen für die langfristige Stabilität der 
GKV-Finanzierung. 

Damit ist der Haushaltsentwurf des Gesundheitsetats nicht ausreichend ausfi-

nanziert. Dringend erforderliche Finanz- und Strukturreformen in der Gesund-

heits- und Pflegepolitik wurden wieder nicht angegangen und auf die lange Bank 
geschoben. Bleibt eine Kurskorrektur aus (s.o.), stehen unweigerlich weitere 

massive Beitragserhöhungen ebenso wie gravierende Leistungskürzungen im 
Raum – mit unmittelbaren Folgen für die Versicherten und ihre Angehörigen. 

2.2.2 Bundeszuschuss zur gesetzlichen Rentenversicherung – Kürzungen 

ungewiss (Einzelplan 11) 

Im Bereich der Rentenversicherung sowie der Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung (Kapitel 1102) werden die Ausgaben grundsätzlich entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben angepasst. Allerdings ist unklar, ob der Bun-

deszuschuss zur Rentenversicherung jetzt oder im Rahmen der globalen Minder-
ausgabe gekürzt werden soll. Der Anteil der Bundeszuschüsse an den 
Einnahmen des Bundeshaushalts ist seit den frühen 2000er Jahren bis heute ge-

sunken. Die anhaltend gekürzten Bundeszuschüsse führen dazu, dass versiche-
rungsfremde Leistungen zunehmend aus Beitragsmitteln finanziert werden. Es 

ist dabei nicht eindeutig, was zu den nicht beitragsgedeckten Leistungen gehört. 
Je nach Definition sind die Bundeszuschüsse jedoch bis zu 40 Mrd. Euro zu ge-

ring.27 Für den DGB ist klar: Der Bundeshaushalt darf nicht zulasten der Beitrags-
zahlenden saniert werden. 

2.3 Arbeitsmarktpolitik, Grundsicherung und Integration 
– Einschnitte verhindern (vgl. Einzelpläne 11, 17) 

2.3.1 Zuschuss statt Darlehen an die Bundesagentur für Arbeit  

Die an die Bundesagentur für Arbeit (BA) gewährten Liquiditätshilfen sollten 
nicht als Darlehen, sondern als Zuschuss erfolgen, um die volle Handlungsfähig-
keit der Arbeitslosenversicherung in der Krise sicherzustellen und eine faktische 

Kürzung von Leistungen und Angeboten der Bundesagentur zu verhindern.  

Vor dem Hintergrund, dass nach 2025 und 2026 auch 2027 die Beitragseinnah-

men der BA zur Erfüllung ihrer Zahlungsverpflichtungen voraussichtlich nicht 
ausreichen werden, gewährt der Bund nach § 364 SGB III ein Darlehen. Dafür sind 
im Einzelplan 11 für das Jahr 2027 5,2 Mrd. Euro veranschlagt. Dieses ist zurück-

zuzahlen bzw. wird von Jahr zu Jahr gestundet, also summiert sich weiter auf, da 

 
27 Deutsche Rentenversicherung (2024): Nicht beitragsgedeckte Leistungen und 

Bundeszuschüsse 2023: https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Down-

loads/DE/Presse/nicht-beitragsgedeckte-leistungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2, Zugriff 

20.08.2026 

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Presse/nicht-beitragsgedeckte-leistungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Presse/nicht-beitragsgedeckte-leistungen.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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im Haushaltsgesetz 2027 keine vergleichbare Regelung wie 2021 zur Umwand-
lung in einen Zuschuss aufgenommen wurde. 

Ursächlich für die Liquiditätshilfen des Bundes sind nicht nur zunehmende Kos-
ten durch den Anstieg der Arbeitslosigkeit, sondern auch politisch indizierte zu-

sätzliche Aufgaben, wie die erfolgte Übertragung der Finanzierungsverantwor-

tung für die berufliche Weiterbildung von Bürgergeldbeziehenden von den 
Jobcentern auf die BA. Die Rücklage der BA ist vollständig aufgebraucht. Die als 
Darlehen gewährten Liquiditätshilfen summieren sich kumuliert bis zum Jahres-

ende 2026 möglicherweise auf eine Größenordnung von 10 Mrd. Euro. Ein zu-

rückzuzahlendes Darlehen erhöht den Druck zu Leistungskürzungen, obwohl 
sich die BA gerade jetzt proaktiv für eine Bewältigung der Transformationskrise 

engagieren muss, um Menschen zu unterstützen und um Arbeitslosigkeit zu ver-
meiden bzw. schnell zu beenden. Diesem antizyklischen Anspruch muss der 
Haushalt 2027 und das Haushaltsgesetz aus Sicht des DGB Rechnung tragen. 

2.3.2 Jobcenter ausreichend finanzieren 

Nachdem die Eingliederungsmittel im Haushalt 2026 noch um 600 Mio. Euro er-

höht wurden, sollen die Haushaltsansätze für die Jobcenter im Haushalt 2027 
nominell unverändert zum Vorjahr bleiben. Damit wird der 2026 eingeschlagene 

Weg, das Versprechen aus dem Koalitionsvertrag, die Jobcenter „ausreichend zu 
finanzieren“ und die bestehende Unterfinanzierung zumindest schrittweise ab-
zubauen28, nicht fortgesetzt. 

Dabei sind zusätzliche Mittel für die aktive Arbeitsförderung eine gut angelegte 
Zukunftsinvestition: Arbeitslosen wird so individuell eine neue berufliche Per-

spektive und Teilhabe an Erwerbsarbeit und -einkommen eröffnet sowie ge-
samtgesellschaftlich Arbeits- und Fachkräfteengpässe gemindert, sowie zukünf-

tige Einnahmen durch Einkommenssteuer und Sozialabgaben generiert. Wer die 

Kosten für die Grundsicherung senken will, der muss für mehr dauerhafte Integ-

rationen in Arbeit sorgen und die Jobcenter finanziell entsprechend ausstatten. 

Das Gesamtbudget der Jobcenter - das ist die Summe aus den wechselseitig de-

ckungsfähigen Titeln für Verwaltungskosten und Eingliederungsleistungen - be-
trägt im Haushaltsentwurf 2027 unverändert 10,3 Mrd. Euro. Dass zumindest der 

Status quo gesichert wird, ist aber noch nicht entschieden. Denn laut Kabinetts-
beschluss muss im Einzelplan 11 im Rahmen der parlamentarischen Beratungen 
noch eine globale Minderausgabe von 2 Mrd. Euro realisiert werden.29 Da die Fi-

nanzausstattung der Jobcenter gesetzlich nicht vorgegeben ist, ist das Risiko 
groß, dass die Minderausgabe (zumindest teilweise) zu Lasten der Jobcenter re-

alisiert wird. 

 
28 Das Ausmaß der Unterfinanzierung beträgt derzeit rund 900 Mio. Euro. 2025 gaben die Jobcen-

ter 6,8 Mrd. Euro für Verwaltungskosten aus, über 1,5 Mrd. Euro mehr als im Bundeshaushalt vor-

gesehen. Die Finanzierung dieser Kosten erfolgt über Umschichtungen zu Lasten der Eingliede-

rungsleistungen. 1,5 Mrd. Euro abzüglich der Mittelerhöhung in Höhe von 600 Mio. Euro in 2026 

ergibt eine verbleibende Unterfinanzierung von 900 Mio. Euro. 
29 Vgl. Kabinettsache vom 3.7.2026, Datenblatt-Nr. 21/08062, S. 13 
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Der DGB fordert die demokratischen Fraktionen im Bundestag auf, dafür zu sor-
gen, dass die Finanzmittel für die Jobcenter keinesfalls reduziert werden. 

2.3.3 Realwert der Regelsätze sichern 

Der Anpassungsmechanismus, nach dem die Regelsätze jährlich zum 1. Januar 

eines Jahres fortgeschrieben werden (§ 28a SGB XII), soll zum 1.1.2027 geändert 

werden (Artikel 9 Haushaltsbegleitgesetz 2027 RefE).30 

Die Neuregelung hat eine dämpfende Wirkung auf die Fortschreibung der Re-
gelsätze und führt im Bundeshaushalt zu geschätzten Minderausgaben von ins-

gesamt 99 Mio. Euro.31 Betroffen sind die Regelsätze nach SGB II (Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende, vormals Bürgergeld), SGB XII (Sozialhilfe und 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) und indirekt auch die Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 

Aus Sicht des DGB sind sowohl das derzeit geltende als auch das geplante Fort-
schreibungsverfahren nicht sachgerecht. Der DGB fordert ein Verfahren, das sys-

tematisch sicherstellt, dass zumindest der Realwert und die Kaufkraft der Re-
gelsätze erhalten werden und das mehr Transparenz und somit mehr Akzeptanz 

für Regelsatzerhöhungen schafft. Statt die Preisentwicklung lange zurückliegen-
der Zeiträume mit extremem Zeitverzug zu berücksichtigen32, sollte auf eine 

Prognose der Preisentwicklung im kommenden Jahr umgestellt werden, kombi-
niert mit einer rückwirkenden Kontrollrechnung. 

2.3.4 Kürzungen erschweren Integration 

Sprache und landesspezifische Kenntnisse sind zentral für einen guten Arbeits-

marktzugang von Zugewanderten. Insofern sind die im Haushalt vorgesehenen 

Kürzungen bei den Integrationskursen (Titel 684 12) um nahezu fünfzig Prozent 
(von 1,06 Mrd. auf 0,59 Mrd. Euro) ein falsches integrationspolitisches Signal. 
Schon die Eingrenzung des Kreises der Berichtigten für solche Integrationskurse, 

wie sie im Frühjahr getroffen wurde, ist gesellschaftlich und aus Arbeitsmarkt-

sicht problematisch. Die massiven Kürzungen im Haushalt werden dazu führen, 
dass nicht einmal all jene, die ein Anrecht auf diese Kurse haben, bedient werden 

können. Dafür wären mind. 900 Mio. Euro notwendig, wie ein breites Bündnis 
von Sozialverbänden und Gewerkschaften ausgerechnet hat.33 Hinzukommen 

müssen weitere Mittel für die dringende Erhöhung der Kostenerstattungssätze 

 
30 Im Herbst 2026 steht aber auch die turnusmäßig alle fünf Jahre stattfindende, grundlegende 

Neuermittlung der Regelsätze auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 2023 

an. Das Ergebnis dieser Neuermittlung kann die geplante Fortschreibung zum 1.1.2027 noch 

überlagern und „verdrängen“. 
31 Hinzu kommen Minderausgaben bei Ländern und Kommunen in Höhe von 27 Mio. Euro. Vgl. 

Haushaltsbegleitgesetz 2027, S. 3  
32 Sowohl beim geltenden als beim geplanten Verfahren würden für die Anpassung der Regelsätze 

zum 1.1.2027 jeweils das Preisniveau im Zeitraum 1.7.2024 bis 30.6.2025 (sic!) mit dem Preisni-

veau im Zeitraum 1.7.2025 bis 30.6.2026 verglichen. 
33 Vgl. Der Paritätische Gesamtverband (2026) Wort halten! Budget Integrationskurse erhöhen, 

Positionspapier: https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachin-

fos/doc/260615_Positionspapier_Integrationskurse_Haushalt_2027_Final__003_.pdf, Zugriff 

20.08.2026 

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachinfos/doc/260615_Positionspapier_Integrationskurse_Haushalt_2027_Final__003_.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Fachinfos/doc/260615_Positionspapier_Integrationskurse_Haushalt_2027_Final__003_.pdf
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für die Träger und die Anpassung der Mindesthonorare für die Lehrkräfte an die 
tarifliche Bedingungen im Öffentlichen Dienst, die beide seit mehr als vier Jah-
ren nicht erhöht wurden.  

2.4 Mobilität und Verkehr - Zukunftssichere Finanzierung 
nötig (vgl. Einzelplan 12) 

Die Ausgaben für Verkehr wurden mit dem Bundeshaushalt 2025 neu struktu-

riert. Neben den Investitionen aus dem Budget des Bundesministeriums für Ver-

kehr (BMV) werden wesentliche Ausgaben aus dem Sondervermögen für Infra-
struktur und Klimaneutralität (SVIK) zur Verfügung gestellt, wobei auch 
Kostenanteile bei Erhaltungs- und Ausbaumaßnahmen der Verkehrsinfrastruk-

tur aus dem Budget des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) veran-

schlagt werden.  

Verkehrsetat schrumpft trotz steigender Investitionen 

Der Etat des BMV (Einzelplan 12) verringert sich von knapp 28 Mrd. Euro im Jahr 

2026 um knapp 1,5 Mrd. Euro auf 26,4 Mrd. Euro im Jahr 2027. In Anbetracht des 
Sanierungsstaus und der damit verbundenen Herausforderungen ist das kein 

glückliches Signal, zumal der Prozess des kontinuierlichen Abschmelzens in den 
Folgejahren bis 2030 fortschreitet. Da hilft auch kein Verweis auf das SVIK und 

dessen erhebliche Investitionen in die Erneuerung der Verkehrsinfrastruktur. Für 
Investitionen in die klassischen Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasser-

straße stehen im Haushaltsjahr 2027 insgesamt rund 33,7 Mrd. Euro zur Verfü-
gung. Davon entfallen rund 10,2 Mrd. Euro auf den Einzelplan 12 des BMV und 

rund 5,8 Mrd. Euro auf die im Einzelplan 14 des Bundesverteidigungsministeri-
ums veranschlagten Ausgaben. 

2.4.1 Bundesfernstraßen 

Für Investitionen in die Bundesfernstraßen sind trotz erneut sinkender Mautein-
nahmen mit rund 11,3 Mrd. Euro rund 200 Mio. Euro mehr als 2026 vorgesehen. 
Davon stehen rund 6,9 Mrd. Euro im Einzelplan des BMV, rund 1,5 Mrd. Euro im 

Einzelplan des BMVg und rund 2,8 Mrd. Euro im SVIK zur Verfügung.   

2.4.2 Schienenwege trotz Fortschritten bleiben hohe Bedarfe 

Für die Bundesschienenwege werden insgesamt rund 20,8 Mrd. Euro bereitge-
stellt. Davon sind rund 2,9 Mrd. Euro im Einzelplan des BMV, rund 4,2 Mrd. Euro 
im Einzelplan des BMVg und rund 13,7 Mrd. Euro im SVIK veranschlagt. Aus dem 

SVIK werden die Erhaltungsmaßnahmen für das Bestandsnetz der Schiene mit 

dem Schwerpunkt Sanierung der Hochleistungskorridore mit rund 11,5 Mrd. 

Euro finanziert sowie die Digitalisierung der Bundesschienenwege und des rol-
lenden Materials mit rund 2,2 Mrd. Euro (ETCS). Aus dem Verteidigungsetat sind 
rund 3,5 Mrd. Euro für den Netzerhalt eingeplant. In Summe stehen dennoch 1,3 

Mrd. Euro weniger als 2026 für die dringend notwendige Erneuerung der Schie-
neninfrastruktur zur Verfügung. Diese Entwicklung ist angesichts des enormen 
Sanierungsstaus von über 120 Mrd. Euro, notwendiger Kapazitätssteigerungen 
sowie der Einführung des Deutschlandtaktes völlig unverständlich. Der DGB 
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fordert eine deutliche Mittelaufstockung ab dem Bundeshaushalt 2027, damit 
der Modernisierungsrückstand zügig abgebaut werden kann. 

Beim Aus- und Neubau sind mit 2,9 Mrd. Euro mehr Mittel vorgesehen – vor allem 
aufgrund von rund 680 Mio. Euro aus dem Budget des BMVg. Laut Masterplan 

Schienenverkehr halten Bund und Bahnsektor jedoch 4 Mrd. Euro pro Jahr bis 

Ende des Jahrzehnts für notwendig. Der DGB unterstützt diese Forderung. Nur 
mit zusätzlichen Investitionen können die Kapazitätsengpässe im überlasteten 
Schienennetz zeitnah beseitigt werden. 

Die Schieneninfrastruktur bietet als stahlintensives Produkt zudem erhebliches 

Potenzial für einen nachhaltigen Local Content-Ansatz. Der Einsatz emissionsre-

duzierten Stahls im Schieneninfrastrukturausbau geht allerdings mit Mehrkos-
ten einher. Das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz bietet hier eine 
entscheidende Finanzierungsgrundlage: Der Einsatz von emissionsreduziertem 
Stahl investiert gleichzeitig in Infrastruktur, Klimaschutz und heimische Wert-

schöpfungsketten, genau wofür es konzipiert wurde. Gleichzeitig muss die För-
derfähigkeit emissionsreduzierter Grundstoffe im Zuwendungsrecht zweifelsfrei 

verankert sein. Wo Mehrkosten gering sind, sollte emissionsarmer Stahl unmit-
telbar zur Anforderung in öffentlichen Ausschreibungen werden. 

2.4.3 ÖPNV, SPNV und Deutschlandticket weiter unzureichend finanziert 

Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 

Zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden bietet der Bund den 

Ländern im Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) die 
Möglichkeit, Großvorhaben der Infrastruktur des schienengebundenen Nah- 

und Regionalverkehrs anteilig mit Bundeshilfen zu finanzieren. Seit dem Haus-
halt 2025 fördert der Bund die Sanierung und Instandhaltung von kommunaler 

Verkehrsinfrastruktur mit 2 Mrd. Euro, die ab 2026 jährlich um 1,8 Prozent erhöht 

werden. Im Haushaltsentwurf für 2027 sind entsprechend 2,07 Mrd. Euro einge-

plant. Der DGB befürwortet die Förderung, sieht aber einen deutlich höheren Be-
darf und hält angesichts rasant steigender Baupreise, der Mobilitätswende und 

des Bevölkerungswachstums in den städtischen Ballungsräumen die jährliche 
Dynamisierung für nicht ausreichend. 

Regionalisierungsmittel 

Die Regionalisierungsmittel zur Finanzierung von Verkehrsangeboten im Schie-
nenpersonennahverkehr (SPNV) der Länder steigen jährlich um 3 Prozent und 

erreichen  2027 13,8 Mrd. Euro. Auch hier ist die jährliche Steigerung vor allem 

angesichts stark steigender Energiepreise längst nicht mehr zeitgemäß und 

sollte auf mindestens 5 Prozent erhöht werden. Hinzukommt, dass der Europäi-
sche Gerichtshof die SPNV-Trassenpreisbremse im März 2026 für unionsrechts-

widrig erklärt hat. Dadurch entstehen rückwirkend seit 2025 Mehrkosten von 400 
Mio. Euro pro Jahr.  Der DGB mahnt zu einem dringenden Ausgleich dieser uner-

warteten Kostensteigerungen, da weitere Abbestellungen im Regionalverkehr 

andernfalls unvermeidbar sind.  
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Die Unterfinanzierung des ÖPNV und SPNV bleibt mit dem Haushaltsentwurf 
2027 also weiterhin gegeben und ist insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
der massive Ausbau des Nah- und Regionalverkehrs geboten ist, um die in Paris 
vereinbarten Emissionsziele bis 2050 zu erreichen und die Verkehrssituation in 

vielen Städten und Kommunen zu entlasten, verheerend. 

Auch im Hinblick auf das Deutschlandticket bewertet der DGB die Höhe der Re-
gionalisierungsmittel als unzureichend. Zwar kann das Ticket in Grundzügen er-
halten bleiben, allerdings wird die derzeitige Mittelausstattung die Kostensteige-

rungen für Betrieb und Personal nicht decken können. In der Folge wird ein 

weiterer Ticketpreisanstieg über 68 Euro hinaus wahrscheinlich. Dass die Mobi-
litätswende so nicht vorankommen kann, ist offensichtlich. Der DGB fordert 

Bund, Länder und die kommunale Ebene auf, den im Koalitionsvertrag vorgese-
henen Modernisierungspakt ernst zu nehmen und entsprechende Lösungen zu 
erarbeiten. 

Den weiterhin ermäßigten Mehrwertsteuersatz für den öffentlichen Nah- und Re-
gionalverkehr sowie den Fernverkehr auf der Schiene bewertet der DGB als sinn-

voll, da dessen Abschaffung eine direkte negative Auswirkung auf die Ticket-
preise haben würde.  

2.4.4 Bundeswasserstraßen: Trotz SVIK Aufstockung nötig 

Für die Bundeswasserstraßen sind rund 0,5 Mrd. Euro im Einzelplan des BMV so-
wie knapp 1,2 Mrd. Euro für Erhaltungs- und Ersatzmaßnahmen im SVIK einge-

plant. Die Erhaltungsmaßnahmen wurden damit gegenüber dem bisherigen Ni-
veau um rund 0,23 Mrd. Euro verstärkt, reichen aber in Anbetracht des großen 

Sanierungsbedarfs bei Weitem nicht aus. Aus Sicht des DGB sollten die Ausgaben 
auf mindestens 2 Mrd. Euro erhöht werden.   

2.4.5 Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) 

wichtiger Schritt für Verkehrsinfrastruktur 

Nach Jahren des Ignorierens ist der Gedanke “Erhalt vor Neubau” auch in der 
Bundespolitik angekommen. Das spiegelt sich im Entwurf für den Bundeshaus-

halt 2027 wider, denn die Neustrukturierung der Verkehrsausgaben wird mit 
dem Bundeshaushalt 2027 in zwei Punkten konsequent weitergeführt. Im SVIK 

stehen künftig neben Mitteln für Erhaltungsmaßnahmen an Brücken und Tun-
neln im Bestandsnetz der Bundesfernstraßen und für Erhaltungs- und Digitali-
sierungsmaßnahmen im Bestandsnetz der Bundesschienenwege auch Mittel für 

Erhaltungsmaßnahmen im Bestandsnetz der Bundeswasserstraßen zur Verfü-
gung. Das begrüßt der DGB ausdrücklich. Der Sanierungsbedarf ist gerade bei 

der Wasserstraße, etwa bei Brücken, Schleusen und Wehren, enorm. Aus dem 
SVIK stehen im Jahr 2027 17,7 Mrd. Euro für Investitionen in die Verkehrsinfra-

struktur zur Verfügung. Das ist positiv, allerdings fließen damit weniger Mittel 
aus dem SVIK, denn 2026 waren es noch rund 22 Mrd. Euro. Das ist nicht nach-

vollziehbar, da der Bedarf nicht geringer geworden ist. In welche Bereiche die 

Mittel, die aus dem SVIK für die Länder (und damit auch die Kommunen) vorge-
sehenen sind, investiert werden, ist den Ländern bzw. Kommunen überlassen 
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und erst die kommenden Jahre werden zeigen, wie viel der Verkehrsinfrastruktur 
zugutekommen wird.  

Die öffentliche Infrastruktur, insbesondere die Verkehrs- bzw. Schieneninfrastruk-
tur bietet als stahlintensiver Bereich erhebliches Potenzial für einen nachhalti-

gen Local-Content-Ansatz. Mit dem Sondervermögen für Infrastruktur und Kli-

maschutz besteht die Chance, gezielt eine leistungsfähige Infrastruktur 
aufzubauen und zugleich einen verlässlichen Markt für heimische und klima-
freundliche Produkte zu schaffen. Dafür sollte der Staat verbindliche Quoten für 

den Einsatz heimischer und klimafreundlicher Grundstoffe im Vergaberecht fest-

legen. Im Vergabebeschleunigungsgesetzes ist eine zwar eine Verordnungser-
mächtigung zu Leitmärkten enthalten. Die Umsetzung lässt allerdings auf sich 

warten. Gleichzeitig muss im Zuwendungsrecht eindeutig verankert werden, 
dass emissionsreduzierte Grundstoffe und Produkte förder-fähig sind. Da klima-
freundliche Produkte in der Herstellung derzeit noch kostenintensiver sind als 

fossile Alternativen, müssen nachfrageseitige Maßnahmen durch geeignete an-
gebotsseitige Förderinstrumente – etwa Klimaschutzverträge – flankiert werden. 

So lassen sich Investitionssicherheit schaffen, industrielle Wertschöpfung im In-
land stärken und zugleich die Transformation hin zu einer klimafreundlichen 

Produktion beschleunigen. 

2.4.6 Autobahn GmbH: überjährige Finanzierung sichern 

Die Ausgaben für Betrieb, Planungsleistungen und Verwaltung der Autobahn 

GmbH verharren trotz Inflation auf einem nahezu konstanten Wert von knapp 2 
Mrd. Euro. 2025 waren es noch 2,5 Mrd. Euro. Aus Sicht des DGB sollte mindes-

tens das Niveau von 2025 gehalten werden. Ein Abschmelzen der Mittel für den 
Betrieb und die Planungsleistungen der Autobahnen lässt befürchten, dass das 

Bundesministerium für Verkehr aus der Vergangenheit nicht genug gelernt hat. 
Das BMV wird spätestens bis zur Aufstellung des Bundeshaushalts 2028 einen 

Gesetzentwurf zur Einführung der Einnahmekompetenz und Kreditfähigkeit der 
Autobahn GmbH vorlegen. Damit sollen Spielräume für zusätzliche Investitionen 

und Einsparungen im Bundeshaushalt geschaffen werden. Allerdings ist keine 
Haftung durch den Bund für die Kredite durch die Autobahn GmbH vorgesehen. 

Dies könnte einen Einstieg in privat finanzierte Infrastrukturmaßnahmen bedeu-
ten und Kreditspekulationen Tür und Tor öffnen. Der DGB bewertet diese Ent-
wicklung äußerst kritisch und unterstreicht, dass eine kontinuierliche überjäh-

rige Finanzierung auf lange Sicht die preisgünstigere und vernünftigere Lösung 
wäre.   

2.4.7 Trassenpreisreform und Eisenbahninfrastrukturfonds schnell 

umsetzen, Einzelwagenverkehr sichern 

Mit dem Bundeshaushalt 2026 verabschiedet sich der Bund nicht ganz freiwillig 
von Eigenkapitalerhöhungen zur Finanzierung der Schieneninfrastruktur und 

kehrt zu bewährten Baukostenzuschüssen zurück. Der DGB begrüßt diesen 

Schritt ausdrücklich, denn das Mittel der Eigenkapitalerhöhung ging mit einer 
Renditeerwartung des Bundes einher. Um diese zu erwirtschaften, musste die 
DB InfraGO die Trassenpreise deutlich erhöhen - allein im Jahr 2025 um 16 
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Prozent im Schienengüterverkehr und 18 Prozent im Fernverkehr. Dadurch stie-
gen auch die Transportkosten für die Industrie, die in vielen Bereichen auf die 
Güterbahnen angewiesen sind. Die Folge sind höhere Verbrauchspreise, gefähr-
dete Arbeitsplätze bei den Bahnen und bedrohte Industriestandorte. Damit die 

Verkehrswende gelingen kann, muss der Bund die angekündigte Reform der 

Trassenpreise jetzt schnellstens umsetzen, sodass die Bahnen nur noch die un-
mittelbaren Kosten einer Zugfahrt tragen müssen. Für mehr Planbarkeit und da-
mit die für das Schienennetz im Haushalt eingeplanten Infrastrukturmittel voll-

ständig verbaut werden können, muss darüber hinaus auch der überjährige 

Eisenbahninfrastrukturfonds aus dem Koalitionsvertrag endlich umgesetzt wer-
den.  

Neben der Reform der Trassenpreise ist Fortführung der Förderung auf Basis der 
„Richtlinie zur Förderung des Schienengüterverkehrs über eine anteilige Finan-
zierung der Betriebskosten im Einzelwagenverkehr (BK-EWV)“ bis einschließlich 

Ende Mai 2029 dringend notwendig. Darüber hinaus dürfen die Haushaltsan-
sätze nicht gekürzt werden, denn nur so kann die Sicherung des Einzelwagen-

verkehrs in der Fläche gelingen und für zusätzliche Verkehrsverlagerungen hin 
zur Schiene setzen. Mit einem Anteil am Schienengüterverkehr von ca. 18 Pro-

zent erfüllt der Einzelwagenverkehr wichtige Grund- und Netzwerkfunktionen 
mit rund 1.400 angefahrenen Güterverkehrsstellen in der Fläche und ist von gro-
ßer Bedeutung für Branchen wie die Stahl-, Chemie- und Automobilindustrie.  

2.4.8 Schifffahrt: Tonnagebesteuerung an Gute Arbeit knüpfen 

Die pauschale Gewinnermittlung bei Betreibern von Handelsschiffen im interna-

tionalen Verkehr anhand der Schiffstonnage (Tonnagebesteuerung) wird fortge-
führt und führt zu vermeintlichen Steuermindereinnahmen von 130 Mio. Euro. 

Diese Annahmen sind aus Sicht des DGB unrealistisch, denn durch diese Besteu-
erung entgeht dem Staat ein Vielfaches dieser Einnahmen, da hier nur die Ton-

nagemenge besteuert wird, aber nicht der eigentliche Warenwert. Der DGB setzt 
sich dafür ein, dass diese Regelung verbindlich an Beschäftigungserhalt, an Be-

schäftigungsquoten von deutschen bzw. europäischen Seeleuten und gute tarif-
gebundene Arbeitsplätze geknüpft werden, um den öffentlichen Ausgaben einen 

volkswirtschaftlichen Mehrwert entgegenzustellen sowie das maritime Know-
How zu bewahren, da auch hafennahe Dienstleistungen von diesem Wissen pro-
fitieren (Festmacher, Lotsen, Bauingenieure für Hafenanlagen etc.). 

2.5 Klimaanpassung und Strukturförderung – Deutlicher 
Aufwuchs nötig (vgl. Einzelpläne 09, 16, 60) 

Die Angebote der Daseinsvorsorge sind zentral für ein lebenswertes Umfeld – in 

Stadt und Land. In vielen Bereichen der Daseinsvorsorge liegt die Finanzierungs-
verantwortung bei den Kommunen. Diese sind auf Grund ihrer knappen finanzi-

ellen und personellen Mittel oft aber kaum in der Lage, ihre Pflichtaufgaben zu 
erfüllen, noch können sie freiwillige Angebote aufrechterhalten. Auch Maßnah-
men zur Anpassung an den Klimawandel dürfen nicht nur priorisiert werden, 

wenn die letzte Hitzewelle uns die Auswirkungen des Klimawandels spüren lässt, 
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sondern müssen verlässlich finanziert werden.  Ein ebenso bedeutender Punkt 
ist die wirtschaftliche Entwicklung ländlicher Räume. Der Verlust von Arbeits-
plätzen durch den Strukturwandel, insbesondere in traditionellen Branchen der 
Industrie, verschärft regionale Ungleichheiten. Fehlende Perspektiven und eine 

schwache Infrastruktur erschweren es den Regionen, neue Unternehmen anzu-

ziehen und vorhandene Potenziale zu nutzen. 

2.5.1 Bevölkerungsschutz stärken, Klimaanpassung sichern  

Die Gelder, die über die Bereichsausnahme per Kredit finanziert werden, fließen 

nicht nur an das Verteidigungsministerium, sondern werden auch im weiteren 

Sinne für sicherheitsrelevante Ausgaben verwendet. Neben Geldern für die 

Nachrichtendienste (2,7 Mrd. Euro), den Schutz von IT-Systemen (3,9 Mrd. Euro) 
sowie für Hilfen für völkerrechtswidrig angegriffene Staaten (11,6 Mrd. Euro) wer-
den auch 2,7 Mrd. Euro in den Zivil- und Bevölkerungsschutz investiert.  

So können über die Bereichsausnahme bspw. weiterhin Gelder für den Ausbau 

und die Ertüchtigung des kommunalen Sirenennetzes zu Verfügung gestellt wer-
den (Titel BF 883 02-045). Eine funktionierende Warninfrastruktur ist vor dem 

Hintergrund häufiger werdender Extremwetterereignisse wie Hochwassern, 
Waldbränden u.a. höchstrelevant. Auch die starke Erhöhung der Gelder für die 

Erneuerung und Sanierung der Liegenschaften des Technischen Hilfswerks (Titel 
BF 712 01-045) von 85,9 Mio. Euro auf 628,9 Mio. Euro in 2027 ist ein wichtiger 
Schritt, um die Arbeitsfähigkeit des THWs zu gewährleisten, das eine wichtige 

Rolle dabei spielt, in der Folge von Extremwetterereignissen die Bevölkerung zu 
schützen und zu unterstützen. 

Der eigentliche Bereich der Klimaanpassung ist jedoch angesichts der Bedarfe 
(der Deutsche Städte- und Gemeindebund spricht von Finanzierungsbedarfen in 

Höhe von 8 Mrd. Euro jährlich allein auf kommunaler Ebene)34 unterfinanziert. 

So sollen die Ausgaben zur Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an den 

Klimawandel (Titel 685 01 -332) im Haushalt des Bundesministeriums für Um-
welt, Klima und Nukleare Sicherheit (BMUKN) im kommenden Jahr massiv um 

rund 86 Prozent gekürzt werden (von 38,6 Mio. Euro auf 5,5 Mio. Euro). Zwar sol-
len dafür die Ausgaben für Klimaanpassung im Klima- und Transformations-

fonds (KTF) in 2027 ausgeweitet werden, jedoch steht auch der KTF enorm unter 
Druck. Mittel werden zum Stopfen von Haushaltslöchern genutzt, für die kom-
menden Jahre werden schon jetzt globale Mindereinnahmen in Milliardenhöhe 

eingeplant, während die Bedarfe seit jeher höher als das Volumen des KTF lie-
gen. So hat bspw. das Bundesprogramm zur Anpassung urbaner und ländlicher 

Räume an den Klimawandel zwar seit Einführung im Jahr 2020 rund 656 Mio. 

Euro vor allem für Kommunen zur Verfügung gestellt. Die jeweiligen Tranchen 

sind jedoch in den vergangenen Jahren kleiner geworden.35 Die aktuelle 

 
34 Deutscher Städte- und Gemeindebund (2026): Statement: Klimaschutz und Klimaanpassung 

gesamtgesellschaftliche Aufgaben – Finanzierung entsprechend ausgestalten | DStGB, 

30.06.2026. 
35 BBSR: Programm Anpassung urbaner und ländlicher Räume an den Klimawandel: 

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/weitere/anpassung-klimawan-

del/anpassung-klimawandel-node.html  

https://www.dstgb.de/themen/klimaschutz-und-klimaanpassung/aktuelles/klimaschutz-und-klimaanpassung-gesamtgesellschaftliche-aufgaben-finanzierung-entsprechend-ausgestalten/
https://www.dstgb.de/themen/klimaschutz-und-klimaanpassung/aktuelles/klimaschutz-und-klimaanpassung-gesamtgesellschaftliche-aufgaben-finanzierung-entsprechend-ausgestalten/
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/weitere/anpassung-klimawandel/anpassung-klimawandel-node.html
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/weitere/anpassung-klimawandel/anpassung-klimawandel-node.html
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Förderrunde hat für das Jahr 2026 nur noch 80 Mio. Euro zur Verfügung (zum Ver-
gleich: in der erste Förderrunde wurden 200 Mio. Euro bereitgestellt). Die Tatsa-
che, dass in dieser letzten Runde Projektvorschläge in Höhe von insgesamt 928 
Mio. Euro eingereicht wurden,36 zeigt den hohen Bedarf für Klimaanpassungsfi-

nanzierung auf kommunaler Ebene und unterstreicht die Dramatik in diesem Be-

reich.  

Positiv anzuerkennen ist, dass auch neue Klimaanpassungsprogramme ins Le-
ben gerufen werden, wie das Programm Naturschutz und Klimaanpassung (Titel 

882 04-332), das seit dem Jahr 2026 für mehrere Jahre insgesamt 500 Mio. Euro 

für vorwiegend naturbasierte Anpassungsmaßnahmen zur Verfügung stellt. 
Gleichzeitig dürfen neue Programm nicht darüber hinwegtäuschen, dass die 

Ausgaben für Klimaschutz und Klimaanpassung – genau wie der gesamte KTF - 
unter Druck stehen.  

Gerade vor dem Hintergrund sich häufender Extremwetterereignisse sind Klima-

anpassungsmaßnahmen wie bspw. Hitzeschutzmaßnahmen, Hochwasser-
schutzmaßnahmen, städtebauliche Maßnahmen wie der Ausbau zu 

Schwammstädten für Starkregenereignisse, energetische Gebäudesanierungen, 
Wald- und Moorschutz dringender denn je geboten. Die Kommunen, die den 

Großteil dieser Anpassungsmaßnahmen umsetzen müssten, haben auf Grund 
ihrer prekären finanziellen Lage kaum die Möglichkeit, Klimaanpassung in ihren 
Ausgaben zu priorisieren und alles zu finanzieren, was zum Schutz der Bevölke-

rung nötig wäre. Auch deshalb spricht sich der DGB weiterhin für eine Gemein-
schaftsaufgabe Klimaschutz und Klimaanpassung aus, mit der sich Bund, Länder 

und Kommunen gleichermaßen an der Finanzierung dieser gesamtgesellschaft-

lichen Aufgabe beteiligen würden.  

Es ist selbstverständlich und wichtig, dass der Bund bei der Bewältigung von Ext-
remwetterfolgen bereitsteht und Menschen unterstützt sowie den Wiederaufbau 

finanziert. So können aus dem Sondervermögen „Aufbauhilfe 2021“ noch bis 
2030 Unterstützungen bewilligt werden, um die Schäden nach der verheerenden 

Flut im Ahrtal ansatzweise wieder gut zu machen. Die Situation im Ahrtal zeigt 
aber auch, wie wichtig Prävention und gute Warninfrastrukturen sind und wie 

langwierig und kostenintensiv der Wiederaufbau sein kann: auch fünf Jahre 
nach der Flut sind die Schäden noch nicht beseitigt. Prävention muss Teil des 
Wiederaufbaus sein, daher kritisiert der DGB, dass Maßnahmen wie Rückhalte-

becken oder ähnliche Maßnahmen aus dem Sondervermögen Aufbauhilfe nicht 
finanziert werden dürfen.  

2.5.2 Deutlicher Aufwuchs der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

regionalen Wirtschaftsstruktur“ erforderlich 

Die Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ (GRW) (Titel 882 01-691) werden mit 637,8 Mio. Euro zwar annä-

hernd auf dem Niveau des vergangenen Haushalts verstetigt. Der DGB kritisiert 

 
36 BMWSB, Pressemitteilung Klimaangepasste Städte und Gemeinden: 

https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/07/klimaangepasste-

staedte-gemeinden.html, 09.07.2026 

https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/07/klimaangepasste-staedte-gemeinden.html
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2026/07/klimaangepasste-staedte-gemeinden.html
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jedoch, dass angesichts der Inflation sowie gestiegener Bau-, Energie- und Per-
sonalkosten ein deutlicher Aufwuchs erforderlich wäre, um das bisherige Förder- 
und Leistungsniveau tatsächlich aufrechterhalten zu können. Eine bloße Fort-
schreibung der Mittelansätze bedeutet faktisch eine Kürzung der Fördermöglich-

keiten. 

Besonders kritisch ist der Blick auf die Folgejahre: Für 2028 sind lediglich rund 
230 Mio. Euro an Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen. Dies würde einer 
erheblichen Reduzierung der zukünftigen Förderfähigkeit gleichkommen und 

die Planungssicherheit für Länder, Regionen und Unternehmen deutlich schwä-

chen. 

Dabei sind die GRW-Mittel bereits seit Beginn der 2000er Jahre erheblich zurück-
gegangen.37 Angesichts der wachsenden strukturpolitischen Herausforderungen 
– etwa durch den industriellen Wandel, die Transformation der Wirtschaft, den 
Fachkräftemangel sowie anhaltende regionale Disparitäten – ist diese Entwick-

lung nicht nachvollziehbar. Gerade in strukturschwachen Regionen braucht es 
verlässliche und ausreichend ausgestattete Förderinstrumente, um private In-

vestitionen zu hebeln, Wertschöpfung zu sichern und gleichwertige Lebensver-
hältnisse zu gewährleisten. 

2.6 Wohnen – Etatkürzungen treffen besonders 
vulnerable Gruppen (vgl. Einzelplan 25) 

Für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauwesen (BMWSB) sind in dem Regierungsentwurf zum Bundeshaus-

halt Ausgaben in Höhe von 7,5 Mrd. Euro vorgesehen. Die größten Posten des 
BMWSB stellen im Jahr 2027 die Fördermittel für den Sozialen Wohnungsbau in 

Höhe von 5 Mrd. Euro, die Städtebauförderung mit 1,2 Mrd. Euro und das Wohn-

geld in Höhe von 1,8 Mrd. Euro dar. Darüber hinaus verwaltet das BMWSB Mittel 
zur Gebäudeförderung im Klima- und Transformationsfonds (KTF) sowie im Son-
dervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK). Zu den Förderprogram-

men, die über das SVIK gefördert werden, gehören unter anderem die Förder-

programme „Klimafreundlicher Neubau“, „Klimafreundlicher Neubau im 
Niedrigpreissegment“, „Wohneigentumsförderung für Familien“ und „Gewerbe 
zu Wohnen“.  

2.6.1 Geplante Wohngeldkürzungen verschärfen soziale Ungleichheit  

Die geplanten, massiven Kürzungen beim Wohngeld lehnt der DGB entschieden 
ab. Die Kürzungen sind völlig inakzeptabel, unsozial und gehen in die grundfal-

sche Richtung. Denn insbesondere Haushalte mit niedrigen und mittleren Ein-
kommen geraten zunehmend unter Druck, da steigende Mieten und Energiekos-
ten ihre finanzielle Situation verschärfen. Durch das Aussetzen der 

Dynamisierung der Wohngeldzahlung und der Kürzung der Heizkostenkompo-
nente halbiert das BMWSB die Ausgaben des Bundes für das Wohngeld. Wenn 

 
37 BMWE (2024), „Evaluation der Gemeinschaftsaufgabe ‚Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur‘ (GRW)“ durch einzelbetriebliche Erfolgskontrolle: evaluation-grw-2024-lang.pdf 

 

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Evaluationen/Foerdermassnahmen/evaluation-grw-2024-lang.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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die Kürzungen ihre volle Wirksamkeit entfalten, betragen die Brutto-Einsparun-
gen des Bundes beim Wohngeld ab 2028 1,018 Mrd. Euro. Laut Bauministerin Ve-
rena Hubertz werden 400.000 Haushalte ihren Anspruch auf Wohngeld ganz ver-
lieren38 – das betrifft ein Drittel aller Ende 2024 registrierten 

Wohngeldhaushalte.39 Da das Wohngeld eine einkommensabhängige Leistung 

ist, treffen die Kürzungen ausschließlich Haushalte mit bereits geringen Einkom-
men: In gut der Hälfte (53 %) der Wohngeldhaushalte leben Rentner*innen, in 40 
Prozent der Wohngeldhaushalte leben Kinder, darunter viele in Haushalten von 

alleinerziehenden Elternteilen.40 

Mit den geplanten Kürzungen werden die im Jahr 2023 erzielten, substanziellen 
Fortschritte durch die „Wohngeld-Plus“-Reform weitgehend rückabgewickelt. 

Zum 1. Januar 2023 wurden die Regelungen des Wohngeldes stark verbessert. 
Im Ergebnis verdoppelte sich nahezu die Zahl der leistungsberechtigten Haus-
halte sowie die durchschnittlichen Auszahlbeträge. Kernstück der Reform war 

die dauerhafte Einführung einer Heizkostenkomponente.  Das Wohngeldsystem, 
mit dem sich sehr zielgenau Haushalte mit geringem Einkommen erreichen las-

sen, wurde faktisch genutzt, um finanzielle Hilfen angesichts hoher Energie-
preise auszahlen zu können. Da der Problemdruck und die Kostenbelastung von 

einkommensschwachen Haushalten durch hohe (Energie-)Preise ungebrochen 
anhalten, ist die hier geplante Kürzung unverantwortlich. 

Entfällt ein Anspruch auf Wohngeld aufgrund der geplanten Kürzungen, kann zu-

dem ein Anspruch auf Grundsicherungsleistungen bestehen. Bei solchen er-
zwungen Zuständigkeitsdiffusionen – hier von den kommunalen Wohngeldstel-

len hin zu den Jobcenter und Sozialämtern – besteht immer die Gefahr, dass 

Leistungsberechtigte im Behördendschungel verloren gehen. Gleichzeitig sind 

die Regelungen der Grundsicherungssysteme strenger und ungünstiger als beim 
Wohngeld und die verfügbaren Einkommen niedriger. Hinzu kommt: Erzwun-

gene, massenhafte Wechsel zwischen den Leistungssystemen schaffen zusätzli-
chen Verwaltungsaufwand in erheblichen Umfang. Laut Referentenentwurf 

(RefE) wird erwartet, dass aufgrund der Kürzungen 163.000 Haushalte vom 
Wohngeld in die Grundsicherungssysteme fallen werden.41 

2.6.2 Sozialen Wohnungsbau und Junges Wohnen konsequent ausbauen 

Die Mittel für den Sozialen Wohnungsbau (inkl. Junges Wohnen) sollen im Jahr 
2027 auf 5 Mrd. Euro erhöht werden. Auf das Förderprogramm „Junges Wohnen“ 

entfällt hierbei ab 2027 eine Mrd. Euro. Die Erhöhung der Mittel, auch bei der För-
derung von Wohnraum für Auszubildende und Studierende begrüßt der DGB 

nachdrücklich.  

 
38 So Verena Hubertz gegenüber der Rheinischen Post, zitiert nach Die Zeit vom 19.6.2026 
39 Laut Statistischem Bundesamt bezogen zum Stichtag 31.12.2024 1.242.315 Haushalte Wohn-

geld. Neuere Daten liegen nicht vor. 
40 Vgl. Deutscher Mieterbund: Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Verein-

fachung und Fortentwicklung des Wohngeldgesetzes, 26.06.2026, S. 3 
41 Referentenentwurf, S. 72 
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Angesichts der konjunkturellen Schwierigkeiten beim Wohnungsbau, die auch 
gemeinwohlorientierte Bauträger betrifft, sowie des weiterhin rückläufigen So-
zialwohnungsbestandes ist jedoch eine größere Investitionsoffensive für den 
Neu- und Umbau von bezahlbarem Wohnraum dringend erforderlich.  Denn trotz 

der Aufstockung der Fördermittel in den vergangenen Jahren ist die Zahl der So-

zialwohnungen weiter rückläufig. Um eine Trendwende im sozialen Wohnungs-
bau zu erreichen und dem Bestandsrückgang entgegenzuwirken, müssten laut 
des Forschungsinstituts ARGE-Kiel die jährlichen Fördermittel des Bundes min-

destens verdoppelt werden. 

Mit Blick auf die Förderzahlen des Förderprogramms „Junges Wohnen“ wird 
deutlich, dass die Mittel auch weiterhin überwiegend Trägern des studentischen 

Wohnens zugutekommen. Um die Schaffung bezahlbaren Wohnraums für Aus-
zubildende zu fördern und sicherzustellen, dass die Fördermittel auch hier an-
kommen, muss die vorgesehene Anlaufstelle für Azubi-Wohnen, die Beratungs-

kompetenzen auf Bundesebene bündeln soll, hinreichend ausfinanziert werden. 
Mit den vorgesehenen Mitteln in Höhe von 300.000 Euro jährlich ist dies nicht in 

ausreichendem Maße gegeben. Der DGB fordert daher eine deutliche Aufsto-
ckung und Verstetigung der Mittel auf 1,5 Mio. Euro jährlich (analog zu der Kom-

petenzstelle Aktionsplan Wohnungslosigkeit) - denn das langfristige Ziel muss es 
sein, Akteure*innen zu vernetzen und dabei zu unterstützen, bezahlbaren und 
mitbestimmten Wohnraum für Auszubildende zu schaffen. Hierzu braucht es 

ausreichende personelle Ressourcen und finanzielle Mittel. 

Die von der Koalition vorgesehene Ausweitung der Befristungsmöglichkeiten bei 

Arbeitsverträgen wird voraussichtlich dazu führen, dass es insbesondere jungen 

Menschen erschwert wird, auf eigenen Beinen zu stehen. Wer sich von Befristung 

zu Befristung hangelt, kann nur schwer langfristige Lebensentscheidungen tref-
fen. Dazu gehört auch die Anmietung einer eigenen Wohnung. Unsichere Be-

schäftigungsverhältnisse erschweren den Abschluss eines dauerhaften Mietver-
trags erheblich und verschärfen die ohnehin angespannte Situation auf dem 

Wohnungsmarkt zusätzlich. Vor diesem Hintergrund ist es widersprüchlich, ei-
nerseits mehr bezahlbaren Wohnraum für Junge Menschen in Ausbildung schaf-

fen zu wollen und andererseits arbeitsmarktpolitische Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die insbesondere jungen Menschen den Zugang zu Wohnraum er-
schweren. Eine funktionierende Wohnraumversorgung setzt auch gute und si-

chere Arbeit voraus. 

2.6.3 Neue Wohngemeinnützigkeit wirksam fördern 

Trotz des im Koalitionsvertrag formulierten Bekenntnisses, die Neue Wohnge-

meinnützigkeit mit Investitionszulagen stärken zu wollen, sieht der Haushalts-

entwurf lediglich 50.000 Euro für eine Informations- und Kommunikationskam-
pagne zur Vorbereitung ihrer Einführung vor. Damit bleibt die Bundesregierung 

deutlich hinter ihrem eigenen Anspruch zurück. 

Gerade vor dem Hintergrund der anhaltenden Wohnraumknappheit braucht es 
eine dauerhafte Stärkung des gemeinwohlorientierten Wohnungssektors. Die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus schafft aufgrund zeitlich befristeter 
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Mietpreis- und Belegungsbindungen nur vorübergehend bezahlbaren Wohn-
raum. Das Wohngeld wiederum entlastet zwar Haushalte bei den Wohnkosten, 
trägt jedoch nicht zur Schaffung zusätzlicher bezahlbarer Wohnungen bei. Um 
dauerhaft bezahlbare Mieten zu sichern und den Bestand an gemeinwohlorien-

tiertem Wohnraum auszubauen, muss die Neue Wohngemeinnützigkeit daher 

zügig und mit einer ausreichenden finanziellen Ausstattung umgesetzt werden. 

2.6.4 Förderlandschaft sozial und transparent weiterentwickeln 

Die Bundesregierung plant, die Förderlandschaft des BMWSB künftig auf eine 

zweisäulige Struktur mit den Förderschwerpunkten „Modernisierung“ und 

„Neubau“ auszurichten. Bestehende Programme wie „Jung kauft Alt“, „Klima-

freundlicher Neubau im Niedrigpreissegment“, „Wohneigentum für Familien“ 
oder „Gewerbe zu Wohnen“ sollen in dieser neuen Förderkulisse aufgehen. Im 
Haushaltsentwurf werden diese Programme zunächst unter dem Titel „Förde-
rung des Neu- und Umbaus von Gebäuden“ zusammengeführt. Derzeit werden 

sie sowohl im Einzelplan 25 des BMWSB als auch anteilig im SVIK veranschlagt. 

Die geplante Neuordnung der Förderlandschaft kann dazu beitragen, die Förder-

architektur übersichtlicher und effizienter zu gestalten. Dabei muss jedoch si-
chergestellt werden, dass das SVIK nicht zu einem Verschiebebahnhof für origi-

näre Haushaltstitel des BMWSB wird. Die Finanzierung regulärer Förderaufgaben 
muss auch künftig transparent im Bundeshaushalt abgebildet werden. Der DGB 
weist überdies darauf hin, dass aufgrund des Wegfalls der einmaligen bis Ende 

2026 befristeten Sonderförderung von Wohnungsbauprojekten mit EH55-Stan-
dards zur Aktivierung des Bauüberhangs i.H.v. 800 Mio. Euro das Gesamtvolu-

men der Förderung im Haushaltsjahr 2027 faktisch geringer ausfällt als im Vor-
jahr. 

Darüber hinaus muss die Restrukturierung genutzt werden, um die Förderbedin-

gungen inhaltlich weiterzuentwickeln und konsequent an sozialpolitischen Ziel-

setzungen auszurichten. Dies betrifft insbesondere die Programme „Gewerbe zu 
Wohnen“, „Klimafreundlicher Neubau“ sowie „Klimafreundlicher Neubau im 

Niedrigpreissegment“. Zwar enthalten die bisherigen Förderrichtlinien Vorga-
ben zu Baukosten und Wohnflächen, verbindliche Mietobergrenzen für die geför-

derten Wohnungen fehlen jedoch. Dies ist eine Folge der Föderalismusreform 
von 2006, mit der der Bund die Zuständigkeit für die Ausgestaltung der Förder-
leitlinien an die Länder übertragen hat. Gleichwohl sollte die Bundesregierung 

die Restrukturierung zum Anlass nehmen, gemeinsam mit den Ländern Wege zu 
finden, um die soziale Treffsicherheit der Programme zu erhöhen und sicherzu-

stellen, dass die Förderung tatsächlich zur Schaffung dauerhaft bezahlbaren 

Wohnraums beiträgt. 

2.6.5 Städtebauförderung bedarfsgerecht ausbauen 

Nach Angaben des BMWSB werden die Mittel der Städtebauförderung im Bun-

deshaushalt 2027 um 200 Mio. Euro erhöht. Angesichts der Vielzahl von Haus-

haltstiteln zur Förderung von Modellprojekten und städtebaulichen Maßnah-
men mit unterschiedlichen Zielsetzungen im Einzelplan des BMWSB ist dieser 
Mittelaufwuchs jedoch nur eingeschränkt nachvollziehbar. 
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Unabhängig davon ist die vorgesehene Erhöhung angesichts der vielfältigen 
Herausforderungen ausdrücklich zu begrüßen. Die Städtebauförderung leistet 
einen unverzichtbaren Beitrag zur Stärkung ländlicher Räume und benachteilig-
ter Stadtquartiere, zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels sowie zur 

Transformation von Innenstädten und Ortskernen. Vor diesem Hintergrund 

reicht die vorgesehene Aufstockung jedoch bei Weitem nicht aus. Nachdem die 
Mittel im Jahr 2026 erstmals seit 2017 überhaupt angehoben wurden, ist nun ein 
dauerhafter und bedarfsgerechter Mittelaufwuchs erforderlich, der die erhebli-

chen Preissteigerungen der vergangenen Jahre berücksichtigt und die Kommu-

nen in die Lage versetzt, die anstehenden Transformationsaufgaben erfolgreich 
zu bewältigen. 

2.7 Bildung, Demokratieförderung und 
Antidiskriminierung - Einsparungen verhindern 
(vgl. Einzelpläne 17, 30) 

2.7.1 Investitionen in frühe Bildung, Kitas und Schulen deutlich hinter 

Niveau der Vorjahre 

Der Haushaltsentwurf sieht für die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur ab 2027 
deutliche Einsparungen vor. Zugleich setzt er über das SVIK einen Investitions-
schwerpunkt für Bau-, Sanierungs- und Ausstattungsmaßnahmen in Kindertages-
einrichtungen. Hierfür werden insgesamt vier Mrd. Euro bereitgestellt, wovon 400 
Mio. Euro für das Haushaltsjahr 2027 vorgesehen sind. 

Problematisch ist, dass die Länder und Kommunen diese Mittel sowohl für Kitas 
als auch für Hochschulen einsetzen können. Damit müssen unterschiedliche Bil-
dungsbereiche aus demselben Finanzierungsrahmen bedient werden, obwohl in 
beiden Bereichen erhebliche Ausbau-, Modernisierungs- und Sanierungsbedarfe 
bestehen. 

Die Investitionen für die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur fallen im Jahr 2027 
mit rd. 1,4 Mrd. Euro deutlich hinter das Niveau der letzten Jahre mit zwei Mrd. 
Euro jährlich zurück. Wurden die Mittel bisher zur allgemeinen Verbesserung der 
Kita-Qualität eingesetzt, sollen sie künftig verbindlich in Sprachstandsdiagnostik, 
in Kitas in herausfordernden Lagen und in den Übergang von der Kita in die Grund-
schule investiert werden.  

Der DGB kritisiert diesen Paradigmenwechsel ausdrücklich und fordert, die Quali-
tätsentwicklung in der frühen Bildung weiterhin als Gemeinschaftsaufgabe von 
Bund und Ländern fortzuführen. Der prognostizierte Rückgang der Kinderzahlen 
eröffnet in den kommenden Jahren die historische Chance, die Fachkraft-Kind-Re-
lationen und damit die Betreuungsqualität spürbar zu verbessern. Um dieses Po-
tenzial ausschöpfen zu können, ist jedoch eine dauerhafte und verlässliche Finan-
zierung guter Rahmenbedingungen erforderlich.  

Die geplante Beendigung des Programms „Lesestart 1-2-3“ ab Ende 2026 kriti-
siert der DGB. Das Programm nach 15 Jahren zu beenden, steht im diametralen 
Gegensatz zum benannten Ziel des Ministeriums der Sprachförderung gerade von 
Kindern im Kindergartenalter.  
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Mit dem Digitalpakt 2.0 sind in den nächsten fünf Jahren (2025-2030) fünf Mrd. 
Euro für Investitionen in die digitale Bildungsinfrastruktur vorgesehen, die zur 
Hälfte aus dem Bundeshaushalt finanziert werden sollen. Auch wenn der Bund da-
mit weiterhin politische und finanzielle Mitverantwortung für die digitale Bil-
dungsinfrastruktur übernimmt, fällt der finanzielle Anteil deutlich geringer aus als 
im Vorläuferprogramm (6,5 Mrd. Euro). Schon zum Inkrafttreten des Digitalpakts 
Schule zeigten Studien sehr klar, dass der erforderliche Bedarf deutlich höher liegt. 
Daneben können die Länder bereits laufende Investitionen auf ihren finanziellen 
Anteil anrechnen lassen. Für den im Koalitionsvertrag versprochenen Digitalpakt 
Weiterbildung werden bisher keine Mittel bereitgestellt. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften bekräftigen außerdem, dass die Mit-
tel aus dem Sondervermögen für zusätzliche Ausgaben in die Bildungsinfrastruktur 
genutzt werden müssen. Eine Substitution von Landesmitteln wird an den im in-
ternationalen Vergleich unterdurchschnittlichen Bildungsausgaben nichts ändern. 
In diesem Zuge müssen alle Bildungsbereiche durch das Sondervermögen adres-
siert und die Mittel für die Transformation der Bildungsinfrastruktur eingesetzt 
werden. Damit sollen auch bundesweite Qualitätsstandards realisiert werden. 

2.7.2 Gemischtes Bild bei der Beruflichen Bildung 

2.7.2.1 Qualifizierungsoffensive Berufliche Bildung 

Die Qualifizierungsoffensive des BMBFSFJ bildet einen Schwerpunkt der Bun-
desregierung im Bereich der Beruflichen Bildung. Des Weiteren hat die Bundes-
regierung ein Programm „Zweite Chance“, das die Zahl der Jugendlichen ohne 

Schulabschluss sowie der Jugendlichen ohne Ausbildungsabschluss deutlich re-

duzieren soll, angekündigt. 

Die sinkenden Mittelansätze für den Bereich der Beruflichen Bildung stehen dazu 
in einem deutlichen Widerspruch. In der Titelgruppe 20 „Modernisierung und 

Stärkung der Beruflichen Bildung“ werden fünf Mio. Euro eingespart (Einzelplan 

17, Tgr. 20). 

Der DGB befürchtet, dass so wichtige Instrumente und Vorhaben nicht umge-
setzt werden können, die für das Ziel der zweiten Chance von grundlegender Re-

levanz sind. Eine Zusage für zusätzliche Mittel für das Programm „Zweite 

Chance“ besteht derzeit nicht. Aus Sicht des DGB sind Vorhaben wie der Validie-

rungszuschuss, die Förderung von Projekten des Weiterbildungsmentorings, 
Professionalisierung des Aus- und Weiterbildungspersonals und von (digitalen) 
Grundkompetenzen (Medienkompetenz) essenziell für die Stärkung der Berufli-

chen Bildung.  

2.7.2.2 Erasmus+ 

Die Förderung der europaweiten Zusammenarbeit in allen Bildungsbereichen ist 
ein wichtiges Anliegen für den DGB. Mit Erasmus+ werden individuelle Lerner-

fahrungen in Europa, Netzwerkbildung von Bildungseinrichtungen und interna-

tionale Kompetenzen gefördert. Der DGB begrüßt deshalb, dass der Haushalts-
entwurf die Ausgaben um über 2 Mio. Euro erhöht (Einzelplan 17, Titel 681 21). 
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Ziel muss es sein, dass internationale Mobilität in der Berufsausbildung genauso 
selbstverständlich wird wie in der akademischen Bildung. Dazu gehört eine wei-
tere Steigerung der Mobilitätsquote, der Abbau von Mobilitätshemmnissen und 
die verständliche Außendarstellung sowie Beratung zu den verschiedenen Ange-

boten und Programmen. 

2.7.2.3 Reform Aufstiegs-BaföG 

Das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) unterstützt Personen, die 
sich auf eine berufliche Fortbildung vorbereiten, die zu einem anerkannten Ab-

schluss führt. Dies umfasst mehr als 700 verschiedene Abschlüsse. Das AFBG för-

dert sowohl die Lehrgangs- und Prüfungsgebühren als auch den Lebensunter-

halt während der Vollzeitfortbildung.  

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag vereinbart, das Aufstiegs-BAföG 
mit einer Reform attraktiver und unbürokratischer zu machen. Konkret soll der 
Einstieg in die Gebührenfreiheit der Aufstiegsfortbildung gemacht, Unterstüt-

zungsinstrumente für Teilzeitmaßnahmen schrittweise erweitert und eine 
zweite Aufstiegsfortbildung auf gleicher Fortbildungsstufe zunächst für Mangel-

berufe förderfähig gemacht werden.  

Die Ausgaben für die Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung verbleiben 

im Haushaltsansatz für 2027 gleich zum Vorjahr (Einzelplan 17, Tgr. 80). Für eine 
substanzielle Reform muss aber mehr Geld bereitgestellt werden. Angesichts des 
Fachkräftemangels sind Investitionen in die berufliche Fortbildung von Beschäf-

tigten unverzichtbar. Der DGB fordert deshalb eine deutliche Anhebung des Ti-
tels, um eine Erhöhung der Fördersätze, die Förderung in Teilzeit sowie eine 

Zweitförderung auf gleicher DQR-Stufe möglich zu machen. 

2.7.3 Bafög – Haushaltsplanung bleibt hinter Bedarf zurück 

Der Haushaltsansatz 2027 sieht für das BAföG eine Steigerung von 40 Mio. Euro 
vor: für die Studierenden verbunden mit geringfügig steigenden Ausgaben, für die 
Schülerinnen und Schülern mit weiter sinkenden Ausgaben (Einzelplan 30, Tgr. 50). 
Damit bleibt die Haushaltsplanung deutlich hinter dem tatsächlichen Bedarf zu-
rück. Nur noch gut 11 Prozent der Studierenden erhalten BAföG, gut ein Drittel ist 
armutsgefährdet, zwei Drittel jobben auch während des Semesters, um ihren Le-
bensunterhalt zu sichern. Von den Schüler*innen erhalten sogar nur noch etwa 
1,5 Prozent BAföG. Die geplante Novelle des BAföG wird dem tatsächlichen Bedarf 
bei Weitem nicht gerecht. Die Wohnkostenpauschale soll mit einem halben Jahr 
Verzug zur Ankündigung im Koalitionsvertrag, zum Sommersemester 2027 von 
monatlich 380 Euro auf 440 Euro steigen. Die BAföG-Bedarfssätze sollen, ebenfalls 
mit einem halben Jahr Verzug, in zwei Schritten zum Wintersemester 2027/2028 
und Sommersemester 2029 auf das Niveau der Grundsicherung steigen. Die ge-
plante jährliche Anpassung der Freibeträge um 1,5 Prozent bleibt jedoch hinter der 
durchschnittlichen Inflationsrate der letzten Jahre zurück. Damit droht der Kreis 
der Anspruchsberechtigten im Gegenteil sogar weiter zu sinken. Notwendig wäre 
eine deutliche Erhöhung der BAföG-Mittel, um eine schnelle und umfassende Re-
form auf den Weg zu bringen, die den Kreis der Empfänger*innen wieder deutlich 
ausweitet und die Leistungen an den tatsächlichen Bedarf anpasst. 
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2.7.4 Demokratiebildung (BpB und Demokratie Leben) vor Kürzungen 
schützen 

Obwohl der Bedarf für Demokratiebildung für unterschiedlichste Zielgruppen 
nicht von der Hand zu weisen ist, spart die Bundesregierung auch in dieser zent-

ralen Frage. Beispielhaft dafür stehen die Ansätze für die Bundeszentrale für po-

litische Bildung (Einzelplan 06, Titel 686 01) und das Programm „Demokratie Le-
ben“ (Einzelplan 17, Titel 684 04). Die Kürzungen (-17 Mio. Euro und – 34 Mio. 
Euro) in beiden Titeln werden zur Einstellung vieler erfolgreicher und wichtiger 

Projekte der vergangenen Jahre führen und engagierte Träger der politischen 

Jugend- und Erwachsenenbildung vor große finanzielle Herausforderungen stel-
len. In der Konsequenz droht das Feld der Demokratiebildung auch engagierte 

Fachkräfte zu verlieren, deren Stellen nicht refinanziert werden können. Der DGB 
fordert von der Bundesregierung kurzfristig den Verzicht auf Kürzungen in die-
sem wichtigen gesellschaftlichen Bereich. Langfristig braucht es eine verlässli-

che Finanzierungsstruktur für die Arbeit in diesem bedeutenden Feld. Kürzun-
gen sind vor dem Hintergrund der realen Gefährdung der Demokratie und dem 

weiteren Aufstieg einer extremen Rechten nicht akzeptabel. 

2.7.5 Antidiskriminierung stärken – Ausstattung der 

Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) bedarfsgerecht 
erhöhen 

Der Koalitionsvertrag der Bundesregierung formuliert den Anspruch, den Dis-
kriminierungsschutz zu stärken und gezielt gegen Diskriminierung vorzugehen. 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften unterstützen dieses Ziel ausdrück-

lich. Als Mitglied im Beirat der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) se-

hen wir jedoch mit Sorge, dass der Haushaltsentwurf 2027 den wachsenden 

Anforderungen an die ADS nicht Rechnung trägt. 

Der aktuelle Jahresbericht der ADS zeigt einen weiter steigenden Beratungsbe-

darf: 2025 erreichte die Zahl der Beratungsanfragen mit 13.067 einen neuen 
Höchststand – ein Anstieg um 15 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Besonders 
relevant für den DGB ist, dass mit 3.600 Anfragen der Bereich Arbeit den häu-

figsten Lebensbereich der Beratungsfälle ausmachte. 

Gleichzeitig soll der Haushalt der ADS 2027 mit 10,21 Mio. Euro sogar unter dem 
Ansatz für 2026 von 10,31 Mio. Euro liegen. Dies ist angesichts des wachsenden 
Beratungsaufkommens nicht bedarfsgerecht. Hinzu kommt, dass mit der ge-

planten Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) neue Auf-
gaben und Befugnisse auf die ADS zukommen. Vorgesehen sind insbesondere 

die Einrichtung einer Schlichtungsstelle, die Möglichkeit der Beistandschaft in 
Gerichtsverfahren und die Abgabe von Stellungnahmen auf Ersuchen von Ge-

richten sowie Maßnahmen zur Sicherstellung eines gleichen und barrierefreien 
Zugangs zu den Leistungen der ADS. 

Der Gesetzentwurf selbst geht deshalb von zusätzlichen jährlichen Ausgaben 
für die veränderte Ausgestaltung der ADS in Höhe von rund 927.000 Euro sowie 

einmaligen Mehrausgaben von rund 155.000 Euro aus. Eine entsprechende 
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Aufstockung des Haushalts ist im Entwurf für 2027 jedoch nicht erkennbar. Da-
bei verpflichten die zugrunde liegenden EU-Richtlinien die Mitgliedstaaten aus-
drücklich dazu, die für die Aufgabenerfüllung erforderlichen Ressourcen der 
Gleichbehandlungsstellen sicherzustellen. 

Der DGB fordert daher, die finanzielle und personelle Ausstattung der ADS im 
Bundeshaushalt 2027 deutlich und bedarfsgerecht zu erhöhen. Dies gilt sowohl 

angesichts des kontinuierlich steigenden Beratungsaufkommens als auch mit 

Blick auf die zusätzlichen Aufgaben, die der ADS mit der Umsetzung der AGG-
Reform übertragen werden. Auch die zivilgesellschaftliche Antidiskriminie-
rungsberatung muss langfristig abgesichert und bedarfsgerecht ausgebaut 

werden. 

2.8 Gleichstellung und Familienpolitik - 
Überproportionale Kürzungen (vgl. Einzelplan 17) 

2.8.1 Bundeshaushalt zentral für die Gelingensbedingungen von 

Gleichstellung 

Erneut stellt das Bundesfinanzministerium (BMF) fest, dass mit dem Bundes-
haushalt „lediglich der finanzielle Rahmen der Fachpolitiken beschrieben wird“  
und „daher geschlechtsspezifische Rollen- und Aufgabenverteilungen nicht fest-

geschrieben oder verändert“ werden. Die gleichstellungspolitische Verantwor-

tung wird an die Fachressorts weitergereicht, deren Aufgabe es ist „(…) bei Inan-

spruchnahme des finanziellen Ermächtigungsrahmens mögliche Wirkungen zu 
berücksichtigen“ .42 

Damit wendet sich das BMF erneut gegen die Vorgaben zur Anwendung des Gen-

der Mainstreaming gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien, die Gleichstellung von Frauen und Männern als durchgängiges Leit-
prinzip zu beachten und wird auch dem Verfassungsauftrag nach Art. 3 (2) GG in 

keiner Weise gerecht. Das genaue Gegenteil ist richtig: Die Aufstellung des Bun-
deshaushalts ist oberste Politikgestaltung. Hier entscheiden sich maßgeblich die 

Gelingensbedingungen für Geschlechtergerechtigkeit und Gleichstellung. Durch 

Höhe und Verteilung der zur Verfügung stehenden Mittel können bestimmte Vor-
haben ausgebaut, weiter ermöglicht oder müssen eingeschränkt werden – und 
das alles mit erheblichen Auswirkungen auf die unterschiedlichen Lebenswirk-

lichkeiten und Verwirklichungschancen von Frauen und Männern. 

Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund der im Koalitionsvertrag vorgesehe-

nen Gleichstellungsstrategie 2026–2030. Ihr ressortübergreifender Ansatz setzt 

voraus, dass Gleichstellungswirkungen nicht nur innerhalb des jeweils zuständi-

gen Fachressorts, sondern bei allen politischen und haushalterischen Entschei-
dungen berücksichtigt werden. Die Haushaltsaufstellung muss deshalb darauf-
hin geprüft werden, ob sie die mit der Gleichstellungsstrategie verfolgten Ziele – 
insbesondere wirtschaftliche Eigenständigkeit, eine partnerschaftliche 

 
42 Kabinettsvorlage Regierungsentwurf Bundeshaushalt 2027 und Finanzplan 2026-2030 (3. Juli 

2026), S. 28. 
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Aufteilung von Erwerbs- und Sorgearbeit sowie gleichberechtigte gesellschaftli-
che Teilhabe – unterstützt oder durch Kürzungen in anderen Politikfeldern kon-
terkariert. 

Aus Sicht des DGB bedarf es daher eine verbindlichen Gleichstellungsfolgenab-

schätzung für Haushaltsvorgaben und gesetzgeberische Vorhaben. Dabei müs-

sen sowohl unmittelbare als auch mittel- und langfristige Auswirkungen auf un-
terschiedliche Lebenslagen, Einkommen, Erwerbs- und Sorgearbeit sowie 
soziale Teilhabe berücksichtigt werden. Gleichstellung darf nicht erst bei der 

Umsetzung einzelner Fachprogramme geprüft werden, sondern muss bereits bei 

der politischen Prioritätensetzung und Mittelverteilung verbindlich berücksich-
tigt werden. 

Besonderes – aber nicht alleiniges – Augenmerk liegt auf der Mittelzuweisung für 
den Einzelplan 17. Bei Einordung des Einzelplans 17 in den Gesamtetat des Bun-
deshaushalts wird die veränderte politische Prioritätensetzung deutlich: Im Jahr 

2026 betrug der Anteil des Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMBFSFJ) noch 3,2 Prozent am Gesamtetat des Bundes-

haushalts (Bundeshaushalt: 524,5 Mrd. Euro / BMBFSFJ: 16,7 Mrd. Euro). Im Bun-
deshaushalt 2027 verringert sich der Anteil auf nunmehr 2,8 Prozent (Bundes-

haushalt: 555,4 Mrd. Euro / BMBFSFJ: 15,5 Mrd. Euro). In den folgenden Jahren 
soll der Anteil des BMBFSFJ am Gesamtetat noch weiter zurückgehen. Im Finanz-
plan 2026 bis 2030 wird für das Jahr 2030 nur noch mit einem Etat von 13,8 Mrd. 

Euro bei einem Gesamtetat von 635,4 Mrd. Euro kalkuliert. Das entspricht dann 
einem Anteil von nur noch 2,2 Prozent am Gesamtetat. 

Gespart werden soll also verstärkt im Bereich Bildung, Familie und Gleichstel-
lung, während die Etats anderer Ressorts zum Teil deutlich ausgeweitet werden 

(vgl. auch Kapitel 2.7). 

2.8.2 Familienförderung unter Kürzungsdruck 

2.8.2.1 Elterngeld (Titel 681 02 – 232) 

Der größte Einzelposten des BMBFSFJ ist das Elterngeld (Titel 681 02 – 232). Es 

ist mit 7,07 Mrd. Euro im Bundeshaushalt 2027 verankert, was einer Kürzung um 
500 Mio. Euro gegenüber dem Vorjahr entspricht. 

Möglich werden sollen die Einsparungen offensichtlich durch eine Verkürzung 
des Elterngeldbezugs bei gleichzeitig veränderter Aufteilung der Partnermonate 
(6 Monate freie Aufteilung / drei nicht übertragbare Monate pro Elternteil). Die 

wesentlichen Einsparungen kämen voraussichtlich dadurch zustande, dass die 

aktuell von Müttern genutzten 12 Monate auf neun Monate reduziert würden. Für 

im Jahr 2023 geborene Kinder lag die Höhe des durchschnittlichen monatlichen 
Elterngeldanspruchs für Mütter bei 845 Euro43, so dass die Kürzungspläne der 

Bundesregierung einen ungefähren durchschnittlichen Einkommensverlust von 
2.535 Euro für zukünftige Mütter bedeuten. Der DGB warnt, dass die dramatische 

 
43 Statistisches Bundesamt (destatis): Statistik zum Elterngeld - Beendete Leistungsbezüge nach 

Geburtszeiträumen: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Eltern-

geld/Tabellen/geburten-gemeldete-leistungen-jahr.html  

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Elterngeld/Tabellen/geburten-gemeldete-leistungen-jahr.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Elterngeld/Tabellen/geburten-gemeldete-leistungen-jahr.html
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Verschlechterung der finanziellen Situation junger Mütter und die damit verbun-
dene Abwertung familialer Sorgearbeit einen erneuten Vertrauensverlust in die 
Politik nach sich zieht, wie er seit der Coronapandemie in ganz besonderem 
Maße bei Müttern zu beobachten ist.44 

Dass die geplanten Einsparungen beim Elterngeld mit den Themen „Gleichstel-

lung bzw. Partnerschaftlichkeit“ verknüpft werden, ist zynisch. Derzeit beziehen 
nur rund 46 Prozent der Väter überhaupt Elterngeld. Es muss davon ausgegan-
gen werden, dass verschlechterte Rahmenbedingungen zukünftige Väter eher 

abschrecken werden, Elternzeit in Anspruch zu nehmen und sich die Sorgearbeit 

noch stärker auf Mütter verlagert. Für diesen Fall kann von mehr Partnerschaft-
lichkeit jedenfalls nicht die Rede sein. Zugleich ergibt sich daraus ein Wider-

spruch zum Ziel einer besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und einer 
partnerschaftlichen Verteilung von Sorgearbeit, wie es auch in der vorgesehenen 
Gleichstellungsstrategie 2026–2030 verankert werden soll. Würden tatsächlich 

alle Väter mit ihren höheren Elterngeldbezügen von durchschnittlich 1.345 
Euro45 die nicht übertragbaren Elterngeldmonate in vollem Umfang nutzen, 

würde sich der gewünschte Spareffekt kaum einstellen. 

Aus Sicht des DGB würden die minimalen Einsparungen, die durch die Kürzung 

beim Elterngeld zu verzeichnen sind, maximalen politischen Schaden anrichten. 
Auch gesamtgesellschaftlich ist es die falsche Weichenstellung, die Entschei-
dung für Kinder (weiter) zu erschweren. Der DGB fordert daher, im Rahmen des 

parlamentarischen Verfahrens die geplanten Einsparungen beim Elterngeld wie-
der rückgängig zu machen. 

2.8.2.2 Streichung des Sofortzuschlags beim Kinderzuschlag (KiZ) (Titel 
681 13 -231) 

Treffen die Kürzungspläne beim Elterngeld nahezu alle jungen Familien, sind von 

der Streichung des Sofortzuschlags beim Kinderzuschlag (KiZ) ausgerechnet ge-

ringverdienende Eltern im Fokus der Sparvorgaben. Der Höchstbetrag beim Kin-
derzuschlag von derzeit 297 Euro sinkt auf 272 Euro monatlich. Von den Kürzun-

gen wären 580.000 Familien betroffen – darunter 143.000 Haushalte von 
Alleinerziehenden –, in denen 1,4 Mio. Kinder leben. Aufs Jahr gerechnet sum-

mieren sich die Kürzungen auf 300 Euro pro Kind. 

Angesichts der geplanten, massiven Kürzungen beim Wohngeld (Vgl. Kapitel 
2.6.1) gehören Familien mit geringem Erwerbseinkommen, deren verfügbares 

Haushaltseinkommen etwas oberhalb des Grundsicherungsniveaus liegt, zu den 
Hauptverlierer*innen der Sparpolitik der Bundesregierung. Damit werden aus-

gerechnet die in Sonntagsreden oft beschworenen „Fleißigen, die den Laden am 
Laufen halten“, aber nur gering entlohnt werden, massiv schlechter gestellt. 

 
44 Hans Böckler Stiftung 2023: Mütter in der Krise, Böckler-Impuls 01/2023: Mütter in der Krise - 

Hans-Böckler-Stiftung 
45 Statistisches Bundesamt (destatis): Statistik zum Elterngeld - Beendete Leistungsbezüge nach 

Geburtszeiträumen: https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Eltern-

geld/Tabellen/geburten-gemeldete-leistungen-jahr.html  

https://www.boeckler.de/de/boeckler-impuls-mutter-in-der-krise-46213.htm
https://www.boeckler.de/de/boeckler-impuls-mutter-in-der-krise-46213.htm
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Elterngeld/Tabellen/geburten-gemeldete-leistungen-jahr.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Elterngeld/Tabellen/geburten-gemeldete-leistungen-jahr.html
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Die Streichung des Sofortzuschlags führt im Haushaltsplan des Familienministe-
riums (EP 17) zu Minderausgaben von 450 Mio. Euro.46 Bei der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende (SGB II, EP 11) entstehen hingegen Mehrausgaben von 150 
Mio. Euro,47 da ein Teil der bisherigen KiZ-Bezieher*innen in den Grundsiche-

rungsbezug werden wechseln müssen. Der Sofortzuschlag für Kinder war zum 1. 

Juli 2022 als erster Schritt zur Verbesserung der materiellen Lage einkommens-
schwacher Familien auf dem Weg zu einer Kindergrundsicherung eingeführt 
worden. Erklärtes Ziel war, die soziale Teilhabe von Kindern aus einkommens-

schwachen Familien zu stärken. Die Bundesregierung hat bereits angekündigt, 

den Sofortzuschlag auch in den Grundsicherungssystemen (SGB II, SGB XII) so-
wie im Asylbewerberleistungsgesetz zu streichen.48 Deutlicher lässt sich das Des-

interesse an den prekären Lebensverhältnissen armer Familien nicht zum Aus-
druck bringen. 

2.8.2.3 Unterhaltsvorschussgesetz (Titel 632 07-237)  

Genau wie beim Elterngeld gehen beim Unterhaltsvorschuss die geplanten Spar-
vorgaben der Gesetzgebung voraus. Die Ausgaben nach § 8 Abs. 1 des Unter-

haltsvorschussgesetzes (Titel 632 07-237) werden im Bundeshaushalt 2027 mit 
nur noch 914 Mio. Euro veranschlagt (Soll 2026: 1,31 Mrd. Euro). Alleinerziehende 

– darunter 85 Prozent Frauen – haben in Deutschland deutlich schlechtere Rah-
menbedingungen als andere Familien, für sich und ihr Kind / ihre Kinder ein exis-
tenzsicherndes Einkommen zu erwirtschaften. Der Unterhaltsvorschuss bei säu-

migen Unterhaltszahlungen ist zentral – auch über das 16. Lebensjahr der Kinder 
hinaus. Die geplanten Einsparungen stehen den im Koalitionsvertrag vereinbar-

ten Vorhaben einer besseren Unterstützung von Alleinerziehenden und ihren 

Kindern und der nur noch hälftigen Anrechnung des Kindergeldes auf den Unter-

haltsvorschuss diametral entgegen. Der DGB fordert die Abgeordneten auf, im 
Rahmen des parlamentarischen Verfahrens die Ziele des Koalitionsvertrags wie-

der in den Mittelpunkt zu stellen und ihnen gerecht zu werden. 

2.8.3 Gleichstellungspolitik und Gewaltschutz werden geschwächt 

Als bestürzend kurzsichtig bewertet der DGB auch die weiteren geplanten Kür-
zungen im Einzelplan 17, beispielsweise bei den Zuschüssen und Leistungen für 

laufende Zwecke an Träger und für die Aufgaben der Familienpolitik (Titel 684 
21-290), den Zuschüssen und Leistungen für laufende Zwecke an Träger und für 
Aufgaben der Gleichstellungspolitik zu Gewaltschutz und -prävention sowie Be-

kämpfung des Menschenhandels (Titel 684 24-290) und den Zuschüssen und 
Leistungen für laufende Zwecke an Träger und für Aufgaben der 

 
46 Abweichend von der im Haushaltsbegleitgesetz 2027 (RefE, S.2) genannten Kürzung in Höhe 

von 450 Mio. Euro sind im Haushaltsentwurf 2027 selbst nur Minderausgaben beim Kiz im Jahr 

2027 gegenüber 2026 in Höhe von 259 Mio. Euro ausgewiesen (EP 17, S. 6). Offenbar erwartet die 

Bundesregierung eine zur Kürzung gegenläufige Erhöhung anderer Leistungskomponenten des 

KiZ aufgrund des für Herbst erwarteten 16. Existenzminimumberichts. 

47 Vgl. Haushaltsbegleitgesetz 2027 (RefE), S. 2. 
48 „Dies soll im Rahmen der noch im Jahr 2026 anstehenden Aktualisierung des Regelbedarfser-

mittlungsgesetzes erfolgen.“ Haushaltsbegleitgesetz 2027 (RefE), S. 11. 
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Gleichstellungspolitik (Titel 684 26 -290). Hier wird sichtbar, was unter Kapitel 
2.8.1. beschrieben wird: Die Prioritätensetzung für oder gegen Gleichstellung be-
ginnt mit der Aufstellung des Bundeshaushalts. 

2.9 Kinder- und Jugendpolitik bleibt hinter wachsendem 
Bedarf zurück (vgl. Einzelplan 17) 

Die Kinder- und Jugendpolitik der Bundesregierung wird im Einzelplan 17 des 

Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

(BMBFSFJ) unter anderem durch Zuschüsse und Zuweisungen umgesetzt. Der 
Kinder- und Jugendplan (KJP) im Titel 684 01 soll um 900.000 Euro im Jahr 2027 
erhöht werden. Somit wird zwar kurzfristig Planungssicherheit für die freien Ju-

gendverbände erreicht und die befürchteten Kürzungen bleiben aus. Gleichsam 

wird das politische Versprechen, „den Kinder- und Jugendplan weiter[zu]entwi-

ckeln“, monetär nicht abgebildet, sodass das Angebot nicht ausgebaut und so-
mit mehr Kinder- und Jugendliche erreicht oder an neue Herausforderungen an-

gepasst werden könnte. Die im Koalitionsvertrag zugesicherte unmittelbare 
Erhöhung des KJP um 10 Prozent wird weiterhin stark verfehlt. Um Kinder- und 

Jugendverbände als Regelstruktur bedarfsgerecht zu fördern, müsste die jährli-
che Zuweisung im Einzelplan 17 um 2 Mio. Euro erhöht werden.  

Ebenfalls bleibt die vereinbarte Dynamisierung der Förderung aus. Denn weiter-
hin verringert die Verbrauchspreisentwicklung den Umfang der finanzierbaren 

Maßnahmen für Kinder und Jugendliche. Nicht-tarifgebundene Fachkräfte wer-
den von der allgemeinen Lohnentwicklung abgekoppelt, weil ihre Lohnkosten-
steigerungen nicht refinanzierbar sind. Da es sich bei den Maßnahmen um sub-

sidiär umgesetzte Aufgaben zur Wahrnehmung der Rechte von Kindern und 

Jugendlichen innerhalb der Regelstrukturen der Kinder- und Jugendhilfe han-

delt, sollte mindestens eine mehrjährig dynamische Entwicklung festgeschrie-
ben werden. 

Um Dynamisierung bzw. Erhöhungen operativ nutzbar zu machen, müsste das 

BMBSFJ mit dem Bundesministerium für Finanzen (BMF) die Höhen der Festbe-

träge gemäß Anlage 4 der KJP-Richtlinie erhöhen und dabei die dortige Kürzung 
für internationale Maßnahmen vollständig aufheben. Nur so können mittelfristig 
noch angemessene Angebote qualitativ angemessen gestaltet werden. Von der 
Gleichstellung der Festbetragshöhen von nationalen und internationalen Maß-

nahmen würde auch der Deutsch-Israelische Jugendaustausch unmittelbar pro-
fitieren, da das Sonderprogramm ConAct an die KJP-Festbeträge gebunden ist. 

Gänzlich unverständlich ist, warum derzeit einzelnen Jugendverbänden die Rah-

menvereinbarungen gemäß KJP-Richtlinie aufgekündigt werden. Sie sind die 
Grundlage langfristiger, auch infrastruktureller Förderung seitens des BMBFSFJ. 

Dieser Vorgang ist unüblich und erscheint zunächst willkürlich zu sein. Er schürt 
große Unsicherheit, ob Jugendverbände weiterhin in bewährt vielfältiger Weise 

als 'Werkstätten der Demokratie' und somit als Regelstruktur der Kinder- Ju-
gendhilfe gefördert werden. 
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2.10 Bundesverwaltung – Personalabbau gefährdet 
Modernisierung (vgl. Einzelpläne 06, 08) 

Der Entwurf stellt erhebliche Mittel für Zukunftsinvestitionen bereit. Zugleich 
verbindet die Bundesregierung Modernisierung, Digitalisierung und Aufgaben-
kritik ausdrücklich mit Konsolidierung und Stellenabbau. Der Bund soll schnel-
ler, digitaler und krisenfester werden, während in Teilen der Verwaltung pau-

schal Personal eingespart werden soll. Aus Sicht des DGB passt das nicht 

zusammen. Ein handlungsfähiger Bund entsteht nicht allein durch Technik, 
Agenden und Sondervermögen. Er braucht ausreichend Beschäftigte, die diese 
Vielzahl an Vorhaben planen, umsetzen und betreiben. 

2.10.1 Digitalisierung und Modernisierung brauchen Personal 

Der Haushaltsentwurf 2027 enthält einen deutlichen finanziellen Schwerpunkt 

bei Digitalisierung und Modernisierung. Im SVIK sind für Digitalisierung im Jahr 
2027 Mittel in Höhe von 9 Mrd.  Euro vorgesehen. 2026 waren es 6 Mrd. Euro. 

Kritisch ist zu bewerten, dass Digitalisierung im Entwurf des Bundeshaushalts 
sehr stark mit Effizienz- und Einsparerwartungen verbunden wird. Die Bundes-

regierung stellt Modernisierung, schnellere IT-Verfahren und Bürokratieabbau 
ausdrücklich in den Zusammenhang der Haushaltskonsolidierung. Damit droht 

Digitalisierung vor allem als Instrument verstanden zu werden, mit dem sich 
kurzfristig Personal- und Sachkosten senken lassen. Das greift zu kurz. 

Digitalisierung ist kein Selbstläufer. Neue IT-Verfahren entlasten Beschäftigte 
nicht automatisch. Häufig entsteht zunächst zusätzliche Arbeit, denn alte und 

neue Verfahren laufen parallel, Daten müssen bereinigt, Beschäftigte geschult, 
Fehler behoben und Verfahren angepasst werden. Hinzu kommen Anforderun-

gen an Datenschutz, IT-Sicherheit, Barrierefreiheit und dauerhaften Support. 

Wer dafür keine ausreichenden Mittel und kein Personal einplant, riskiert, dass 
Digitalisierung nicht entlastet, sondern zusätzliche Belastung erzeugt. 

Der DGB fordert deshalb, die Mittel für Digitalisierung und Modernisierung nicht 

nur für Technik bereitzustellen, sondern verbindlich auch für Qualifizierung, Ver-

änderungsbegleitung, Personalentwicklung und den laufenden Betrieb digitaler 
Verfahren. Beschäftigte müssen Zeit und Unterstützung erhalten, um neue Sys-
teme sicher anzuwenden und Arbeitsprozesse sinnvoll weiterzuentwickeln. Eine 
moderne Verwaltung braucht nicht nur Software, sondern auch Menschen, die 

sie beherrschen und kritisch begleiten. 

Zentral ist zudem die Beteiligung der Personalräte. Gerade bei IT- und KI-Verfah-

ren entscheiden nicht allein technische Funktionen über die Arbeitsbedingun-
gen, sondern die konkrete Ausgestaltung der Prozesse. Personalräte müssen 
frühzeitig beteiligt werden und bei komplexen IT- und KI-Projekten einen prak-

tisch gesicherten Zugang zu externem Sachverstand erhalten. Auch hierfür müs-
sen im Haushalt ausreichende Mittel vorgesehen werden. 

Digitalisierung darf daher nicht vorab als Personalabbau verbucht werden. Ihr 
Erfolg ist nicht daran zu messen, wie viele Stellen rechnerisch eingespart werden 
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können. Modernisierung muss die Beschäftigten entlasten und die Qualität öf-
fentlicher Dienstleistungen verbessern. Dafür braucht es Investitionen in Tech-
nik und in die Menschen, die mit ihr arbeiten. 

2.10.2 Personal und Verwaltung – Bedarfsgerecht ausstatten und 

angemessen bezahlen 

Der Haushaltsentwurf verbindet erhebliche Investitionen mit dem Ziel, Deutsch-
land stärker, moderner und krisenfester zu machen. Nach Darstellung der Bun-
desregierung stehen 2027 rund 117,7 Mrd. Euro für Investitionen zur Verfügung. 

Damit sollen unter anderem Infrastruktur, Sicherheit, Beschäftigung und Inno-

vationskraft gestärkt werden. Diese Ziele sind richtig. Sie werden aber nur er-

reichbar sein, wenn die Bundesverwaltung über die notwendigen Kapazitäten 
verfügt. 

Der öffentliche Dienst ist nicht bloß ein Kostenfaktor hinter politischen Vorha-
ben. Er ist die Voraussetzung dafür, dass diese Vorhaben überhaupt umgesetzt 

werden können. Investitionsprogramme müssen geplant, Fördermittel bewil-
ligt, Vergaben durchgeführt, IT-Verfahren betrieben und Sicherheitsaufgaben 

wahrgenommen werden. Das geschieht nicht abstrakt „durch den Staat“, son-
dern durch Beschäftigte in Ministerien, Bundesbehörden und nachgeordneten 

Dienststellen. 

Deshalb muss der Haushaltsentwurf daran gemessen werden, ob er die tatsäch-
lichen Personal- und Sachbedarfe der Bundesverwaltung abbildet. Politische 

Zielbeschreibungen reichen nicht aus, wenn die Umsetzung anschließend in 
Dienststellen landet, die bereits heute unter hohem Druck stehen. Wer schnel-

lere Verfahren, mehr Sicherheit und eine moderne Verwaltung will, muss die da-
für notwendigen Stellen, Arbeitsmittel und Qualifizierungsbudgets bereitstellen. 

Fehlendes Personal führt nicht zu „schlanker Verwaltung“, sondern zu längeren 

Bearbeitungszeiten, höherer Fehleranfälligkeit, Arbeitsverdichtung und Frustra-

tion. Der DGB fordert deshalb eine ehrliche, aufgabenbezogene Personalbe-
darfsermittlung. Neue Aufgaben, zusätzliche Berichtspflichten, höhere Sicher-

heitsanforderungen, beschleunigte Verfahren und Digitalisierungsprojekte 
müssen mit zusätzlichem Personal und ausreichenden Sachmitteln hinterlegt 

werden. Werden Aufgaben ausgeweitet, ohne die Verwaltung entsprechend aus-
zustatten, führt Modernisierung zur Überlastung. 

Hinzu kommt, dass der Bund als Arbeitgeber und Dienstherr attraktiv bleiben 

muss. Der Wettbewerb um Fachkräfte wird schärfer. Eine zukunftsfähige Bundes-
verwaltung braucht deshalb vollständig finanzierte Tarif- und Besoldungsanpas-

sungen, ausreichende Ausbildungskapazitäten, bessere Nachwuchsgewinnung, 
verlässliche Personalentwicklung und gesundheitsgerechte Arbeitsbedingun-

gen. Gute Verwaltung gibt es nicht ohne Gute Arbeit. 

Darüber hinaus hat der Bund erhebliche besoldungsrechtliche Verpflichtungen 

zu erfüllen. Die jahrelange Diskussion um die amtsangemessene Alimentation ist 

keine freiwillige haushaltspolitische Frage, sondern folgt aus verfassungsrecht-
lichen Vorgaben. Das Bundesalimentationsgesetz ist bislang nicht beschlossen. 
Offen ist daher, ob, wann und mit welchem Inhalt eine gesetzliche Neuregelung 
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kommt. Klar ist aber, dass der Bund seit Jahren mit Ansprüchen auf Nachzahlun-
gen rechnen muss. 

Der Haushaltsentwurf muss deshalb auch daran gemessen werden, ob diese ab-
sehbaren Verpflichtungen transparent, auskömmlich und dauerhaft abgebildet 

sind. Es reicht nicht aus, Besoldungsanpassungen und Nachzahlungen lediglich 

in allgemeinen Personalausgaben oder zentralen Vorsorgeansätzen aufgehen zu 
lassen. Der Haushaltsgesetzgeber sollte nachvollziehbar ausweisen, in welchem 
Umfang Mittel für die Herstellung amtsangemessener Alimentation, für rückwir-

kende Zahlungen und für künftige strukturelle Mehrbedarfe vorgesehen sind. 

Aus Sicht des DGB ist dabei klar, dass verfassungsrechtlich gebotene Besoldung 

keine disponible Konsolidierungsmasse ist. Die notwendigen Mittel dürfen nicht 
durch Kürzungen, Wiederbesetzungssperren oder zusätzliche Einsparauflagen 
in den Dienststellen gegenfinanziert werden. Andernfalls würde der Bund die 
Kosten jahrelanger Unteralimentation faktisch auf die Beschäftigten und die 

Funktionsfähigkeit der Verwaltung verlagern. Ein zukunftsfester öffentlicher 
Dienst setzt voraus, dass der Bund seine Rolle als Dienstherr ernst nimmt und 

amtsangemessene Besoldung, faire Nachzahlungen und eine verlässliche Perso-
nalfinanzierung sicherstellt. 

2.10.3 Stellenabbau ersetzt keine Aufgabenkritik 

Besonders kritisch ist der vorgesehene pauschale Stellenabbau in der Bundes-
verwaltung. Die Bundesregierung stellt ausdrücklich fest, dass „Sparen“ in der 

Bundesverwaltung selbst beginne. Effizientere Abläufe und Strukturen in den 
Bundesministerien sollen 2027 Einsparungen von 1,2 Mrd. Euro bringen. Ress-

ortübergreifend würden Einsparungen von 4 Mrd. Euro umgesetzt. Dies ent-
spricht einer Einsparvorgabe von einem Prozent pro Jahr je Ministerium. Zudem 

soll der bereits begonnene Stellenabbau in der Verwaltung fortgeführt werden. 

Sicherheitsbehörden seien ausgenommen. Die Einsparquote beim Personal soll 

2027 zwei Prozent betragen, bis 2029 sollen beim Personal insgesamt 8 Prozent 
eingespart werden. 

Der DGB lehnt diese pauschale Logik ab. Eine feste Einsparquote ersetzt keine 
Aufgabenkritik. Sie sagt nichts darüber aus, welche Aufgaben entfallen, welche 

Dienststellen entlastet sind oder wo tatsächlich Spielräume bestehen. Sie igno-
riert Belastungen, gesetzliche Aufgaben, demografische Entwicklungen und die 
Anforderungen der Digitalisierung. Damit wird Personal zur Konsolidierungs-

masse, obwohl es die zentrale Voraussetzung für staatliche Handlungsfähigkeit 
ist. 

Pauschaler Stellenabbau trifft die Verwaltung nicht abstrakt. Er trifft konkrete 
Dienststellen und konkrete Beschäftigte. In der Praxis bedeutet er häufig Wieder-

besetzungssperren, unbesetzte Stellen, Arbeitsverdichtung, längere Bearbei-
tungszeiten und sinkende Attraktivität des öffentlichen Dienstes. Gerade in einer 

Situation, in der der Bund mehr leisten soll, ist das der falsche Weg. 

Auch die Ausnahme der Sicherheitsbehörden reicht nicht aus. Es ist richtig, si-
cherheitsrelevante Bereiche nicht zu schwächen. Aber die Handlungsfähigkeit 
des Bundes hängt nicht allein von Sicherheitsbehörden ab. Auch IT-Dienstleister 
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des Bundes, das BAMF, die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des Bun-
des, die Bundesliegenschafts- und Bauverwaltung, Beschaffungs- und Förder-
verwaltung, Zoll und Finanzkontrolle Schwarzarbeit, Bundeswehrverwaltung, 
BAuA, BBK und THW sowie bundesunmittelbare Sozialversicherungsträger sind 

für einen funktionierenden Staat unverzichtbar. Eine krisenfeste Verwaltung 

braucht Stabilität in der Breite. 

Der DGB fordert daher, auf pauschale Stellenabbauvorgaben zu verzichten. Vor 
jeder Stelleneinsparung muss nachvollziehbar geprüft werden, welche Aufgaben 

betroffen sind, welche Folgen für Bearbeitungszeiten, Rechtsdurchsetzung, Ar-

beitsbelastung und Gesundheit der Beschäftigten entstehen. Digitalisierung darf 
nicht als Vorwand dienen, Personal abzubauen, bevor Entlastung überhaupt 

nachweisbar ist. 

2.11 Kürzungen bei Internationaler Zusammenarbeit 
kritisch (vgl. Einzelpläne 09, 23) 

Die internationale Zusammenarbeit steht angesichts der Verschärfung geopoli-
tischer Konflikte, zunehmender autoritärer Tendenzen, wachsender sozialer Un-

gleichheiten sowie der Folgen des Klimawandels vor erheblichen Herausforde-
rungen. Kriege und Krisen, unterbrochene Liefer- und Wertschöpfungsketten 

sowie steigende Verschuldung belasten insbesondere Entwicklungs- und 
Schwellenländer und erschweren die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhal-

tige Entwicklung. Gerade in dieser Situation sind eine verlässliche Entwicklungs-
zusammenarbeit, starke multilaterale Institutionen und eine handlungsfähige 
Zivilgesellschaft unverzichtbar. Gewerkschaften leisten dabei einen wesentli-

chen Beitrag zur Förderung menschenwürdiger Arbeit, sozialer Gerechtigkeit, 

demokratischer Teilhabe und resilienter Institutionen. 

Vor diesem Hintergrund bewertet der DGB die erneuten Kürzungen im Etat des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) kritisch. Eine zukunftsorientierte Entwicklungszusammenarbeit muss die 

internationale gewerkschaftliche Zusammenarbeit, den Sozialdialog und die 

Umsetzung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten stärken, anstatt bewährte 
Förderinstrumente zu schwächen, um den Haushalt zu sanieren. 

2.11.1  Sozialstrukturförderung als eigenständiges Förderinstrument 
erhalten 

Der Haushaltsentwurf 2027 sieht vor, die bisherigen Haushaltstitel „Förderung 
entwicklungswichtiger Vorhaben privater deutscher Träger“ (Titel 687 76-023) 

und „Sozialstrukturförderung“ (Titel 687 03-023) zu einem gemeinsamen Titel 
zusammenzuführen. Gleichzeitig liegt der gemeinsame Mittelansatz unter dem 
bisherigen Gesamtvolumen beider Förderinstrumente. Damit droht die Sozial-

strukturförderung nicht nur finanziell weiter geschwächt, sondern auch haus-
haltspolitisch unsichtbar zu werden. Die Mittel für den zusammengeführten Titel 
werden gegenüber dem bisherigen Gesamtansatz um rund neun Prozent ge-
kürzt. 
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Für das DGB-Bildungswerk ist die Sozialstrukturförderung das zentrale Instru-
ment der internationalen gewerkschaftlichen Zusammenarbeit. Sie stärkt lang-
fristig demokratische Gewerkschaftsstrukturen, den Sozialdialog sowie Arbeits- 
und Gewerkschaftsrechte und trägt zur demokratischen Handlungsfähigkeit zi-

vilgesellschaftlicher Akteure in Partnerländern des Globalen Südens bei. Sie ist 

kein allgemeines Förderprogramm privater Träger, sondern ein eigenständiges 
Instrument langfristiger gesellschaftlicher Strukturförderung. Der DGB fordert 
deshalb, die Sozialstrukturförderung mit eigener Ausweisung und Erläuterung 

im Bundeshaushalt zu erhalten, die vorgesehene Zusammenlegung mit der För-

derung privater Träger zurückzunehmen und die Mittel mindestens auf dem bis-
herigen Niveau abzusichern, um langfristige Planungssicherheit für die interna-

tionale gewerkschaftliche Zusammenarbeit zu gewährleisten. 

2.11.2 Gewerkschaftliche Entwicklungszusammenarbeit strukturell 
verankern 

Die strategische Partnerschaft zwischen dem BMZ und den Gewerkschaften ist 
ein zentrales Element einer arbeitnehmerorientierten Entwicklungszusammen-

arbeit. Gewerkschaften verfügen über langjährig gewachsene internationale 
Netzwerke und leisten einen wesentlichen Beitrag zur Förderung guter Arbeit, 

sozialer Dialoge und demokratischer Teilhabe weltweit. Der 23. Ordentliche 
Bundeskongress des DGB hat deshalb die strukturelle Verankerung der gewerk-
schaftlichen Entwicklungszusammenarbeit im BMZ gefordert. Um diese Zusam-

menarbeit wirksam fortzuführen und auszubauen, bedarf es einer verlässlichen 
institutionellen und finanziellen Grundlage. Der DGB fordert daher die Einrich-

tung eines eigenen Haushaltstitels für die gewerkschaftliche Entwicklungszu-

sammenarbeit im BMZ sowie den Erhalt und Ausbau des Union-Scout-Pro-

gramms als wichtiges Instrument zur Stärkung gewerkschaftlicher Expertise in 
der Außenwirtschafts- und Entwicklungspolitik. 

2.11.3  Engagement für ILO und UN fortführen 

Die freiwilligen Beiträge Deutschlands an internationale Organisationen wie die 

Einzelorganisationen der Vereinten Nationen sind ein elementarer Bestandteil 
einer auf Frieden, sozialer Gerechtigkeit und nachhaltiger Entwicklung ausge-

richteten Außenpolitik. Eine Kürzung dieser Mittel gefährdet zentrale multilate-
rale Strukturen und schwächt die internationale Handlungsfähigkeit Deutsch-
lands. Um die Umsetzung der Agenda 2030 und der Sustainable Development 

Goals (SDGs) glaubhaft zu unterstützen, müssen insbesondere Organisationen 
wie die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) weiter gestärkt statt finanziell 

geschwächt werden. Vor dem Hintergrund der erneuten Kürzungen des BMZ-

Etats fordert der DGB deshalb eine auskömmliche Finanzierung der internatio-

nalen Entwicklungszusammenarbeit sowie der multilateralen Organisationen, 
die sich für menschenwürdige Arbeit, soziale Gerechtigkeit und demokratische 

Teilhabe einsetzen. 

2.11.4  Umsetzung der Lieferkettengesetze sicherstellen 

Mit dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) hat Deutschland einen 
wichtigen Schritt hin zu verantwortungsvollem Wirtschaften gemacht. Die 
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europäischen Regelungen zu menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten bauen auf 
diesem Ansatz auf und erfordern wirksame Unterstützungs- und Umsetzungs-
strukturen. Der DGB warnt davor, die Lieferkettenregulierung zu schwächen, und 
fordert die Bereitstellung angemessener Haushaltsmittel für die Umsetzung 

menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten auf gewerkschaftlicher, unternehmeri-

scher und administrativer Ebene. Hierzu gehört insbesondere die dauerhafte Fi-
nanzierung und der weitere Ausbau des im Jahr 2026 eröffneten HRDD Compe-
tence Centre (Human Rights Due Diligence Competence Centre), das die 

Expertise von DGB, Friedrich-Ebert-Stiftung, IndustriALL und UNI Global Union 

bündelt und Gewerkschaften weltweit bei der praktischen Umsetzung men-
schenrechtlicher Sorgfaltspflichten unterstützt. Damit stärkt das Kompetenz-

zentrum die Umsetzung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes sowie der 
europäischen Sorgfaltspflichten und leistet einen wichtigen Beitrag zur Förde-
rung menschenwürdiger Arbeit und verantwortungsvoller globaler Liefer- und 

Wertschöpfungsketten. 


